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Verordnung zur Änderung 
der Einkommensieuer-Durcliführungsverordnunr 


Vom 6. April 1961 


Auf Grund dos § 51 Abs. 1 dos Einkommensteuer¬ 
gesetzes in der Fassung vom 11. Oktober 1960 
(BundesgesetzbL I S. 789) verordnet die Bundesregie¬ 
rung mit Zustimmung des Bundesrates: 


Artikel 1 

Die Ein komm ensteuer-Durch f ührungsverordnu ng 
in der Fassung vom 13. März 1959 (BundesgesetzbL I 
S. 120) ist weiterhin anzuwenden. Sie wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherigen Absätze 1 und 3 werden ge¬ 
strichen. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1. 

c) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Unterhält ein Steuerpflichtiger eine 
Betriebstätte in Berlin (West), so gilt § 6a 
Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle eines Rechnungszinsfußes 
von 5,5 vom Hundert ein Rcchnungszinsfuß 
von 3,5 vom Hundert tritt, wenn der Pen¬ 
sionsberechtigte in dem letzten Wirtschafts¬ 
jahr vor dem Zeitpunkt des vertraglich vor¬ 
gesehenen Eintritts des Versorgungsfalls 
mindestens 8 Monate in einer in Berlin (West) 
belogenen Relriebslätlc beschäftigt war; 
§ Ga Abs 4 Sätze 2 bis 4 des Gesetzes sind 
in diesem Fall nicht, anzuwenden.'' 


2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Im neuen Absatz 1 wird die Fußnote 1 ge¬ 
strichen; der folgende Satz wird angefügt: 

„Für das Land Berlin tritt an die Stelle des 
21. Juni 1948 der 1. April 1949." 

c) Der folgende Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Für Wirtschaftsgüter, die zum Betriebs¬ 
vermögen eines Betriebs oder einer Betrieb¬ 
st ätto im Saarland gehören, gilt Absatz 1 mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle des 21. Juni 
1948 der 6. Juli 1959 sowie an die Stelle des 
§ 16 Abs. 1 und des § 18 des D-Markbilanz- 
gesetzes vom 21. August 1949 der § 8 Abs. 1 
und die §§11 und 12 des D-Markbilanzgeset¬ 
zes für das Saarland vom 30. Juni 1959 (Bun¬ 
desgesetzbL I S. 372) treten." 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden 

aa) in Satz 1 hinter den Worten „(Bundes¬ 
gesetzbL I S. 1215)" die Worte „und in 
der Fassung des § 4 des Elften Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgeset¬ 
zes vom 29. Juli 1359 (BundesgesetzbL I 
S. 545)" eingefügt 
und 
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bb) Satz 4 ges I n dien. 

b) Absatz 3 wird gestrichen. Der bisherige Ab¬ 
satz 4 wird Absatz 3. 

4. § 15 erhalt die folgende Fassung: 

.5 15 

Erhöhte Absetzungen bei Anwendung der Ver¬ 
ordnung über die Bemessung des Nutzungswerts 
der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus 

Die erhöhten Absetzungen nadi § 7b des Ge¬ 
setzes sind auch bei der Berechnung des 
Nutznngswcrls der Wohnung im eigenen Ein¬ 
familienhaus nach der Verordnung über die 
Bemessung des Nutzungswerts der Wohnung 
im eigenen Einfamilienhaus vom 26. Januar 1937 
(Rcichsgcsctzbl. 1 S. 99) zulässig. Der Absetzungs¬ 
betrag ist in voller Höhe von dem um die 
abzugsfähigen Sdiuldzinscn gekürzten Grund- 
betrag abzuziehen. Entsteht hierdurch ein Ver¬ 
lust, so ist dieser mit den Einkünften aus 
anderen Einkunflsarten auszugleidien." 

5. fn § 16 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „Eigentums¬ 
wohnung" durch das Wort „ Kaufei gentumswoh- 
mmg" ersetzt. 

6. § 25 wird gestrichen. 

7. § 28 wird gestrichen. 

8. § 29 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Die Bausparkasse hat dem für ihre Ver¬ 
anlagung zuständigen Finanzamt (§ 73 a der 
Reichsabgabenordnung) unverzüglich die Fälle 
anzuzeigen, in denen, außer im Fall des Todes 
des Bausparers, 

1. bei nach dem 31. Dezember 1954 abge¬ 
schlossenen Bausparverträgen vor Ab¬ 
lauf von fünf Jahren seit dem 
Vertragsabschluß 

a) die Bausparsumme ganz oder zum 
Teil ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum 
Teil zurück gezahlt werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz 
oder zum Teil bcliehen werden; 

2. bei nach dem 31. Dezember 1953 abge¬ 
schlossenen Bausparverträgen vor Ab¬ 
lauf von fünf Jahren seit dem Ver¬ 
tragsabschluß 

a) die Bauspar summe ganz oder zum 
Teil ausgczahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum 
Teil zurückgezahlt werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz 
oder zum Teil abgetreten oder be¬ 
lieben werden; 

3. bei nach dem 8. März 1960 abgeschlos¬ 
senen Bausparverträgen vor Ablauf 


von sechs Jahren seit dem Vertrags¬ 
abschluß ein Tatbestand der Ziffer 2 
Buchstaben a bis c eintritt. 

In den Fällen, in denen die Bausparsumme aus- 
gezahlt wird oder Ansprüche aus dem Bauspar¬ 
vertrag belieben werden, entfällt die Anzeige- 
pflicht, wenn der Bausparer die empfangenen 
Beträge unverzüglich und unmittelbar zum 
Wohnungsbau verwendet." 

9. § 31 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Fine Nachversteuerung ist durchzuführen, 
wenn, außer im Fall des Todes des Bausparers 
oder des Eintritts seiner völligen Erwerbsun¬ 
fähigkeit, 

1. bei nach dem 31. Dezember 1954 abge¬ 
schlossenen Bausparverträgen vor Ab¬ 
lauf von fünf Jahren seit dem Ver¬ 
tragsabschluß 

a) die Bausparsumme ganz oder zum 
Teil ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum 
Teil zurückgezahlt werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz 
oder zum Teil beliehen werden; 

2. bei nach dem 31. Dezember 1958 abge¬ 
schlossenen Bausparverträgen vor Ab¬ 
lauf von fünf Jahren seit dem Ver¬ 
tragsabschluß 

a) die Bausparsumme ganz oder zum 
Teil ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum 
Teil zurückgezahlt werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz 
oder zum Teil abgetreten oder be¬ 
liehen werden; 

3. bei nach dem 8. März 1960 abgeschlos¬ 
senen Bausparverträgen vor Ablauf 
von sechs Jahren seit dem Vertrags¬ 
abschluß ein Tatbestand der Ziffer 2 
Buchstaben a bis c eintritt. 

§ 30 ist entsprechend anzuwenden. Bei einer 
Teilrückzahlung von Beiträgen gelten die zuletzt 
geleisteten Beiträge als zuerst zurückgezahlt. 
Das Entsprechende gilt, wenn die Bausparsumme 
zum Teil ausgezahlt wird oder Ansprüche aus 
dem Vertrag zum Teil abgetreten oder beliehen 
werden." 

10. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „§§ 39 bis 42" 
durch die Worte „§§ 39 bis 41, 41a Abs. 1 
und § 42" ersetzt. 

b) Hinter Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Werden Wertpapiere, die nach dem 
31. Dezember 1954 und vor dem 7. Oktober 
1956 steuerbegünstigt erworben worden sind 
und bei denen sich die Sperrfrist nach § 41 a 
Abs. 1 der Einkommensteuer-Durchführungs- 
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Verordnung (ESIDV 1956/57) in der Fassung 
vom 26. April 1958 nicht auf drei Jahre ver¬ 
kürzt, nach Kündigung oder Auslosung ein¬ 
gelöst, so ist eine Nach Versteuerung nicht 
durch/.uführen, wenn der Steuerpflichtige an 
Stelle des (ungelösten Werlpapiers unmittel¬ 
bar oder mit lei bar als Erster werber Zug um 
Zug andere festverzinsliche Wertpapiere (aus¬ 
genommen Wandelan leihen und Gewinn- 
ohligationen) im Nennwert des eingelösten 
Wertpapiers erwirbt und bis zum Ablauf der 
noch § 37 Abs. 1 der Einkommen stcuer- 
Du rdiführungsvcrordnung (EStDV 1955) vom 
21. Dezember 1955 für die eingelösten Wert¬ 
papiere gellenden Sperrfrist festlegt. An 
Siello des eingalösten Wertpapiers kann der 
Steuerpflichtige auch Zug um Zug den Ein- 
lösungsbetrag bis zum Ablauf dieser Frist 
fes liegen." 

11. § 44 erhält die folgende Fassung: 

„§ 44 

Uberleilungsvorsdirift für den Abzug von Bei¬ 
trägen im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes 1957, des § 10 Abs. 1 
Ziff. 3 des Emkormmmslouorgesolzes 1958 und 
des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 der Einkommensteuer¬ 
gesetze 1955 und 1957 

Nach, dem 31. Dezember 1959 geleistete Bei¬ 
träge 

1. im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 des Gesetzes 
in der Fassung vom 13. November 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1793), 

2. im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 3 des Gesetzes 
in der Fassung vom 23. September 1958 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 672) und 

3. im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 des Gesetzes 
in der Fassung vom 21. Dezember 1954 
(Bundesgesetzbl. F S. 441) und des Gesetzes 
in der Fassung vom 13. November 1957, 

die nach § 52 Abs. 11 bis 13 des Gesetzes weiter¬ 
hin als Sonderausgaben nhzugsfähig sind, kön¬ 
nen zusammen mit den Sonderausgaben im Sinn 
des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 des Gesetzes bis 
zu den in § 10 Abs. 3 Ziff. 3 des Gesetzes be- 
zei ebneten I Iöd i s Lh e l rüg en ab gezogen we rden." 

12. In § 52 Abs. 2 werden hinter den Worten „Bun- 
desgesetzbf. I S. 1215" die Worte „— und in der 
Fassung des § 4 des Elften Gesetzes zur Ände¬ 
rung des Laslenausgleicihsgesot.zes vom 29. Juli 
1959 — Bundesgesetzbl. I S. 545" eingefügt. 

13. In § 53 Abs. 3 wird die Fußnote gestrichen.; der 
folgende Satz wird angerlügt: 

„Im Land Berlin tritt an die Stelle des 21. Juni 
1948 jeweils der 1. April 1949; im Saarland tritt 
an die Stelle des 21. Juni 1948 für die in § 43 
Abs, 1 Ziff. 1 des Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiete der 
Steuern, Zölle und Finan/.monopole im Saarland 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 339) be¬ 
zeichne len Personen jeweils der 6. Juli 1959," 


14. § 65 erhalt die folgende Fassung: 

.§ 65 

Pauschbeträge für Körperbehinderte 

(1) Körperbehinderte, bei denen die Voraus¬ 
setzungen des Absatzes 2 vorliegen, erhalten 
auf Antrag wegen der außergewöhnlichen Be¬ 
lastungen, die ihnen unmittelbar infolge ihier 
Körperbebinderung erwachsen, einen Pausch¬ 
betrag, wenn sie nicht höhere Aufwendungen 
nachweisen oder glaubhaft machen. Die Höhe 
des Pauschbetrags richtet sich nach der dauern¬ 
den (nicht nur vorübergehenden) Minderung der 
Erwerbsfähigkeit des Körperbehinderten, soweit 
diese nicht überwiegend auf Alterserscheinungen 
beruht. Als Pauschbeträge werden gewährt: 

Stufe Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkoit 
um 

vom vom 



Hundert 

Hundert 

DM 

1 

25 

bis ausschließlich 

35 ■ 

360 

2 

35 

bis ausschließlich 

45 

480 

3 

45 

bis ausschließlich 

55 

636 

4 

55 

bis ausschließlich 

65 

780 

5 

65 

bis ausschließlich 

75 

9uü 

6 

75 

bis ausschließlich 

85 

1 140 

7 

85 

bis einschließlich 

90 

1 300 

8 

91 

bis einschließlich 

100 

1 500 




(Erwerbs¬ 

unfähig¬ 

keit) 



Blinde sowie Körperbehinderte, die infolge der 
Körperbehinderung ständig so hilflos sind, daß 
sie nicht ohne fremde Wartung und Pflege be¬ 
stehen können, erhalten an Stelle der in der 
Übersicht aufgeführten Pauschbeträge einen 
Pauschbetrag von 3 900 Deutsche Mark. 

(2) Die Pauschbeträge des Absatzes 1 er¬ 
halten 

1. Körperbehinderte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit auf mindestens 50 
vom Hundert festgestellt ist; 

2. Körperbehinderte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit auf weniger als 50 
vom Hundert, aber mindestens 25 vom 
Hundert festgestellt ist, 

a) wenn dom Körperbehinderten wegen 
seiner Behinderung nach gesetz¬ 
lichen Vorschriften Renten oder 
andere laufende Bezüge zustehen, 
und zwar auch dann, wenn das 
Recht auf die Bezüge ruht oder der 
Anspruch auf die Bezüge durch 
Zahlung eines Kapitals abgefunden 
worden ist, oder 

b) wenn die Körperbehinderung zu 
einer äußerlich erkennbaren dauern¬ 
den Einbuße der körperlichen Be¬ 
weglichkeit geführt hat oder auf 
einer typischen Berufskrankheit be¬ 
ruht. 
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(3) Die Körporbohinderung und das Ausmaß 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit sind wie 
folgt nac:i]/uw('isen: 

1. Körperbeliinderl.e t deren Minderung der 
Li i wo r I)s I ü 1 i i g keil aul inindestcns 50 
von Hundert testgesteilt ist, haben den. 
andi i (■! i o n Aus woi s 1 ü r Schwerkriegs- 
b c ■ s cl i ä (Byte, S ch w e r b e s ch ad ig t e o de r 
Säiwer(irw' 1 r>si)esdirünkte oder, wenn 
ihnen w^gcn ihrer Behinderung na da 
d c ■ a e (i:::> 1 • liehen Vorsdi ri f io n Renten 
oder andere laufende Bezüge zustehen, 
den Junten Bescheid oder den ent- 
sprech < inden. Beschn 1 d vorzulegen. Kann 
d t ; s Ausma ß der Kö rp e rh ohi nderurtg i n 
dieser Weise nicht nadigowiesen wer¬ 
den. so ist. der Nachweis durch eine 
■Bes d i e in j ge e g d e r zu.s t ä n di g an B e - 
hör de zu erbringen. Die Behörde hat 
bei der Bemessung der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit die Anhaltspunkte für 
die ärztliche Gutachtertätigkeit im Ver¬ 
sorgung swesen zugrunde zu legen und 
dabei von dem Umfang der verbleiben¬ 
de n A rb ei tsi n.ög 1 ichkei t im allgemeinen 
Erwerbsleben aus zugehen. Bei Körper¬ 
lich i nder Le n, die d as 14. Lebcnsj ahr no ch 
nicht vollendet haben, beinißt sich die 
Mi Ti der ung der E rwc rb s f ä h i g k eit nach 
d e r A rb e i t sin ö g 1 i chic eit, die ve rb leib en 
würde, wenn sie das 14. Lebensjahr 
bereits vollendet hätten. Der Nachweis, 
daß der Körperbehinderte ständig so 
hilflos ist, daß er nicht ohne fremde 
Wartung und Pflege bestehen kann, 
kann auch durch Vorlage eines Renten- 
boschcids, der die entsprechenden An¬ 
gaben enthält, geführt werden; 

2. K ö rp e r b eh i nd er t e, d e r e n Mi n de r ung der 
Erwerbsfähigkeit auf weniger als 50 
vom Hundert, aber mindestens 25 vom 
Hundert fest ge stellt ist, haben 

a) — wenn ihnen wegen ihrer Behin¬ 

derung nach den gesetzlichen Vor¬ 
schriften Reuten oder andere lau¬ 
fende Bezüge zustehen — den 
Renten b es ch ei d oder den ent- 

sp re di.end on i 5e s cheid v o rzulegen, 

b) in allen anderen Fällen eine Be¬ 
schein i g!ng d er zu ständ i gen Behörde 
vorzulegon. Ziffer 1 Sätze 3 und 4 
sind anz i i wencIen. Die Eescheinigung 
de r I >oh ö rcl e h at ai 1 ch eine Äußerung 
darüber zu enthalten, ob die Körper- 
bohi ad erung zu einer äußerlich 
erk e n n b aren dau.e rn den Ein bu ß e de r 
körperlichen Beweglichkeit geführt 
hat oder auf einer typischen Berufs¬ 
krankheit beruht. 

(4) Personen, denen laufende Hinterbliebe¬ 
nenbezüge bewilligt worden sind, erhalten auf 
Antrag einen Pauschbetrag von 600 Deutsche 
Mark, wenn die Hinterbliebenenbezüge geleistet 
werden 


1. nach dem Bundesversorgungsgesetz 
oder einem anderen Gesetz, das die 
Vorschriften des Bundesversorgungs¬ 
gesetzes über Hinterbliebenenbezüge 
für entsprechend anwendbar erklärt, 
oder 

2. nach den Vorschriften über die gesetz¬ 
liche Unfallversicherung oder 

3. nach den beamten rechtlichen Vorschrif¬ 
ten an Hinterbliebene eines an den 
Folgen eines Dienst Unfalls verstorbe¬ 
nen Beamten oder 

4. nach den Vor sch rillen des Bundesont- 
Schädigung sgesaizes über die Ent¬ 
schädigung für Schaden an Leben, 
Körper oder Gesundheit. 

Der Pauschbetrag wird auch dann gewährt, 
wenn das Recht auf die Bezüge ruht oder der 
Anspruch auf die Bezüge durch Zahlung eines 
Kapitals abgefunden worden ist. Liegen bei 
Steuerpflichtigen die Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 des Gesetzes oder die Voraussetzungen 
für eine Zusammen Veranlagung nach § 27 Abs. 1 
des Gesetzes vor, so ist der Pauschbetrag bei 
der Veranlagung diesen Steuerpflichtigen nur 
einmal zu gewähren. 

(5) Steht der Pauschbetrag für Körperbehin¬ 
derte (Absatz 1) oder der Pauschbetrag für 
Hinterbliebene (Absatz 4) einem Kind zu, für 
das dem Steuerpflichtigen nach § 32 Abs 2 
Ziff. 2 des Gesetzes auf Antrag ein Kinderfrei¬ 
betrag gewährt wird, so wird der Pauschbetrag 
auf Antrag insoweit auf den Steuerpflichtigen 
übertragen, als das Kind den Pauschbetrag nicht 
in Anspruch genommen hat. Die Übertragung 
des Pauschbetrags für Hinterbliebene ist jedoch 
nicht zulässig, wenn der Steuerpflichtige oder 
eine der übrigen in Absatz 4 letzter Satz be- 
zeidmeten Personen bei der Veranlagung den 
Pauschbetrag bereits nach Absatz 4 erhält/ 

15. In § 76 Abs. 2 Satz 1 wird die Jahreszahl 
„1960/61" durch die Jahreszahl „1963/64" ersetzt. 

16. In § 77 Abs. 2 wird die Jahreszahl „1960/61" 
durch die Jahreszahl „1963/64" ersetzt. 

17. In § 78 Abs. 3 wird die Jahreszahl „1960/61" 
durch die Jahreszahl „1963/64" ersetzt. 

18. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 wird die Jahreszahl „1960" je¬ 
weils durch die Jahreszahl „1865" ersetzt. 

b) Hinter Absatz 6 wird der Rügende Absatz 7 
angefügt: 

„(7) Die Abschreibungen nach Absatz 1 
und nach Absatz 3 können nicht in Anspruch 
genommen werden für Wirtschaftsgüter, die 
im Rahmen der Neuerrichtung von Betrieben 
oder Betriebstätten angeschafft oder her- 
gestellt werden." 

19. In § 80 Abs. 2 Ziff. 4 und Abs. 3 letzter Satz 
werden jeweils die Worte „oder im Saarland" 
gestrichen. 
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20. § B! wird wie folgt, geändert.: 

ci) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Ziffer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe hb 
erhält die* folgende Fassung: 

lf bb) für die Errichtung von neuen För¬ 
derst büch len in Verbindung mit 
AufschJußarboiten unter Tage und 
für die Ernditung von Seilfahrt¬ 
oder Wetter sch ächten sowie für die 
Umstellung der Fürder- und Seil- 
l'a 1 1 de i n ri eilt i i ng en der Tagcsscbädi te, 
und zwar von Flur- auf Turmförde- 
miKj, von Dampf- auf elektrischen 
Antrieb, von Gestell- auf GefäßfÖr- 
derung und von Hand- auf halb- 
ode r voilau l.oiua tische Steuerung, 
und für die damit, in unmittelbarem 
Zu sn ni menh a ng s te h enden A n de¬ 
in ngon des Schachtes oder des 
Schacht ausba ues,". 

bh) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. daß mit der Durchführung der in 
Ziffer 1 Buchs! abe a bezeichnetcn 
Vorhaben vor dom 1. Januar 1964 
und der in Ziffer 1 Buchstabe b be- 
zeichneten Vorhaben vor dem 1. Ja¬ 
nuar 1961 begonnen und", 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aci) Hinter Satz 1 wird der folgende Satz 
oingefügl: 

„ A.n d i e S te He des 31. Dezember 1965 
tritt bei begünstigten Vorhaben, mit 
deren lau.rchführung nach dem 31. De¬ 
zember i960 begonnen worden ist, der 
31, Dezember 1963." 

bb) In dem bisherigen Satz 2 werden die 
Worte „in den Ziffern 1 und 2" durch die 
Worte „in den Sätzen 1 und 2" ersetzt. 

21. in § 82 Abs. 3 Satz 1 wird die Jahreszahl „I960" 
durch die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

22. In § 82a Abs. 2 wt 1 rdnn dio Wort.o „Abs. 3" ge- 
s fliehen. 

23. Hinter § 82a wird der folgende § 82b einge¬ 
fügt: 

„§ 62 b 

Behandlung größeren Grhaltungsaufwands 
bei Wo!ingebäuden 

(1) Der Steuerpflichtige kann größere Auf¬ 
wendungen für die Erhaltung von Gebäuden, 
die im Zeitpunkt; der Leistung des Erhaltungs¬ 
auf wands nicht zu einem Betriebsvermögen ge¬ 
hören und überwiegend Wohnzwecken dienen, 
abweichend von § 11 Abs. 2 des Gesetzes auf 
zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen. Ein 
G o h ä u de d ient üh er wiege n d Wohnzwecken, 
wenn die Grun d fläche der Wohn zwecken die¬ 
nenden Räume des Gebäudes mehr als die Hälfte 
der gesamten Nutzfläche beträgt. Für die Zu¬ 
rechnung der Garagen zu den Wohnzwecken 
dienenden Räumen gilt § 7 In Abs. 6 des Gesetzes 
entsprechend. 


(2) Wird ein Gebäude während des Vertei- 
lungszeitraums veräußert oder in ein Betriebs¬ 
vermögen eingebracht, so ist der noch nicht 
berücksichtigte Teil des Erhaltungsaufwands im 
Jahr der Veräußerung oder der Überführung 
in das Betriebsvermögen als Werbungskosten 
abzusetzen. 

(3) Steht das Gebäude im Eigentum mehrerer 
Personen, so ist der in Absatz 1 bezeichnete 
Erhaltungsaufwand von allen Eigentümern auf 
den gleichen Zeitraum zu verteilen." 

24. In Anlage 1 werden in Ziffer 18 die folgenden 
Worte angefügt: 

Kühlanlagen zum Einfrieren von Fischfutter 
in der Forellenteichwirt schalt". 

25. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt A Ziff. 3 wird gestrichen; 

b) Abschnitt B Ziff. 1 erhält die folgende Fas¬ 
sung: 

„1. Um- und Ausbau von Wirtschaftsgebäu¬ 
den zu Lagerzwecken"; 

c) in Abschnitt B wird die folgende Ziffer 6 an¬ 
gefügt: 

„6. Neubau von Ställen und Baumaßnahmen 
zur Modernisierung von Ställen"; 

d) in Abschnitt D wird die folgende Ziffer 4 an¬ 
gefügt; 

„4. Neubau, Umbau und Ausbau von Brat¬ 
häusern, Sortierhallen und Futterküchen 
in der Teichwirtschaft". 

Artikel 2 

(1) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 1 ist erst¬ 
mals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach 
dem 15. Dezember 1960 enden. 

(2) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 4 ist erst¬ 
mals auf Gebäude anzuwenden, bei denen der An¬ 
trag auf Baugenehmigung nach dem 8. März 1960 
gestellt worden ist. 

(3) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 6, 7, 9 
und 14 sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1960, im Saarland erstmals für den Veranlagungs¬ 
zeitraum 1959/60 anzuwenden. 

(4) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 10 ist erst¬ 
mals für den Veranlagungszeitraum 1960 anzuw^en- 
den. 

(5) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 18 Buch¬ 
stabe b ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwen¬ 
den, die nach dem 31. Dezember 1960 beginnen. 

(6) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 20 Buch¬ 
stabe a Doppelbuchstabe aa ist erstmals für Wirt¬ 
schaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1959 beginnen. 

(7) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 23 ist erst¬ 
mals auf Erhaltungsaufwand anzuwenden, der nach 
dem 31. Dezember 1960 geleistet wird. 

(8) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 24 und 25 
sind erstmals auf Wirtschaftsgüter und Um- und 
Ausbauten an Wirtschaftsgütern anzuwenden, die 
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in einem nach dem 31. Dezember 195Ö beginnenden 
Wirtschaftsjahr an geschafft oder hergestellt worden 
sind. 


Artikel 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 

Bonn, den 6. April 1961 

Für den Bin 
Der Bundesminister für Fc 
Dr. Wue 


ge setz bl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 9 des 
Stcueränderungsgesetzes 1960 vom 30. Juli I960 
(Bundesgesetzbl. I S. 616) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


id.eskanzler 

milien- und Jugendfragen 
r in e 1 i n g 


Der Bundesminister der Finanzen 
Etz e 1 
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Bekanntmachung der Neufassung 
der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

Vom 7. April 1961 

Auf Grund des § 51 Abs. 2 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes in der Fassung vom 11. Oktober 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) wird nachstehend der Wort- 
faul der Einkommensteuer-Durchführungsverord¬ 
nung unter Berücksichtigung der Verordnung zur 
Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsver¬ 
ordnung vom 6. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 373) 
bekanntgemacht. 

Bonn, den 7. April 1961 


Der Bundesminister der Finanzen 
Etzel 



38u 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung vom 7. April iööl 
(EStDV I960) 


Inhaltsübersicht 


§ 

Wir Ls ch Elftsj a h r . 1 

Wirtschaftsjahr bei Land- und Forstwirten. 2 

Gestrichen . 3 

Steuerfreie Einnahmen . 4 

Begriffs be s t imm u n g en. 5 

Eröffnung, Erwerb, Aufgabe und Veräußerung eines 
Betriebs. 6 

Unentgeltlidie Übertragung eines Betriebs, eines 
Teilbetriebs oder einzelner Wirtschaftsgüter. 7 

überloitungsvorsdirift zu § 4 Abs. 3 des Gesetzes 
in den vor dem 1. Januar 1935 geltenden Fassungen 8 

Pensionsrüdes teil urigen . 9 

Absetzung für Abnutzung im Fall des § 4 Abs. 3 
des Gesetzes .. 10 

Ansch&ffnntjs- oder Herstellungskosten in den Fäl¬ 
len der §§ 7c und 7d Abs. 2 des Gesetzes in den 
vor dorn t. Januar 1955 geltenden Fassungen ..... 11 

Weitere Verfahren der Absetzung für Abnutzung 
in fn 11enden Jah reybetragen. 11a 

Buchmäßige Voraussetzungen für die Absetzung 
für A b n utzung in fallcndcn Jah resbeträgen . 11b 

Ord n un gs\nä ß i g o B u (b füh i un g . 12 

Begünstigter Personenkreis im Sinn der §§ 7a, 7e 
und 10a des Gesetzes. 13 

Bewegungsfreiheit für abnutzbare bewegliche Wirt- 
schaftsgiiter . 14 

Erhöhte Absetzungen bei Anwendung der Verord¬ 
nung über die Bemessung des Nutzungswerts der 
Wohnung im eigenen Einfamilienhaus .. 15 

Erhöhte Absetzungen beim Ersterwerb im Sinn des 
§ 7b Abs. 3 und 4 des Gesetzes. 16 

Tilgung in gleichem Jahresbeiträgen. 17 

Voraussetzungen . 18 

Gewinn bei Berechnung des berück sicht igungs- 
fähigen Gesamtbetrags der im Wirtschaftsjahr ge¬ 
gebenen Darlehen . 19 

Nadiversteuerung . 20 

Bewegungsfreiheit für Schiffe . 21 

Überleitungsvorschrift zu § 7d des Gesetzes in der 
Fassung vorn 13. November 1957 . 21 a 

Bewerlungsfre i h ei t für FabrikgebJude, La gerhäuser 
und landwirtschaftliche Betriebsgebäude .. 22 

Weitergeltung von Durchführungsvorschriften .... 23 

Gestrichen . 24 

Gestrichen . 25 

Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte . 26 


Absetzung für Abnutzung oder Substanz Verringe¬ 
rung . 2? 

Gestrichen . 28 

Anzeigepflicbieri bei Versicherungsverträgen und 
Bausparverträgen .. 29 

Nach Versteuerung bei Versicherungsverträgen .... 30 

Nadiversteuerung bei Bausparverträgen . 31 

Gestrichen ... 32 bis 42 

Oberleitungsvorschrift zu § 10 Abs. 1 Ziff. 2 Buch¬ 
stabe d des Einkommensteuergesetzes 1953 und zu 
§ 10 Abs. 1 Ziff. 4 der Einkommensteuergesetze 1955 
und 1957 . 43 

Überleitungsvorschrift für den Abzug von Beiträgen 
im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommen¬ 
steuergesetzes 1957, des § 10 Abs. 1 Ziff. 3 des 
Einkommensteuergesetzes 1958 und des § 10 Abs, 1 
Ziff. 4 der Einkommensteuergesetze 1955 und 1957 44 

Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Ge¬ 


winns im Fall des § 10 a Abs. 1 des Gesetzes .... 45 

Nadiversteuerung der Mehrentnahmen . 46 

Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Ge¬ 
winns im Fall des § 10 a Abs. 3 des Gesetzes .... 47 

Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, wis¬ 
senschaftlicher und der als besonders förderungs¬ 
würdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke . 48 

Förderung staatspolitischer Zwecke . 49 

Uberleitungsvorschrift zum Spendenabzug. 50 

Gestrichen . 51 

Begünstigter Personenkreis im Sinn des § 13 Abs. 4 
des Gesetzes in der Fassung vom 13. November 1957 52 

Veräußerung wesentlicher Beteiligungen. 53 

Gestrichen . 54 

Ermittlung des Ertrags aus Leibrenten in beson¬ 
deren Fällen .. 55 

Steucrerklärungspflicht . 56 


Steuererklärungspflicht im Fall der getrennten Ver¬ 
anlagung von Ehegatten nach § 26 a des Gesetzes 57 

Steuererkiärungspflicht im Fall der Zusammenver¬ 
anlagung von Ehegatten nach § 26 b des Gesetzes 57 a 

Erklärung bei einheitlicher und gesonderter Fest¬ 


stellung der Besteuerungsgrundlagen . 58 

Erklärung bei gesonderter Gewinnfcststcllung .... 59 

Form der Erklärung . 60 

Antrag auf anderweitige Verteilung der Sonder¬ 
ausgaben und der außergewöhnlichen Belastungen 
im Fall des § 26 a des Gesetzes . 61 











































Nr. 22 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 12. April 1901 


381 


§ 

Gestrichen . 62 bis 62 b 

Anwendung der §§ 7o, 7e und if)a des Gesetzes 
bei der Veranlagung von Eh ogaden . 62 c 

Anwendung des § 10 d des Gesetzes bei der Ver¬ 
anlagung von Ehegatten . . 62d 

A1 )/ng v on K i i m le rh e i bo L ü ij <rn bol geh enn Ler Ver- 


aniagung der EliegaUen nach § 20 a des Gesetzes 63 
Verwitwete Personen ... 63 a 

Einkonmienslernirtabe 11 e zu § 32 a Abs. 2 und 3 des 
Gesetzes . 63 b 

Außergewöhnliche Belastungen . 64 

Pauschbeträge für Körperbehinderte . 65 

Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge zum Arbeits¬ 
lohn . 66 

Ermittlung der Einkünfte aus den einzelnen Holz¬ 
nutzung sarten bei aussetzenden forstwirtschaft¬ 
lichen Betrieben . 67 

Betriebsgutachten, Betriebswerk, Nutzungssatz ... 68 

Ausländische Einkommensteuer. 68a 

Ausländische Einkünfte . 68 b 

Einkünfte aus mehreren ausländischen Staaten ... 68c 

Nachweis über die Höhe der ausländischen Ein¬ 
künfte und Steuern . 68 d 

Nachträgliche Festsetzung oder Änderung auslän¬ 
discher Steuern . 68 e 

Abzug ausländischer Steuern vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte ... 68 f 

Berücksichtigung ausländischer Steuern bei Doppcl- 
bcsteuerungsübkommen . 68 g 

Abweichende Vorauszahlungstermine . .... 69 

Veranlagung im Fall des § 46 Abs. 2 Ziff. 2 des 
Gesetzes . 69 a 

Ausgleich von Härten in bestimmten Fällen. 70 

Veranlagung auf Antrag nach § 46 Abs. 2 Ziff. 4 
und 5 des Gesetzes . 71 

Veranlagung auf Antrag nach § 46 a Satz 2 des 
Gesetzes . 72 

Sondervorschriften für beschränkt Steuerpflichtige 73 
Begriffsbestimmungen... 73 a 

Bemessungsgrundlage für den Steuerabzug im Sinn 
des § 5öa Abs. 4 des Gesetzes . . 73 b 

Zeitpunkt des Zullicßens im Sinn des § 50 a Abs. 5 
Satz 1 des Gesetzes . 73 c 

Aufzeichnungen, Steueraufsicht . 73 d 


Abführung und Anmeldung der Aufsiditsratsteuer 
und der Steuer von Vergütungen im Sinn des § 50 a 
Abs. 4 des Gesetzes (§ 50 a Abs. 5 des Gesetzes) 73 e 

Steuerabzug in den Fällen des § 50 a Abs. 6 des 


Gesetzes . 73 f 

Haftungsbescheid . 73 g 

Besonderheiten im Fall von Doppelbesteuerungs¬ 
abkommen . 73 h 

Abgeltung nach § 50 Abs. 4 des Gesetzes . 73 i 

Rücklage für Preissteigerung . 74 

Bewertungsfreiheit für abnutzbare Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens privater Krankenanstalten . . 75 


Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 

bestimmter Wirlschaftsgüter und der Vornahme 
bestimmter Baumaßnahmen durch Land- und Forst¬ 
wirte, die den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln ... 76 

Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 

bestimmter Wirtschaftsgüter und der Vornahme 
bestimmter Baumaßnahmen durch Land- und Forst¬ 
wirte, die den Gewinn nicht auf Grund ordnungs¬ 
mäßiger Buchführung ermitteln . 77 

Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 

bestimmter Wirtschaftsgüter und der Vornahme 
bestimmter Baumaßnahmen durch Land- und Forst¬ 
wirte, deren Gewinn nach Durchschnittsälzen zu 


ermitteln ist... 78 

Bewertungsfreiheit für Anlagen zur Verhinderung, 
Beseitigung oder Verringerung von Schädigungen 
durch Abwässer .. 79 

Bewertungsabschlag für bestimmte Wirtschaftsgüter 
des Umlaufsvermögens ausländischer Herkunft ... 80 


Bewertungsfreiheit für bestimmte Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens im Kohlen- und Erzbergbau 81 

Bewertungsfreiheit für Anlagen zur Verhinderung, 
Beseitigung oder Verringerung der Verunreinigung 
der Luft . 82 

Erhöhte Absetzungen von Herstellungskosten für 
Anlagen und Einrichtungen bei Wohngebäuden .. 82 a 

Behandlung größeren Erhaltungsaufwands bei 
Wohngebäuden . 82 b 

Weitergeltung des § 33 a des Gesetzes in clor Fas¬ 
sung vom 15. September 1953 . 83 


Schlußvorschriften 


Geltungsbereich . . 84 

Anwendung im Land Berlin. 85 


Anlagen 

Anlage 

Verzeichnis der Wirtschaftsgüter des beweglichen 
Anlagevermögens im Sinn des § 76 Abs. 1 Ziff. 1, 
des § 77 Abs. 1 Ziff. 1 und des § 78 Abs. 1 und 2 .. 1 


Verzeichnis der Wirtschaftsgebäude und Um- und 
Ausbauten an Wirtschaftsgebäuden im Sinn des 
§ 76 Abs. 1 Ziff. 2, des § 77 Abs. 1 Ziff. 2 und des 
§ 78 Abs. 1 und 2. 2 


Verzeichnis der Wirtschaftsgüter im Sinn des § 80 
Abs. 1 Ziff. 1. 3 


Verzeichnis der Wirtschaftsgüter im Sinn des § 80 
Abs. 1 Ziff. 2 . 4 


Verzeichnis der Wirtschaftsgüter des Anlagever¬ 
mögens über Tage im Sinn des § 81 Abs. 3 Ziff. 1 5 

Verzeichnis der Wirtschaftsgüter des beweglichen 
Anlagevermögens im Sinn des § 81 Abs. 3 Ziff. 2 . 6 

Verzeichnis der Anlagen und Einrichtungen im Sinn 
des § 82 a Abs. 1 . 7 













































382 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


Zu § 2 Abs. 5 des Gesetzes 

§ 1 

Wirtschaftsjahr 

Das Wirtschaftsjahr umfaßt einen Zeitraum von 
zwölf Monaten. Es darf einen Zeitraum von weniger 
als zwölf Monaten umfassen, wenn 

1. ein Betrieb eröffnet, erworben, aufgegeben 
oder veräußert wird oder 

2. ein Steuerpflichtiger von regelmäßigen Ab¬ 
schlüssen auf einen bestimmten Tag zu regel¬ 
mäßigen Abschlüssen auf einen anderen be¬ 
stimmten Tag übergeht. Bei Umstellung eines 
Wirtschaftsjahrs, das mit dem Kalenderjahr 
überemstimmt, auf ein vom Kalenderjahr ab¬ 
weichendes Wirtschaftsjahr und bei Umstellung 
eines vom Kalenderjahr abweichenden Wirt¬ 
schaftsjahrs auf ein anderes vom Kalenderjahr 
abweichendes Wirtschaftsjahr gilt dies nur, 
wenn die Umstellung im Einvernehmen mit 
dem Finanzamt vorgenommen wird. 

§ 2 

Wirtschaftsjahr bei Land- imd Forstwirten 

(1) Macht ein Land- und Forstwirt regelmäßig Ab¬ 
schlüsse für ein Wirtschaftsjahr, das nicht am 
30. Juni, aber an einem anderen Tag in der Zeit 
vom 24. Juni bis 6. Juli endet, so ist dieses Wirt¬ 
schaftsjahr das Wirtschaftsjahr im Sinn des § 2 
Abs. 5 Ziff. 1 Salz 1 des Gesetzes. 

(2) Wirtschallsjahr im Sinn des § 2 Abs. 5 Ziff. 1 
des Gesetzes ist bei 

1. reiner Weidewirtschaft und reiner Vieh¬ 
zucht 

der Zeitraum vom 1. Mai bis 30. April, 

2. reiner Forstwirtschaft 

der Zeitraum vorn 1. Oktober bis 30. Sep¬ 
tember. 

Ein Betrieb der in Satz 1 bezeiebneten Art liegt 
auch vor, wenn daneben in geringem Umfang noch 
eine andere land- oder forstwirtschaftliche Nutzung 
vorhanden ist. Soweit die Oberfinanzdireküonen*) 
vor dem 1. Januar 1955 ein anderes als die in § 2 
Abs. 5 Ziff. 1 des Gesetzes oder in Satz 1 bezeichne- 
ten Wirtschaftsjahre festgesetzt haben, wird dieser 
Zeitraum als Wirtschaftsjahr bestimmt; dies gilt 
nicht für den Weinbau. 

(3) Buchführende Land- und Forstwirte im Sinn 
des § 2 Abs. 5 Ziff. 3 Satz 2 des Gesetzes sind Länd¬ 
ernd Forstwirte, die auf Grund einer gesetzlichen 
Verpflichtung oder ohne eine solche Verpflichtung 
Bücher führen und regelmäßig Abschlüsse machen. 
Es müssen mindestens die nach der Verordnung 
über landwirtschaftliche Buchführung vom 5. Juli 
1935 (Roichsgesetzbl. I S. 908) erforderlichen Bücher, 
Register und Verzeichnisse geführt werden. 

Zu § 2 Abs. 6 des Gesetzes 

§ 3 

(gestrichen) 


Zu § 3 des Gesetzes 

§ 4 

Steuerfreie Einnahmen 

Die Vorschriften der Lohnsteuer-Durchführungs¬ 
verordnung über die Steuerpflicht oder die Steuer¬ 
freiheit von Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
sind bei der Veranlagung anzuwenden. 

Zu § 3a des Gesetzes 

§ 5 

Begriffsbestimmungen 

(1) Aufschließungsmaßnahmen sind Maßnahmen, 
die in sachlichem Zusammenhang mit der Errichtung 
von Wohnbauten notwendig sind, um diese Bauten 
in verkehrsüblicher Weise nutzbar zu machen. Dazu 
gehören insbesondere die Herrichtung der Verkehrs¬ 
flächen einschließlich des Erwerbs der hierzu er¬ 
forderlichen Grundstücke und die Herstellung der 
Abwässeranlagen und der öffentlichen Versorgungs¬ 
leitungen. 

(2) Gemeinschaftseinrichtungen sind solche Ein¬ 
richtungen, die in ursächlichem Zusammenhang mit 
der Errichtung von Wohnbauten stehen und dazu 
bestimmt sind, den Bewohnern dieser Wohnbauten 
zur gemeinsamen Benutzung zu dienen. Dazu ge¬ 
hören insbesondere Heizungsanlagen, Wasch- und 
Trockenanlagen, Badeeinricbtungen, Kindergärten 
und Kinderspielplätze, Versammlungsräume, Lese¬ 
räume und Sammelgaragen, 

(3) Festverzinsliche Schuldverschreibungen des 
Bundes oder der Länder sind auch solche Schuld¬ 
verschreibungen, bei denen das Gläubigerrecht in 
ein Schuldbuch des Bundes oder in das Schuldbuch 
eines Landes eingetragen ist (Schuldbuchforderun¬ 
gen). 

(4) Namensschuldverschreibungen im Sinn des 
§ 3 a Abs. 1 Ziff. 3 des Gesetzes sind die schlichten 
Namenspapiere, die nicht indossiert werden können 
(Rektapapiere), dagegen nicht die indossablen Na¬ 
menspapiere (Orderpapiere). 

(5) Industrieobligationen sind festverzinsliche 
Schuldverschreibungen, die von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft ausgegeben werden. 


Zu §§ 4 bis 7 des Gesetzes 

§ 6 

Eröffnung, Erwerb, Aufgabe und Veräußerung 
eines Betriebs 

(1) Wird ein Betrieb eröffnet oder erworben, so 
tritt bei der Ermittlung des Gewinns an die Stelle des 
Betriebsvermögens am Schluß des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahrs das Betriebsvermögen im Zeitpunkt 
der Eröffnung oder des Erwerbs des Betriebs. 

(2) Wird ein Betrieb aufgegeben oder veräußert, 
so tritt bei der Ermittlung des Gewinns an die Stelle 
des Betriebsvermögens am Schluß des Wirtschafts¬ 
jahrs das Betriebsvermögen im Zeitpunkt der Auf¬ 
gabe oder der Veräußerung des Betriebs. 


9 Im Land Berlin: Pas Landesfinanzamt Berlin. 
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§ 7 

Unentgeltliche Übertragung eines Betriebs, 
eines Teilbetriebs oder einzelner Wirtschaftsgüter 

(1) Wird ein Betrieb oder ein Teilbetrieb un¬ 
entgeltlich übertragen, so sind bei der Ermittlung 
des Gewinns des bisherigen Betriebsinhabers die 
Wirtschaftsgüter mit den Werten anzusetzen, die 
sich nach den Vorschriften über die Gewinnermitt¬ 
lung ergeben. Der Rechtsnachfolger ist an diese 
Werte gebunden. 

(2) Werden einzelne Wirtschaftsgüter unentgelt¬ 
lich übertragen, so gilt für den Erwerber der Betrag 
als AnschaffLingskost.cn, den er für das einzelne 
Wirtschaftsgut im Zeitpunkt des Erwerbs hätte auf¬ 
wenden müssen. 

(3) Im Fall des § 4 Abs. 3 des Gesetzes sind bei 
der Bemessung der Absetzungen für Abnutzung 
oder Substanzverringerung durch den Rechtsnach¬ 
folger (Absatz 1) oder Erv/erber (Absatz 2) die sich 
bei Anwendung der Absätze 1 und 2 ergebenden 
Werte als Anschaffungskosten zugrunde zu legen. 

§ 8 

Uberleitungsvorsdirifl zu § 4 Abs. 3 des Gesetzes in 
den vor dem 1. Januar 1955 geltenden Fassungen 

Sind bei der Ermittlung des Gewinns für Wirt¬ 
schaftsjahre, die vor dem 1. Januar 1955 geendet 
haben, wegen Schwankungen im Betriebsvermögen 
Zuschläge oder Abschläge nach § 4 Abs. 3 des Ge¬ 
setzes in den vor dem 1. Januar 1955 geltenden 
Fassungen vorgenommen worden, so können bei 
der Ermittlung des Gewinns für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31. Dezember 1954 enden, entspre¬ 
chende Abschläge oder Zuschläge vorgenommen 
werden, soweit sich die Schwankungen im Betriebs¬ 
vermögen ausgeglichen haben. 

§ 9 

Pensionsrückstellungen 

(1) Eine Rückstellung für Pensionsanwartschaften 
darf im Wirtschaftsjahr den Gewinn nur bis zur 
Höhe des Betrags mindern, der sich als Unterschied 
des Gegenwartswerts am Schl uß des Wirtschaftsjahrs 
und am Schluß des vorangegangenen Wirtschafts¬ 
jahrs ergibt. Der Gegenwartswert ist nach den an¬ 
erkannten Regeln der Versicherungsmathematik zu 
berechnen. Er ist gleich dem Barwert der künftigen 
Pensionsleistungen (einschließlich der Anwartschaft 
auf Hintcrblicbenenvcrsorgung) am Schluß des Wirt¬ 
schaftsjahrs abzüglich des Barwerts der in ihrer 
betragsmäßigen Höhe oder im Verhältnis zum pen- 
sionstahigen Arbeitslohn gleichbleibenden Jahres¬ 
beträge, die nach dem Schluß des Wirtschaftsjahrs 
rechnungsmäßig aufzubringen wären, um den Bar¬ 
wert der künftigen Pensionsleistungen vom Zeit¬ 
punkt der Ponsionszusage bis zum vertraglich vor¬ 
gesehenen Eintritt des Versorgungsfalls anzusam¬ 
meln. Die Jahresbeträge sind so zu bemessen, daß 
im Zeitpunkt der Pensionszusage der Barwert der 
Jahresbeträge gleich dem Barwert der künftigen 
Pensionsloistungen ist. Erhöht sich der Versorgungs¬ 


anspruch nach der Pensionszusage durch eine Ver¬ 
tragsänderung, so gilt diese Erhöhung als neue 
Pensionszusage. Beendet die aus der Pensionszusage 
berechtigte Person ihre Tätigkeit für den Steuer¬ 
pflichtigen vor dem vertraglich vorgesehenen Eintritt 
des Versorgungsfalls unter Beibehaltung des Ver¬ 
sorgungsanspruchs, so darf die Rückstellung in dem 
Wirtschaftsjahr, in dem die Tätigkeit endet, den 
Gewinn bis zur Höhe des Betrags mindern, der sich 
als Unterschied zwischen dem versicherungsmathe¬ 
matischen Barwert der künftigen Pensionsleistungen 
am Schluß dieses Wirtschaftsjahrs und dem Gegen¬ 
wartswert am Schluß des vorangegangenen Wirt¬ 
schaftsjahrs ergibt. 

(2) Unterhält ein Steuerpflichtiger eine Betrieb¬ 
stätte in Berlin (West), so gilt § 6a Abs. 4 Satz 1 
des Gesetzes mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
eines Rechnungszinsfußes von 5,5 vom Hundert ein 
Rechnungszinsfuß von 3,5 vom Hundert tritt, wenn 
der Pensionsberechtigte in dem letzten Wirtschafts¬ 
jahr vor dem Zeitpunkt des vertraglich vorgesehe¬ 
nen Eintritts des Versorgungsfalls mindestens acht 
Monate in einer in Berlin (West) belegenen Betrieb¬ 
stätte beschäftigt war; § 6a Abs. 4 Sätze 2 bis 4 des 
Gesetzes sind in diesem Fall nicht anzuwenden. 

§ 10 

Absetzung für Abnutzung im Fall des § 4 Abs. 3 
des Gesetzes 

(1) Bei Wirtschaftsgütern, die bereits am 21. Juni 
1948 zum Betriebsvermögen gehört haben, sind im 
Fall des § 4 Abs. 3 des Gesetzes für die Bemessung 
der Absetzungen für Abnutzung als Anschaffungs¬ 
oder Herstellungskosten zugrunde zu legen 

1. bei Gebäuden höchstens die Werte, die sich 

bei sinngemäßer Anwendung des § 16 

Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes vom 
21. August 1949 (WiGBl. S. 279) 2 ) und 

2. bei beweglichen Wirtschaftsgütern des An¬ 
lagevermögens höchstens die Werte, die 
sich bei sinngemäßer Anwendung des § 18 
des D-Markbilanzgesetzes 

ergeben würden. Für das Land Berlin tritt an die 
Stelle des 21. Juni 1948 der 1. April 1949. 

(2) Für Wirtschaftsgüter, die zum Betriebsver¬ 
mögen eines Betriebs oder einer Betriebstätte im 
Saarland gehören, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des 21. Juni 1948 der 6. Juli 1959 
sowie an die Stelle des § 16 Abs. 1 und des § 18 des 
D-Markbilanzgesetzes vom 21. August 1949 der § 8 
Abs. 1 und die §§ 11 und 12 des D-Markbilanz¬ 
gesetzes für das Saarland vom 30. Juni 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 372) treten. 


2) An die Stelle des Gesetzes über die Eröffnungsbilanz in Deut¬ 
scher Mark und die Kapitalneufeslsetzung (D-Markbilanzgesetz) 
vom 21. August 1949 (WiGBl. S. 279) tritt im Land Rheinland-Pfalz 
das Landesgesetz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und die Kapi talneu Festsetzung (D-Markbilanzgesetz) vom 6 Sep¬ 
tember 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz Teil I S. 421) und in Berlin das Gesetz über die 
Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufeslsetzung 
(D-Markbilanzgesetz) vom 12. August 1950 Verordnungsblatt fü? 
Groß-Berlin Teil I S. 329). 



384 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


§ 11 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
in den Fällen der §§ 7 c und 7 d Abs. 2 des Gesetzes 
in den vor dem 1. Januar 1955 geltenden Fassungen 

Bei Gebäuden, Eigentumswohnungen und Schif¬ 
fen, die mit Zuschüssen im Sinn der §§ 7 c und 7 d 
Abs. 2 des Gesetzes in den vor dem 1. Januar 1955 
geltenden Fassungen angeschafft oder hergestellt 
worden sind, sind die Anschaffungs- oder Herstel¬ 
lungskosten vermindert um den Betrag dieser Zu- 
sch ü sse an z u. s(' i ze n. 

§ 11 a 

Weitere Verfahren der Absetzung für Abnutzung 
in fallenden Jah resbe trägen 

(1) Statt des in § 7 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes be¬ 
zeichneten Verfahrens kann der Steuerpflichtige an¬ 
dere der kaufmännischen Übung entsprechende Ver¬ 
fahren der Absetzung für Abnutzung in fallenden 
Jahresbeträgen anwenden, wenn sich danach für das 
erste Jahr der Nutzung und für die ersten drei Jahre 
der Nutzung insgesamt nicht höhere Absetzungen 
für Abnutzung als bei dem in § 7 Abs. 2 Satz 2 des 
Gesetzes bezeichneten Verfahren ergeben. 

(2) Ein Wechsel zwischen dem in § 7 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes bczoichnetcn und einem nach Absatz 1 
anwendbaren Verfahren der Absetzung für Ab¬ 
nutzung in fallenden Jahresbeträgen sowie zwischen 
mehreren nach Absatz 1 anwendbaren Verfahren ist 
nicht zulässig. 

(3) Bei Anwendung der in Absatz 1 bezeichncten 
Verfahren der Absetzung für Abnutzung in fallen¬ 
den Jahresbeiträgen sind die Vorschriften des § 7 
Abs. 2 Satz 4 und Abs, 3 des Gesetzes zu beachten. 

§ 11b 

Buchmäßige Voraussetzungen für die Absetzung 
für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen 

Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jah¬ 
resbeträgen (§ 7 Abs. 2 des Gesetzes, § 11a) ist nur 
bei den beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlage¬ 
vermögens zulässig, über die ein besonderes Ver¬ 
zeichnis geführt wird, das die folgenden Angaben 
enthält: 

Tag der Anschaffung oder Herstellung, 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 

voraussichtliche Nutzungsdauer, 

Höhe der jährlichen Absetzung für Abnutzung. 

Steuerpflichtige, bei denen diese Angaben aus der 
Buchführung ersichtlich sind, brauchen ein besonde¬ 
res Verzeichnis im Sinn des Satzes 1 nicht zu führen. 

Zu § 6 Abs. 2, §§ 7 a, 7 c Abs. 1, §§ 7 e, 10 a, 10 d und 
34 b des Gesetzes 

§ 12 

Ordnungsmäßige Buchführung 

(1) Bei Land- und Forstwirten liegt eine ord¬ 
nungsmäßige Buchführung im Sinn des 
§ 6 Abs. 2 des Gesetzes, 

§ 7 a des Gesetzes, 

§ 7 c Abs. 1 des Gesetzes, 

§ 7 e Abs. 2 des Gesetzes, 


§ 10 a des Gesetzes, 

§ 10 d des Gesetzes, 

§ 34 b Abs. 4 Ziff. 3 des Gesetzes, 

§76, 

§ 79 und 
§82 

vor, wenn Bücher geführt werden, die mindestens 
den Anforderungen der Verordnung über landwirt¬ 
schaftliche Buchführung vom 5. Juli 1935 (Reichsge- 
sctzbl. I S. 908) entsprechen. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn aus 
Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Arbeit nach 
§ 4 Abs. 3 des Gesetzes ermitteln, gelten Aufzeich¬ 
nungen, die den Vorschriften der Absätze 3 und 4 
entsprechen, als ordnungsmäßige Buchführung im 
Sinn des 

§ 6 Abs. 2 des Gesetzes, 

§ 7 a des Gesetzes und 
§75. 

(3) Die Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben 
müssen einzeln aufgezeichnet und am Schluß des 
Kalenderjahrs zusammengerechnet werden. Steuer¬ 
liche Vorschriften, die eine Zusammenrechnung für 
kürzere Zeiträume anordnen, bleiben unberührt. Die 
Vorschriften der §§ 162 und 163 der Reichsabgaben¬ 
ordnung sind zu beachten. 

(4) Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, bei 
denen Absetzungen für Abnutzung nach § 7 des 
Gesetzes oder Abschreibungen nach § 7 a des Ge¬ 
setzes oder nach § 75 vorgenommen werden, sind 
in ein besonderes, laufend zu führendes Verzeichnis 
aufzunehmen, das den Tag der Anschaffung oder 
Herstellung, die Anschaffungs- oder Herstellungs¬ 
kosten, die Absetzungen für Abnutzung und die Ab¬ 
schreibungen zu enthalten hat. 

§ 13 

Begünstigter Personenkreis Im Sinn der §§ 7 a, 

7 e und 10 a des Gesetzes 

(1) Auf Grund des Bundesvertriebenengesetzes 
in der Fassung vom 14. August 1957 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1215) und in der Fassung des § 4 des Elf¬ 
ten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsge¬ 
setzes vom 29. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 545) 
können Rechte und Vergünstigungen in Anspruch 
nehmen 

1. Vertriebene (§ 1 des Bundesvertriebenen¬ 
gesetzes), 

2. Heimatvertriebene (§ 2 des Bundesvertrie¬ 
benengesetzes), 

3. Sowjelzonenflücbtlinge (§ 3 des Bundesver¬ 
triebenengesetzes) , 

4. den Sowjetzonenflüchtlingen gleichgestellte 
Personen (§ 4 des Bundesvertriebenenge¬ 
setzes), 

wenn sie die in §§ 9 bis 13 des Bundesvertriebenen¬ 
gesetzes bezeichneten Voraussetzungen erfüllen. 
Den in den Ziffern 1 bis 4 bezeichneten Personen 
stehen diejenigen Personengruppen gleich, die 
durch eine auf Grund des § 14 des Bundesvertriebe¬ 
nengesetzes erlassene Rechtsverordnung zur Inan¬ 
spruchnahme von Rechten und Vergünstigungen 
nach dem Bundesvertriebenengesetz berechtigt wer¬ 
den. Der Nachweis für die Zugehörigkeit zu einer 
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der bezeichn clon Personengruppen ist durch Vor¬ 
lage eines Ausweises im Sinn des § 15 des Bundes- 
vertri oben engese tzos zu erbri n gen. 

(2) Erlischt die Befugnis z ul r I n.an spruchnah me 
von Reichten und Vergünstigungen {§§ 13 und 19 
des Bu n d os ve rt r i.ebenengesef zes), so können 

1. § 7 a dos Gesetzes für solche bewegliche 
Wirtschaftsgüter, die bis zum Tag des Er¬ 
löschens der Befugnis angeschafft oder her- 
gestellt worden sind, 

2. § 7 e des Gesetzes für solche Fabrikge¬ 
bäude, Lagerhäuser und landwirtschaftliche 
Betriebsgebäude, die bis zum Tag^des Er¬ 
löschens der Befugnis h er ge stellt worden 
sind, und 

3. § 10 a des Gesetzes für den gesamten nicht 
entnommenen Gewinn des Veranlagungs¬ 
zeitraums, in dem die Befugnis erloschen 
ist, 

in Anspruch genommen werden. Werden in den Fäl¬ 
len der Ziffern 1 und 2 die beweglichen Wirtschafts¬ 
güter oder die Fabrikgebäude, Lagerhäuser und 
landwirtschaftlichen Betriebsgebäude erst nach dem 
Tag des Erlöschens der Befugnis angeschafft oder 
hergestellt, so können §§ 7 a und 7 e des Gesetzes 
auf die bis zu diesem Zeitpunkt aufgewendeten An¬ 
zahlungen auf Anschaffungskosten oder Teilherstel¬ 
lungskosten angewandt worden. Der Tag der An¬ 
schaffung ist der Tag der Lieferung, der Tag der 
Herstellung ist der Tag der Fertigstellung. 

(3) Aus Gründen der Rasse, Religion, Nationali¬ 
tät, Weltanschauung oder politischer Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus verfolgt sind Steuer¬ 
pflichtige, die nach §§ 1, 4, 149 und 167 des Bundes¬ 
gesetzes zur Entschädigung für Opfer der national- 
sozialis ti sch en V erf o I gu n g (B undeson tschädigungs- 
gesetz — BEG) in der Fassung des Gesetzes vom 
29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 559) oder nach 
den landesrechtlichen Vorschriften Anspruch auf 
Entschädigung hüben. Der Nachweis für die Zuge¬ 
hörigkeit zu der Personengruppe der Verfolgten ist 
durch Vorlage eines Bescheids oder einer sonstigen 
Mitteilung der zuständigen Entschädigiingsbehörde 
zu erbringen. 

Zu § 7 ti des Gesetzes 

§ 14 

Bewertung sfrei h eit 

für abmilzbore bewegliche Wirtschaftsgüter 

(1) Das Jahr der Anschaffung ist das Wirtschafts¬ 
jahr der Lieferung, das Jahr der Herstellung ist das 
WIrIschafLsj ahr der Fcrtigstc I1 ung. 

(2) Sind im Fall des § 7 a des Gesetzes mehrere 
Personen an einem Unternehmen als Milunternch- 
mer beteiligt und liegen nicht bei allen Mitunter- 
nehmern die Voraussetzungen! des Gesetzes vor, so 
kann die Bewertungs [ re iho 1 1; von dem Unternehmen 
nur in Ilohe des flunderlsalzes in Anspruch genom¬ 
men werden, mit dem die MiLunternehmcr, die die 
Voraussetzungen des Gesetzes erfüllen, an dem Ge¬ 
winn des Unternehmens beteiligt sind. Die Höchst¬ 
grenze der Abschreibung für das Unternehmen be¬ 
trägt auch in diesem Fall 100 000 Deutsche Mark. 


Zu § 7 b des Gesetzes 

§ 15 

Erhöhte Absetzungen bei Anwendung 
der Verordnung über die Bemessung 
des Nutzungswerts der Wohnung 
im eigenen Einfamilienhaus 

Die erhöhten Absetzungen nach § 7b des Gesetzes 
sind auch bei der Berechnung des Nutzungswerts 
der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus nach der 
Verordung über die Bemessung des Nutzungswerts 
der Wohnung im eigenen Einfamilienhaus vom 
26. Januar 1937 (Reidisgesetzbl. I S. 99) zulässig. 
Der Absetzung sbetrag ist in voller Höhe von 
dem um die abzugsfähigen Schuldzinsen gekürzten 
Grundbetrag abzuziehen. Entsteht hierdurch ein 
Verlust, so ist dieser mit den Einkünften aus ande¬ 
ren Einkunflsarten auszugleichen. 

§ 16 

Erhöhte Absetzungen beim Ersterwerb 
im Sinn des § 7b Abs. 3 und 4 des Gesetzes 

(1) Kleinsiedlung ist eine Siedlorstelle im Sinn 
des § 10, Kaufeigenheim ist ein Wohngebäude im 
Sinn des § 9 Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetzes (Wohnungsbau- und Familienheimgesetz) 
vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523). 

(2) Die Verpflichtung, die Kleinsiedlung oder das 
Kaufeigenheim an natürliche Personen zu Eigentum 
zu übertragen (Vorrats- oder Bestellbau), muß sich 
auf die Übertragung des bürgerlich-rechtlichen 
Eigentums oder eines Erbbaurechts beziehen. Sie 
kann auch gegenüber einem anderen als dem Erst¬ 
erwerber übernommen werden. 

(3) Beim Ersterwerb einer Kaufeigentums wohnung 
gilt Absatz 2 entsprechend. Beim Ersterwerb eines 
eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts muß sich die 
Verpflichtung auf die Bestellung des Dauerwohn¬ 
rechts beziehen. In den Fällen der Sätze 1 und 2 ist 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme des § 7 b 
des Gesetzes, daß die Wohnung zu mehr als 66 2 /a 
vom Hundert Wohnzwecken dient. 

(4) Zu den Anschaffungskosten gehören nicht die 
Aufwendungen für den Erwerb des Grund und 
Bodens. 

Zu § 7c des Gesetzes 

§ 17 

Tilgung in gleichen J&frresbetrügen 

Ein Darlehen ist in gleichen Jaliresbeträgen zu 
tilgen, wenn es jährlich mit gleichen Teilbeträgen, 
die der im Darlehnsvertrag vereinbarten Laufzeit 
entsprechen, zurückzuzahlen ist. 

§ 18 

V or a us so 1 ".irrig en 

(1) Bauherr ist, w r er auf eigene Rechnung und Ge¬ 
fahr Wohnungen baut oder hauen läßt. 

(2) Eigenheim ist ein Wohngebäude im Sinn des 
§ 9 Abs. 1 des Zweiten Wohmmgsbaugesctzcs (Woh¬ 
nungsbau- und Familienheimgesetz) vom 27. Juni 
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1960 red/bl. I S. 623). Für die Begriffe 

„Kaideicjcsthe >«»• und „Kleinsiedlung" gilt § 16 
Abs. 1. 

(3) hin Wiederuufbau von durch Kriegseinwir¬ 
kung ganz o leilwoi.se zerstörten Gebäuden liegt 
auch vor, wenn ein anderer die Gebäude wieder 
auf bau I als der Eigentümer im Zeitpunkt. der Zer¬ 
störung. 

§ 19 

Gew'hm bei 1'erecbnuiKj des foerüdksItftligungs- 

fabfgon (v'Oruufbo.tnK’s der um WirleobNLgahx 
0or*cboncei Dor?ofte ?t 

Boi Berechn'u*g des boriuksichligungsfühigen Ge¬ 
samtbetrags der im Wirtschaftsjahr gegebenen Dar¬ 
lehen isl von dom Gewinn auszug ehern, der sich vor 
Abzug des nach § 7c Abs. 1 des Gesetzes vom Ge¬ 
winn abzu ziehenden Betrugs ergibt. 

§ 20 

N ach ver Steuerung 

(1) Die befreiende Schuld übernahm g steht der 
Rückzahlung des Darlehens an den Darlehnsgeber 
gleich. Das gilt nicht, wenn die Darlehnsschuld im 
Rahmen der Veräußerung eines Gebäudes oder 
einer Eigentumswohnung übernommen wird. 

(2) Eine NmhVersteuerung ist nicht durchzufüh¬ 
ren, wenn eine Dariehrislorderung zur Sicherung 
einer Schuld abgetreten wird. Das gleiche gilt, wenn 
eine Darlohnsloröoning im Woge der Cesa.rn.tr echts- 
naehfolye oder irn Rahmen der unentgeltlichen Über¬ 
tragung eines Betriebs, eines Teilbetriebs oder eines 
Mitimternehmoranleils auf einen anderen übergeht. 

Zu § 7 d des Gesetzes in der Fassung vom 
13. November 1957 

§ 21 

Bewertimgsfreilieit für Schiffe 

Bei Anwendung des § 7d des Gesetzes in der Fas¬ 
sung vom 13. November 1957 gilt § 14 Abs. 1 ent¬ 
sprechend. 

§ 21a 

überleaiuncfsvwrschrift zu § 7d des Gesetzes in der 
Fassung vom 13. November 1957 

Die BewarUrngsfrcihoil; des § 7d des Gesetzes in 
der Fassung vom 13. November 1957 kann für ein 
nach dem 10. Juni 1950 3) ergo:stell tos Schiff auf An¬ 
trag in Anspruch genommen werden, wenn das 
Schiff vor dem 11. Juni 1950 bestellt und angezahlt 
oder wenn vor diesem Zeitpunkt, mit seiner Her¬ 
stellung begonnen worden ist. Weitere Voraus¬ 
setzung ist, daß das Schiff vor dem 1. Januar 1961 
geliefert oder fertiggcstellt worden ist. 

Zu § 7e lies Gesetzes 

§ 22 

ßewertuugsfroihoit für Fabrikgebäude, Lagerhäuser 
und. land WirtschaftÜi die Betriebsgebäude 

(1) Die durch § 7e Abs. 1 des Gesetzes gewährte 
BewerLimgsfreiheit wird nicht dadurch ausgeschlos¬ 
sen, daß sich 


1. in dem hergestellten Fabrikgebäude (§ 7e 
Abs. 1 Buchstaben a bis c des Gesetzes) die 
mit der Fabrikation zusammenhängenden 
üblichen Kontor- und Lagerräume oder 

2. in dem hergestellten Lagerhaus (§ 7e Abs. 1 
Buchstabe d des Gesetzes) die mit der 
Lagerung zusammenhängenden üblichen 
Kontorräume befinden, 

wenn auf diese Räume nicht mehr als 20 vom Hun¬ 
dert der Herste] * ungskosten entfallen. 

(2) Die Bewertungsfreiheit, nach § 7e des Geset¬ 
zes ist. auch dann zu gewähren, wenn ein nach dem 
31. Dezember 1951 hergosteJ.lt.es Gebäude gleichzei¬ 
tig mehreren der in § 7e Abs. 1 des Gesetzes be- 
zeiclineten Zwecken dient. 

(3) Dient ein nach dem 31. Dezember 1951 her¬ 
gestelltes Gebäude zum Teil Fabrikationszwecken 
oder Lagerzwecken der in § 7e Abs. 1 des Gesetzes 
bezeichneten Art und zum Teil Wohnzwecken, so 
ist, wenn der Fabrikationszwecken oder Lager¬ 
zwecken dienende Gebäudeteil überwiegt, bei Vor¬ 
liegen der übrigen Voraussetzungen die Bewer- 
tungsfreihoit des § 7e des Gesetzes zu gewähren. 
Überwiegt der Wohnzwecken dienende Teil, so sind 
die erhöhten Absetzungen des § 7 b des Gesetzes 
auch dann zuzubilligen, wenn der Fabrikations¬ 
zwecken oder Lagerzwecken dienende Teil 33Vs vom 
Hundert, bei Gebäuden, die vor dem 1. Januar 1953 
hergestellt worden sind, 20 vom Hundert übersteigt. 

(4) Zum Absatz an Wiederverkäufer im Sinn des 
§ 7e Abs. 1 Buchstabe d des Gesetzes bestimmt sind 
solche Waren, die zum Absatz an einen anderen 
Unternehmer zur Weiterveräußerung — sei es in 
derselben Beschaffenheit, sei es nach vorheriger Be¬ 
arbeitung oder Verarbeitung — bestimmt sind. 

(5) Zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden 
gehört auch die Wohnung des Steuerpflichtigen, 
wenn sie die hei Betrieben gleicher Art übliche 
Größe nicht überschreitet. 

(6) § 14 gilt entsprechend. 

Zu §§ 7 c, 7 d Abs. 2, §§ 7 i unrJ 7 g des Gesetzes in der 
Fassung vom 15» September 1953 und zu §§ 7 c und ?d 
Abs. 2 des Gesetzes in der Fassung vom 17. Januar Vi32 

§ 23 

Weitergeltung von Durchführungs Vorschriften 

(1) Auf Zuschüsse und Darlehen, für die die 
Steuervergünstigungen der §§ 7c, 7d Abs. 2, §§ 7f 
und 7 g des Gesetzes in der Fassung vom 15. Sep¬ 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1355) in Anspruch 
genommen worden sind, sind §§ 11 bis Ile, 11h 
und 12 b bis 12 d der Einkommensteuer-Durchfüh¬ 
rungsverordnung vom 31. März 1954 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 67) — EStDV 1953 — anzuwenden. 

(2) Auf die Rückzahlung von Darlehen, die vor 
dem 1. Juni 1953 hingegeben worden sind, ist 
§ 11 f EStDV 1953 anzuwenden. 

§ 24 

(gestrichen) 
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Zu § 9 des Gesetzes 

§ 25 

(gestrichen) 

§ 26 

Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

(1) Hat: der Arbeitnehmer aus nicht zwingenden 
persönlichen Gründen seinen Wohnsitz an einem 
Ort, der mehr als 40 km von der Arbeitsstätte ent¬ 
fernt liegt, so sind die Aufwendungen nur insoweit 
Werbungskosten, als sie durch die Fahrten bis zur 
Entfernung von 40 km verursacht werden. 

(2) Zur Abgeltung des Abzugs der Aufwendun¬ 
gen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits¬ 
stätte werden für jeden Arbeitstag, an dom der 
Steuerpflichtige für diese Fahrten ein eigenes Kraft¬ 
fahrzeug benutzt, die folgenden Pauschbeträge für 
jeden Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte festgesetzt: 

1. bei Benutzung eines Kraftwagens 0,50 DM, 

2. bei Benutzung eines Kleinstkraft- 
wagens (drei- oder vierrädriges 
Kraftfahrzeug, dessen Motor 
einen Hubraum von nicht mehr 
als 500 Kubikzentimeter hat) 

3. bei Benutzung eines Motorrads 
oder Motorrollers 

4. bei Benutzung eines Fahrrads 
mit Motor 

Maßgebend ist die kürzeste benutzbare Straßenver¬ 
bindung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte. Aus¬ 
nahmsweise kann eine andere Straßenverbindung 
zugrunde gelegt werden, wenn sie offensichtlich 
verkehrsgünstiger ist und von dem Steuerpflichtigen 
regelmäßig benutzt wird. Die tatsächlichen Aufwen¬ 
dungen für die Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte mit eigenem Kraftfahrzeug können 
nicht an Stelle der Pauschbeträge oder neben den 
Pauschbeträgen abgezogen werden 

§ 27 

Absetzung für Abnutzung oder 
Substanzverringerung 

Bei nicht zu einem Betriebsvermögen gehörenden 
Wirtschaftsgütern, die vor dem 21. Juni 1948 ange¬ 
schafft oder hergestellt oder die unentgeltlich er¬ 
worben worden sind, sind für die Bemessung der 
Absetzungen für Abnutzung oder Substanzverringe- 
rung als Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu¬ 
grunde zu legen 

1. bei einem Gebäude, 

a) das vor dem 21. Juni 1948 angeschafft oder 
hergestellt worden ist, der am 21. Juni 1948 
maßgebende Einheitswert zuzüglich der 
nach dem 20. Juni 1948 aufgewendeten Her¬ 
stellungskosten; 

b) das unentgeltlich erworben und vor dem 
21. Juni 1948 hergcsteHl; worden ist, der am 
21. Juni 1948 maßgebende Emhoitswert zu¬ 
züglich der nach dem 20. Juni 1948 auf ge¬ 


wendeten Herstellungskosten abzüglich der 
nach dem 20. Juni 1948 von dem Rechtsvor¬ 
gänger vorgenommenen Absetzungen für 
Abnutzung im Sinn des § 7 des Gesetzes 
und der erhöhten Absetzungen im Sinn des 
§ 7b des Gesetzes; 

c) das unentgeltlich erworben und nach dem 
20. Juni 1948 hergestellt worden ist, die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Rechtsvorgängers abzüglich der von ihm 
vorgenommenen Absetzungen für Abnut¬ 
zung im Sinn des § 7 des Gesetzes und der 
erhöhten Absetzungen im Sinn des § 7b des 
Gesetzes zuzüglich der vom Erwerber auf¬ 
gewendeten Herstellungskosten. 

In Reichsmark festgesetzte Einheitswerte sind 
im Verhältnis von einer Reichsmark gleich 
einer Deutschen Mark umzurechnen. Auf An¬ 
trag können für die Bemessung der Absetzun¬ 
gen für Abnutzung die im Verhältnis von einer 
Reichsmark gleich einer Deutschen Mark um¬ 
gerechneten Beträge zugrunde gelegt werden, 
die in dem am 31. Dezember 1947 endenden 
Veranlagungszeitraum als Absetzung für Ab¬ 
nutzung steuerlich geltend gemacht werden 
konnten, soweit diese der normalen Abnutzung 
entsprechen und nicht auf überhöhten Anschaf¬ 
fungs- oder Herstellungskosten beruhen; 

2. bei einem sonstigen Wirtschaftsgut, 

a) das vor dem 21. Juni 1948 angeschafft, her¬ 
gestellt oder unentgeltlich erworben wor¬ 
den ist, der Betrag, den der Steuerpflichtige 
für die Anschaffung am 31. August 1948 
hätte aufwenden müssen; 

b) das nach dem 20. Juni 1948 unentgeltlich er¬ 
worben worden ist, der Betrag, den der 
Steuerpflichtige für die Anschaffung im 
Zeitpunkt des Erwerbs hätte aufwenden 
müssen. 

Für das Land Berlin treten ein die Stelle des 21. Juni 
1948 jeweils der 1. April 1949, an die Stelle des 
20. Juni 1948 jeweils der 31. März 1949 und an die 
Stelle des 31. August 1948 der 31. August 1949. 

Zu § 10 des Gesetzes 

§ 28 

(gestrichen) 

§ 29 

Anzeigepflichten bei Versicherungsverträgen und 
Bausparverträgen 

(1) Das Versicherungsunternehmen hat bei den in 
§ 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Gesetzes bezeichnten Ver¬ 
sicherungen gegen Einmalbeitrag dem für seine 
Veranlagung zuständigen Finanzamt (§ 73 a der 
Reichs ab gaben Ordnung) unverzüglich die Fälle an¬ 
zuzeigen, in denen bei nach dem 31. Dezember 1958 
abgeschlossenen Verträgen vor Ablauf von zehn 
Jahren, bei vor dem 1. Januar 1959 abgeschlossenen 
Verträgen vor Ablauf von drei Jahren seit dem 
Vertragsabschluß 


0,36 DM, 
0,22 DM, 
0,12 DM. 
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1. die Versichern ngs.su mme ganz oder zum 
Teil ausgeza h! I wird, ohne daß der 
Schadensfall eingetreten ist oder in der 
Renterrversi ehern ng die vertragsmäßige 
R on t e n I ei s I u n g erb ra di t wird, 

2 der Rin mal heit rag ganz oder zum Teil zu* 
r ü c:!< q o za h 11 w i rd od or 

3. Ans uni* ho aus dom Versicherungsvertrag 
ganz oder zum Teil abgetreten oder 
belieben worden 

(2) Die Bausparkasse hot dem für ihre Ver¬ 
anlagung zus! findigen Finanzamt (§ 73 a der Reichs 
a bg a I>o nordn 11 n g} vm v(; r z i i g £ ich die Fäl 1 e anzuzei¬ 
gen, in denen, außer iro Fall des Todes des 
Bausparers, 

1 !) ei n ci ch d em 31. Dezemb e r 1954 ab g e s chlos- 
senen Bausparverträgen vor Ablauf von 
fünf Jahren seit dem Vertragsabschluß 

a) die Bauspar summe ganz oder zum Teil 
ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum Teil 
zu rück geza h 11 werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz oder 
zum Teil belieben werden; 

2. bei nach dem 31. Dezember 1958 abgeschlos¬ 
senen Bausparverträgen vor Ablauf von 
fünf .fahren seit dem Vertragsabschluß 

a) die Bauspar summe ganz oder zum Teil 
ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum Teil 
zurürkgezah 1 i werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz oder 
zum Teil abgetreten oder beliehen wer¬ 
den; 

3. bei nach dem 8. März 1960 abgeschlossenen 
Bausparverträgen vor Ablauf von sechs 
Jahren seit dem Vertragsabschluß ein Tat¬ 
bestand der Ziffer 2 Buchstaben a bis c ein- 
t riff¬ 
ln den Fällen, in denen die Bauspar summe ausge¬ 
zahlt wird oder Ansprüche aus dem Bausparvertrag 
beliehen werden, entfällt die Anzeigepflicht, wenn 
der Bauspar er die empfangenen Beträge unverzüg¬ 
lich und unmittelbar zum Wohnungsbau verwendet. 

(3) Der Steuerpflichtige hat dem für seine Ver¬ 
anlagung zuständigen Finanzamt (§ 73 a der Reichs- 
abgabenordmmg) die Abtretung und die Beleihung 
(Absätze 1 und 2) unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Ein Anspruch aus einem Versicherungsvertrag 
oder einem Bausparvertrag wird beliehen, wenn der 
Anspruch zur Sicherung einer Schuld abgetreten 
oder verpfändet wird. Hierbei ist cs unerheblich, ob 
die Schuld vor oder nach Abschluß des Vertrags ent¬ 
standen ist. 

§ 30 

Nachversfeuemog bei Versücherungsverträgen 

Wird bei den in § 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Gesetzes 
b ez ei dm et on Vers i d t e r u n g ea gegen Einma lb ei trag 
bei nach dem 31. Dezember 1958 abgeschlossenen 
Verträgen vor Ablauf von zehn Jahren, bei vor dem 


1. Januar 1959 abgeschlossenen Verträgen vor Ab¬ 
lauf von drei Jahren seit dem Vertragsabschluß 

1. die Versicherungssumme ausgezahlt, ohne daß 
der Schadensfall eingetreten ist oder in der 
Rentenversicherung die vertragsmäßige Ren- 
tenlcistung erbracht wird, 

2. der Einmalbeitrag zurückgezahlt oder werden 

3. Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ab¬ 
getreten oder beliehen, 

so ist eine Nachversteuerung für den Veranlagungs- 
zeitraum durchzuführen, in dem einer dieser Tat¬ 
bestände verwirklicht ist. Zu diesem Zweck ist die 
Steuer zu berechnen, die festzusetzen gewesen 
wäre, wenn der Steuerpflichtige den Einmalbeitrag 
nicht geleistet hätte. Der Unterschiedsbetrag zwi¬ 
schen dieser und der festgesetzten Steuer ist als 
Nachsteuer zu erheben, Bei einer teilweisen Aus¬ 
zahlung, Rückzahlung, Abtretung oder Beleihung 
(Ziffern I bis 3) ist der Einmalbeitrag insoweit als 
nicht geleistet anzusehen, als einer dieser Tat¬ 
bestände verwirklicht ist. 

§ 31 

Nachversteuemng bei Bausparverträgen 

(1) Eine Nachversteuerung ist. durchzuführen, 
wenn, außer im Fall des Todes des Bausparers oder 
des Eintritts seiner völligen Erwerbsunfähigkeit, 

1. bei nach dem 31. Dezember 1954 abgeschlos¬ 
senen Bausparverträgen vor Ablauf von 
fünf Jahren seit dem Vertragsabschluß 

a) die Bausparsumme ganz oder zum Teil 
ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum Teil 
zurückgezahlt werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz oder 
zum Teil beliehen werden; 

2. bei nach dem 31 Dezember 1958 abgeschlos¬ 
senen Bausparverträgen vor Ablauf von 
fünf Jahren seit dem Vertragsabschluß 

a) die Bausparsumme ganz oder zum Teil 
ausgezahlt wird, 

b) geleistete Beiträge ganz oder zum Teil 
zurückgezahlt werden oder 

c) Ansprüche aus dem Vertrag ganz odei 
zum Teil abgetreten oder belieben wer¬ 
den, 

3. bei nach dem 8, März 1960 abgeschlossenen 
Bausparverträgen vor Ablauf von sechs 
Jahren seit dem Vertragsabschluß ein Tat¬ 
bestand der Ziffer 2 JJuchstaben a bis c 
eintritt. 

§ 30 ist entsprechend anzuwenden. Bei einer Teil¬ 
rückzahlung von Beiträgen gelten die zuletzt gelei¬ 
steten Beiträge als zuerst zurückgezahlt. Das Ent¬ 
sprechende gilt, wenn die Bausparsumme zum Teil 
ausgezahlt wird oder Ansprüche aus dem Vertrag 
zum Teil abgetreten oder beliehen werden. 

(2) In den Fällen, in denen die Bausparsumme 
ausgezahlt wird oder Ansprüche aus dem Bauspar¬ 
vertrag beliehen werden, ist eine Nachversteuerung 
nicht durchzuführen, soweit der Bausparer die emp¬ 
fangenen Beträge unverzüglich und unmittelbar 
zum Wohnungsbau verwendet. 
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(3) Im Fall der Abtretung der Ansprüche aus dem 
Bausparvertrag ist die Nach Versteuerung auszuset¬ 
zen, wenn der Ab t retende eine Erk l ärung des Er¬ 
werbers, die Bausparsurnme oder die auf Grund 
einer Beleihung empfangenen Beträge unverzüglich 
und unmittelbar zum Wohnungsbau für den Ab¬ 
tretenden oder dessen Angehörige im Sinn des § 10 
des Steueranpassungsgesetzes zu verwenden, bei¬ 
bringt. 

§§ 32 bis 42 
(gestrichen) 


§ 43 

Ü he rl ei tu n gs v o r sch rif t zu § 10 Abs. 1 Zf ff. 2 
Buchstabe d des Einkommensteuergesetzes 1953 und 
zu § 10 Abs. 1 Ziff. 4 der Einkommensteuergesetze 
1055 und 1957 

(1) §§ 21, 23 Sätze 3 und 4, §§ 24 bis 28 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung vom 
31. März 1954 (Bundesgcsetzbl. I S. 67) — EStDV 
1953 — sind weiter anzuwenden, wenn der Steuer¬ 
pflichtige Beiträge auf Grund eines vor dem 1. Ja¬ 
nuar 1955 abgeschlossenen Sparvertrags mit fest- 
gelcgten Sparraten (§ 20 EStDV 3 953) geleistet oder 
Sparbeträge im Sinn der §§ 18 und 20 der bezeich¬ 
ne len Verordnung für den steuerbegünstigten 
Erwerb von Wertpapieren nach § 38 Abs. 3 der 
E i n ko mm e n s I o u e r - Du r ob f ü hrungs v e ro r d n u n g vom 
21. Dezember 1955 (Bundesgcsetzbl. I S. 756) — 
EStDV 1955 — oder nach § 38a Abs. 2 der Einkom¬ 
mens Lener-Durch 1 ü!imngsvorordnung in der Fassung 
vom 26. April 1958 (Bnndesgesetzbk I S. 305) -- 
EStDV 1956/57 — verwendet hat. Bei Sparverträgen 
mit festgelegten Sparraten ist Voraussetzung, daß 
der Steuerpflichtige mindestens den ersten Spar¬ 
bet r ag vor de in 1. .1 a nu a r 1955 e i n g ez ahl t h a t. 

(2) §§ 33, 33a, 35 bis 36a, 38 Abs. 1 Sätze 2 bis 4, 
§ 38a Abs. 1 Jetzier Satz und Abs. 3, §§ 39 bis 41, 
41a Abs. 1 und § 42 EStDV 1956/57 in Verbindung 
mit § 38 Abs. 2 EStDV 1955 sind weiter anzuwenden, 
wenn der Steuerpflichtige Beiträge auf Grund von 
nach dem 31. Dezember 1954 und vor dem 1. Ja- 
nu ar 1959 abge<;eh! osse nen Kap ital an sam m I imgsver- 
tragen geleistet hat oder leistet oder wenn der 
Steuerpflichtige nach dem 31. Dezember 1954 und 
vor dem 1. Januar 1959 Sparbeträge im Sinn der 
§§ 32 und 34 EStDV 1955 oder EStDV 1956/57 für 
den steuerbegünstigten Erwerb von Wertpapieren 
nach § 38 Abs. 1 EStDV 1955 oder nach §§38 und 
38 a Abs. 1 EStDV 1956/57 verwendet hat. 

(3) Werden Wertpapiere, die nach dem 31. De¬ 
zember 1954 und vor dem 7. Oktober 1956 steuer¬ 
begünstigt erworben worden sind und bei denen 
sich die Sperrfrist nach § 41 a Abs. 1 EStDV 1956/57 
nicht auf drei Jahre verkürzt, nach Kündigung oder 
Auslosung ein gelöst, so ist eine Nachversteuerung 
nicht durchzuführen, wenn der Steuerpflichtige an 
Stelle des eingelösten Wertpapiers unmittelbar oder 
mittelbar als Ersterwerber Zug um Zug andere fest¬ 


verzinsliche Wertpapiere (ausgenommen Wandei¬ 
anleihen und Gewinnobligationen) im Nennwert 
des eingelösten Wertpapiers erwirbt und bis zum 
Ablauf der nach § 37 Abs. 1 EStDV 1955 für die 
eingelösten Wertpapiere geltenden Sperrfrist fest¬ 
legt. An Stelle des eingelösLen Wertpapiers kann 
der Steuerpflichtige auch Zug um Zug den Ein¬ 
lösungsbetrag bis zum Ablauf dieser Frist festlegen. 


§ 44 

Überleitungsvorschrift für den Abzug von Beiträgen 
im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes 1957, des § 10 Abs. 1 Ziff. 3 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes 1953 und des § 10 Abs. 1 
Ziff. 4 der Einkommensteuergesetze 1955 und 1957 

Nach dem 31. Dezember 1959 geleistete Beiträge 

1. im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 2 des Gesetzes in 
der Fassung vom 13. November 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1793), 

2. im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 3 des Gesetzes in 
der Fassung vom 23. September 1958 (Biindes- 
gesetzbl. I S. 672) und 

3. im Sinn des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 des Gesetzes in 
der Fassung vom 21. Dezember 1954 (Bundos- 
gesetzbl. I S. 441) und des Gesetzes in der Fas¬ 
sung vom 13. November 1957, 

die nach § 52 Abs. 11 bis 13 des Gesetzes weiterhin 
als Sonderausgaben abzugsfähig sind., können, zu¬ 
sammen mit den Sonderausgaben im Sinn des § 10 
Abs. 1 Ziff. 2 und 3 des Gesetzes bis zu den in § 10 
Abs. 3 Ziff. 3 des Gesetzes bezeichn ef.cn Hechst- 
beträgen abgezogen werden. 

Zu § 10 a des Gesetzes 

§ 45 

Steuerbegünstigung des nicht entnommenen 

Gewinns im Fall des § 10 a Abs. 1 des Gesetzes 

(1) Für die Inanspruchnahme der Steuerbegünsti¬ 
gung des § 10a Abs. 1 des Gesetzes ist 

1. in den Fällen des § 2 Abs. 6 Ziff. 1 des Ge¬ 
setzes der im Veranlagungszeitraum nicht 
entnommene Gewinn, 

2. in den Fällen des § 2 Abs. 6 Ziff. 2 des Ge¬ 
setzes der nicht entnommene Gewinn des 
im Veranlagungszeitraum endenden Wirt¬ 
schaftsjahrs 

maßgebend. 

(2) Ist ein Steuerpflichtiger Inhaber oder Mit¬ 
inhaber mehrerer land- und forstwirtschaftlicher Be¬ 
triebe oder mehrerer Gewerbebetriebe oder Inhaber 
(Mitinhaber) von land- und forstwirtschaftlichen Be¬ 
trieben und Gewerbebetrieben, so kann die Steuer¬ 
begünstigung des § 10 a Abs. 1 des Gesetzes nur auf 
die Summe der nicht entnommenen Gewinne aus 
allen land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und 
Gewerbebetrieben angewendet worden. Voraus- 
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Setzung für die Anwendung des § 10a Abs. 1 des 
Gesetzes ist in diesem Fall, daß alle Gewinne auf 
Grund ord n u r \ tj s r. n äß i g er 1' ueh füllru n g ermit telt wer¬ 
den. Die Sülze 1 und 2 gellen entsprechend, wenn 
der Steuerpflichtige und eine mit ihm zusammen 
veranlagte Person Inhaber oder Mitinhaber je eines 
Betriebs oder meine rer Bel riebe sind. Gewinne aus 
Land- und Forstwirtschaft, die neben Gewinnen aus 
Gewerbebetrieb erzielt werden, bleiben auf Antrag 
bei der Anwendung des § H)a Abs. 1 des Gesetzes 
außer Betracht, wenn sie nidhl auf Grund ordnungs¬ 
mäßiger Buchführung zu ermitteln, sind und 3000 
Deutsche Mark nicht übersteigen. 

(3) Der nach § 1.0a Abs. 1 des Gesetzes als Son¬ 
derausgabe abgezogene Betrag ist bei der Ver¬ 
anlag' urig für den Ve rar 1 1 a gu.ngszeit.rn um, für den 
die S teuer b ega n s l i gung i n Anspruch. genommen 
wird, zum Zweck der späteren Nadiversleaemng im 
Sleuorbescheid besonders festzusteiIen, Wird die 
Steuerbegünstigung des § 10a Abs. 1 des Gesetzes 
für einen späteren Veranlagungszeitraum erneut in 
Anspruch genommon, so ist bci der Veran 1 agung die 
Summe der bis dahin nach § 10 a Abs. 1 des Ge¬ 
setzes als Sonderausgaben abgezogenen und noch 
mcht n ach v e. r steu er t on B e t r ä ge im Stenerb e scheid 
besonders fesl.zu.st eil en. 


§ 4 6 

N ach vor st eu e nun g d e r M ch reis t nah in en 

(1) Bei der Nach Versteuerung ist der nach § 45 
Abs. 3 besonders fest gestellte Betrag ura den nach- 
vers teuer ton Betrag zu kürzen. Ein verbleibender 
Betrag ist für eine spätere Nach Versteuerung im 
S t e u erbos ch e i d b o s on c J o r s fe s Lzu stellen. 

(2) Ei n e N a ch v o r s Le u e rm i g v on Mel i r en ln a h men 
kommt innerhalb des in § 10a Abs. 2 Satz 1 des 
Ges et z e s b e z e i d me t en Z o i t r a um s s o 1 a n ge und in so¬ 
weit in Betracht... als ein noch § 45 Abs. 3 und nach 
Absatz 1 besonders fest, ge siel 11; er Betrag vorhanden 
ist. 

(3) Für die Feststellung der Mehr entnahmen sind 
in den Fällen des § 2 Abs. 6 Ziff. 1 des Gesetzes 
d ie En tu a h men i m V eranla g un g s z e i t r aum und i n den 
Fällen des § 2 Abs. 6 Ziff. 2 des Gesetzes die Ent¬ 
nahmen im Wirtschaftsjahr, das im Veranlagungs¬ 
zeitraum endet, maßgebend. 

(4) Im Fall des § 45 Abs, 2 sind für die Feststel¬ 
lung der Mehr entnahmen die Summe der Gewinne 
und die Summe der Entnahmen aus allen land- und 
forstw i r I schaf 11 ich en Bot rieben und Gewerbebetrie¬ 
ben zu herücksicllügen. Gewinne und Entnahmen 
aus den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 
deren Gewinne bei der Anwendung des § 10 a Abs, 1 
des Gesetzes nach § 45 Abs. 2 letzter Satz außer 
Betracht, geblieben sind, bleiben auch für die Fest¬ 
stellung der Mehreinnahmen außer Ansatz. 

(5) Als Entnahmen gelten auch die Veräußerung 
des Betriebs im ganzen, die Veräußerung von An¬ 
teilen an einem Betrieb sowie die Aufgabe des 
Betriebs. 


§ 47 

Steuerbegünstigung des nicht entnommenen 

Gewinns im Fat! des § 10 a Abs. 3 des Gesetzes 

(1) Nehmen Steuerpflichtige die Steuerbegünsti¬ 
gung des nicht, entnommenen Gewinns für den Ge¬ 
winn aus selbständiger Arbeit in Anspruch, so ist 
der auf Grund dieser Begünstigung als Sonderaus¬ 
gabe abgezogene Betrag im Steuerbescheid ge¬ 
trennt von dem nach § 45 Abs. 3 festzustellenden 
Betrag besonders festzustellen. Im übrigen gelten 
die Vorschriften des § 45 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

(2) Auch hinsichtlich der Nach Versteuerung sind 
die Fälle des Absatzes 1 besonders zu behandeln. 
Die Feststellung, ob die Entnahmen aus dem Betrieb 
den bei der Veranlagung zu berücksichtigenden Ge¬ 
winn aus selbständiger Arbeit übersteigen, ist 
unabhängig von den Entnahmen aus land- und forst¬ 
wirtschaftlichen Betrieben oder Gewerbebetrieben 
zu treffen. Die Vorschriften des § 46 Abs. 1, 2, 4 
und 5 sind entsprechend anzuwenden. 

Zu § 10 b des Gesetzes 

§ 48 

Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, 
wissenschaftlicher und der als besonders 

förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen 
Zwecke 

(1) Für die Begriffe gemeinnützige, mild tätige, 
kirchliche, religiöse und wissenschaftliche Zwecke 
im Sinn des § 10 b des Gesetzes gelten die §§ 17 
bis 19 des St e u e r anp a s sun gs g es et z e s vom 16. Okt o - 
bei 1934 (Rcichsgesctzbl. I S. 925) in der Fassung 
der Anlage 1 der Verordnung zur Änderung der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung vom 
16. Oktober 1948 (WiGBl. S. 139) *) und die Verord¬ 
nung zur Durchführung der §§ 17 bis 19 des Steuer¬ 
anpassung sgesotzes (Gcmeinnützigkcits Verordnung) 
vom 24. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1592). 

(2) Gemeinnützige Zwecke der in Absatz 1 be- 
zeichneten Art müssen außerdem durch Anordnung 
der Bundesregierung, die der Zustimmung des Bun¬ 
desrates bedarf, allgemein als besonders förde¬ 
rungswürdig anerkannt worden sein. 

(3) Zuwendungen für die in den Absätzen 1 und 2 
bezeichneten Zwecke sind nur dann abzugsfähig, 
wenn 

1. der Empfänger der Zuwendungen eine Kör¬ 
perschaft des öffentlichen Rechts oder eine 
öffentliche Dienststelle (z. B. Universität, 
Forschungsinstitut) ist und bestätigt, daß 
der zugewendete Betrag zu einem der in 
den Absätzen 1 oder 2 bezeichneten Zwecke 
verwendet wird, oder 

2. der Empfänger der Zuwendungen eine in 
§ 4 Abs. 1 Ziff. 6 des Körperschaftsteuer¬ 
gesetzes bezeichnete Körperschaft, Per¬ 
sonen Vereinigung oder Vermögensmasse 
ist und bestätigt, daß sie den zugewende¬ 
ten Betrag nur für ihre satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet. 


3) Im Land Berlin: Gesetz- und Verordnungsblatt, für Berlin 1952 
S. 1128. 
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(4) Die Bundesregierung kann mit, Zustimmung 
des Bundesral.es durch Anordnung Ausgaben im 
Sinn des § iöb dos Gesetzes als steuerbegünstigt 
mch anerken n(*n r wen n. d ie Vo vo ussetzungen des 
Absatzes 2 oder des Absatzes 3 nicht, gegeben sind. 

§ 49 

Förderung slaatspolilisdier Zwecke 

(1) Ausgaben zur Förderung staatspolitischer 
Zwecke können nur abgezogen werden, wenn sie 
an eine durch besondere Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung dos Bundesrates 
anerkannte juristische Person gegeben werden, die 
nach ihrer Satzung und tatsächlichen Geschäfts¬ 
führung 

1. ausschließlich s ln atspoli tische Zwecke ver¬ 
folgt und 

2. weder eine politische Partei ist noch ihre 
Mittel für die unmittelbare oder mittelbare 
Unterstützung oder Förderung politischer 
Part;ei an ve rwandet. 

Staatspolilische Zwecke im Sinn dieser Vorschrift 
sind solche, die auf die allgemeine Förderung des 
demokratischen Staatswesons im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes und in Berlin (West) gerichtet 
sind; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur 
bestimmte Einzelinteressen staatspolitischer Art 
verfolgen oder die auf den kornmunalpoiitischen 
B e r c i ch b c s ch r an k l sind, 

(2) Die Empfängerin der Zuwendungen muß be¬ 
stätigen, daß sie den ihr zugewendeten Betrag und 
ihre übrigen Mittel nur für staatspolilische Zwecke 
(Absatz 1), nicht aber für die unmittelbare oder 
mittelbare Unterstützung oder Förderung politischer 
Parteien verwendet. 

§ 50 

Uberleitungsvorschrift zum Spendenabzug 

(1) Soweit gemeinnützige Zwecke vor dem 1. Juli 
1951 4 ) als besonders förderungswürdig anerkannt 
worden sind, bleiben die Anerkennungen aufrecht¬ 
erhalten. 

(2) Soweit Zweck und Form von Zuwendungen 
vor dem l.Juli 1951 4 ) als steuerbegünstigt aner¬ 
kannt worden sind, bleiben die Anerkennungen auf¬ 
rech ter halten. 

Zu § 12 des Gesetzes 

§ 51 

(gestrichen) 

Zu § 13 des Gesetzes in der Fassung 
vom 13. November 1957 

§ 52 

Begünstigter Personenkreis im Sinn des § 13 Abs. 4 
des Gesetzes in der Fassung vom 13. November 1957 

(1) Für die Abgrenzung des begünstigten Per¬ 
sonenkreises gilt § 13 Abs. 1 und 3 entsprechend. 


(2) Erlischt die Befugnis zur Inanspruchnahme 
von Rechten und Vergünstigungen (§§ 13 und 19 
des Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung vom 
14. August 1957 — Bundesgesetzbi. I S, 1215 — und 
in der Fassung cles § 4 des Elften Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 29. Juli 
1959 — Bundesgesetzbi. I S. 545), so kann der Frei¬ 
betrag letztmals in dem Veranlagungszeitraurn in 
Anspruch genommen werden, in dem die Befugnis 
erloschen ist. 

Zu § 17 des Gesetzes 

§ 53 

Veräußerung wesentlicher Beteiligungen 

(1) Anteile an einer Kapitalgesellschaft im Sinn 
des § 17 des Gesetzes sind Aktien, Kuxe, Genuß¬ 
scheine, Anteile an einer Gesellschaft mit beschränk¬ 
ter Haftung oder ähnliche Beteiligungen und An¬ 
wartschaften auf solche Beteiligungen. 

(2) Gewinn aus der Veräußerung eines Anteils 
an einer Kapitalgesellschaft ist auch der Gewinn, 
den der Gesellschafter bei der Auflösung der Kapi¬ 
talgesellschaft erzielt. 

(3) Bei Anteilen an einer Kapitalgesellschaft, die 
vor dem 21. Juni 1948 erworben worden sind, sind 
als Anschaffungskosten im Sinn des § 17 Abs. 2 des 
Gesetzes die endgültigen Höchstwerte zugrunde zu 
legen, mit denen die Anteile in eine steuerliche Er¬ 
öffnungsbilanz in Deutscher Mark auf den 21. Juni 
1948 hätten eingestellt werden können. Im Land 
Berlin tritt an die Stelle des 21. Juni 1948 jeweils 
der 1. April 1949; im Saarland tritt an die Stelle des 
21. Juni 1948 für die in § 43 Abs. 1 Ziff. 1 des Ge¬ 
setzes über die Einführung des deutschen Rechts 
auf dem Gebiete der Steuern, Zölle und Finanz¬ 
monopole im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundes¬ 
gesetzbi. I S. 339) bezeichneten Personen jeweils 
der 6. Juli 1959. 

§ 54 

(gestrichen) 

Zu § 22 des Gesetzes 

§ 55 

Ermittlung des Ertrags aus Leibrenten 
in besonderen Fällen 

(1) Der Ertrag des Rentenrechts ist in den folgen¬ 
den Fällen auf Grund der in § 22 Ziff. 1 Buchstabe a 
des Gesetzes aufgeführten Tabelle zu ermitteln: 

1. bei Leibrenten, die vor dem 1. Januar 1955 
zu laufen begonnen haben. Dabei ist das 
vor dem 1. Januar 1955 vollendete Lebens¬ 
jahr des Rentenberechtigten maßgebend; 

2. bei Leibrenten, deren Dauer von der 

Lebenszeit einer anderen Person als des 
Rentenberechtigten abhängt. Dabei ist das 
bei Beginn der Rente, im Fall der Ziffer 1 
das vor dem 1. Januar 1955 vollendete 
Lebensjahr dieser Person maßgebend; 

3. bei Leibrenten, deren Dauer von der 

Lebenszeit mehrerer Personen abhängt. 
Dabei ist das bei Beginn der Rente, im Fall 


4 ) Im Land Berlin: 22. August 1951. 
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der Ziffer 1 das vor dem 1. Januar 1955 
vollendete Lebensjahr der ältesten Person 
maßgebend, wenn das Rentenrecht mit dem 
Tod des zuerst Sterbenden erlischt, und das 
Lebensjahr der jüngsten Person, wenn das 
Rentenrecht mit dem Tod des zuletzt Ster¬ 
benden erlischt. 

(2) Der Ertrag aus Leibrenten, die auf eine be¬ 
stimmte Zeit beschränkt sind (abgekürzte Leibren¬ 
ten), ist nach der Lebenserwartung unter Berücksich¬ 
tigung der zeitlichen Begrenzung zu ermitteln. Der 
Ertragsanteil ist aus der nachstehenden Tabelle zu 
entnehmen. Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden. 


Beschränkung der- Laufzeit 
der Rente auf .... Jahre ab 
Beginn des Rentenbezugs 
(ab 1. Januar 1955, falls die 
Rente vor diesem Zeitpunkt 
zu laufen begonnen hat) 

Der 

Ertrags- j 
anteil 
beträgt, 
vorbehalt¬ 
lich der 
Spalte 3, 
_v. H. 

Der Ertragsanteil ist der 
Tabelle in § 22 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe a des Gesetzes zu 
entnehmen, wenn der Ren¬ 
tenberechtigte zu Beginn 
des Rentenbezugs (vor dem 
1. Januar 1955, falls die 
Rente vor diesem Zeitpunkt 
zu laufen begonnen hat) 

das .te Lebensjahr 

vollendet hatte 

1 

2 

3 

1 

0 

entfällt 

2 

2 

99 

3 

4 

90 

4 

6 

85 

5 

7 

83 

6 

9 

80 

7 

11 

77 

8 

12 

75 

9 

14 

73 

10 

15 

72 

11 

16 

70 

12 

18 

68 

13 

19 

67 

14 

21 

65 

15 

22 

64 

16 

23 

63 

17 

24 

62 

18 

25 

61 

19 

26 

59 

20 

27 

58 

21 

28 

57 

22 

29 

56 

23 

30 

55 

24 

31 

54 

25 

32 

53 

26 

33 

52 

27 

34 

51 

28 

35 

50 

29 

36 

48 

30 

37 

47 

31 

38 

46 

32 

39 

45 

33 

40 

44 

34 

41 

43 

35—36 

42 

41 

37—38 

44 

39 

39 

45 

38 

40—41 

46 

36 

42—43 

47 

35 

44—45 

49 

32 

46—47 

51 

29 


Beschränkung der Laufzeit 
der Rente auf . . . Jahre ab 
Beginn des Rentenbezugs 
(ab 1. Januar 1955, falls die 
Rente vor diesem Zeitpunkt 
zu laufen begonnen hat) 

I 

Der Ertrags¬ 
anteil be¬ 
trägt, vor¬ 
behaltlich 
der Spalte 3, 
.... v. H. 

Der Ertragsanteil ist der 
Tabelle in § 22 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe a des Gesetzes zu 
entnehmen, wenn der Ren¬ 
tenberechtigte zu Beginn 
des Rentenbezugs (vor dem 
1. Januar 1955, falls die 
Rente vor diesem Zeitpunkt 
zu laufen begonnen hat) 
das . . . te Lebensjahr voll¬ 
endet hatte 

1 

2 

3 

48—50 

52 

27 

51—53 

54 

24 

54—55 

55 

22 

56—58 

56 

21 

59—61 

57 

19 

62—64 

58 

17 

65—68 

59 

15 

69—72 

60 

13 

73—76 

61 

11 

77—81 

62 

9 

82—86 

63 

6 


mehr als 86 Der Ertragsanteil ist immer der 


Tabelle in § 22 Ziff. 1 Buchstabe a 
des Gesetzes zu entnehmen. 

Zu § 25 des Gesetzes 

§ 56 

Steuererklärungspflicht 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Ausnahme 
der in § 1 Abs. 3 des Gesetzes bezeichneten Per¬ 
sonen haben eine jährliche Steuererklärung über 
das im abgelaufenen Kalenderjahr (Veranlagungs¬ 
zeitraum) bezogene Einkommen in den folgenden 
Fällen abzugeben: 

1. Ehegatten, bei denen in dem Kalenderjahr 
(Veranlagungszeitraum), für das die Steuer¬ 
erklärung abzugeben ist, die Voraussetzun¬ 
gen des § 26 Abs. 1 des Gesetzes Vor¬ 
gelegen haben, 

a) wenn keiner der Ehegatten Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit, von denen 
ein Steuerabzug vorgenommen worden 
ist, bezogen hat und 

aa) die Summe der Einkünfte beider 
Ehegatten 3820 Deutsche Mark oder 
mehr betragen hat oder 

bb) die getrennte Veranlagung nach 
§ 26a des Gesetzes gewählt wird; 

b) wenn mindestens einer der Ehegatten 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, 
von denen ein Steuerabzug vorgenom¬ 
men worden ist, bezogen hat und 

aa) die Einkünfte beider Ehegatten zu¬ 
sammen mehr als 24 636 Deutsche 
Mark betragen haben oder 

bb) eine Veranlagung nach § 46 Abs. 2 
des Gesetzes in Betracht kommt; 

2. andere unbeschränkt steuerpflichtige Per¬ 
sonen, 
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a) wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte 
1910 Deutsche Mark oder mehr betra¬ 
gen hat und darin keine Einkünfte aus 
nichtsolbs Findiger Arbeit, von denen 
ein Steuerabzug vorgenommen worden 
ist, enthalten sind; 

b) wenn in dem Gesamtbetrag der Ein¬ 
künfte Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit, von denen ein Steuerabzug vor¬ 
genommen worden ist, enthalten sind 
und 

tia) der Gesamtbetrag der Einkünfte 
mehr als 24 636 Deutsche Mark be¬ 
tragen hat oder 

bb) eine Veranlagung nach § 46 Abs. 2 
des Gesetzes in Betracht kommt. 

Eine Steuererklärung ist außerdem abzugeben, 
wenn eine Veranlagung nach § 46 a Satz 2 des Ge¬ 
setzes beantragt wird (§ 72 Abs. 1). Die Pflicht zur 
Abgabe der Steuererklärung entfällt, wenn nach 
Durchschnittsätzen zu ermittelnde Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft bezogen worden sind und 
die übrigen Einkünfte nicht mehr als 600 Deutsche 
Mark betragen haben. 

(2) Zu den Einkünften, die der Steuerpflichtige in 
seiner Steuererklärung anzugeben hat, gehören 
auch die mit seinen Einkünften zusammenzurech¬ 
nenden Einkünfte der Kinder, die mit ihm nach § 27 
des Gesetzes zusammen veranlagt werden. 

(3) Beschränkt Steuerpflichtige und die in § 1 
Abs. 3 des Gesetzes bezeiehneten Personen haben 
eine jährliche Steuererklärung über ihre im abge¬ 
laufenen Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) be¬ 
zogenen inländischen Einkünfte im Sinn des § 49 
des Gesetzes abzugeben, soweit für diese die Ein¬ 
kommensteuer nicht durch den Steuerabzug als 
abgegolten gilt (§ 50 Abs. 4 des Gesetzes). 

(4) Die jährlichen Steuererklärungen sind späte¬ 
stens an dem von den obersten Finanzbehörden der 
Länder mit Zustimmung des Bundesministeis der 
Finanzen bestimmten Zeitpunkt abzugeben. Im Fall 
des § 2 Abs. 5 Ziff. 1 des Gesetzes ist die Erklärung 
bis zum Schluß des dritten Kalendermonats, der auf 
den Schluß des Wirtschaftsjahrs folgt, das im Ver- 
anlagungszeilraurn begonnen hat, abzugeben, frühe¬ 
stens aber bis zu dem in Satz 1 bezeiehneten Zeit¬ 
punkt.. Das Recht des Finanzamts, schon vor diesem 
Zeitpunkt Angaben zu verlangen, die für die Be¬ 
steuerung von Bedeutung sind, bleibt unberührt. 

(5) Personen, die nach den Absätzen 1 oder 3 
nicht zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet 
sind, haben eine solche abzugeben, wenn das 
Finanzamt sie dazu auf fordert. Die Aufforderung 
kann auch durch öffentliche Bekanntmachung er¬ 
folgen. 

§ 57 

Steuererklärungspflicht 

im Fall der getrennten Veranlagung von Ehegatten 
nach § 26 a des Gesetzes 

Sind Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen 
des § 26 Abs. 1 des Gesetzes vorliegen, nach § 56 
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, so 


hat jeder Ehegatte eine Steuererklärung abzugeben, 
wenn einer der Ehegatten die getrennte Ver¬ 
anlagung (§ 26 a des Gesetzes) wählt. Uber die Son¬ 
derausgaben mit Ausnahme des Abzugs für den 
steuerbegünstigten nicht entnommenen Gewinn und 
des Verlustabzugs sowie über die außergewöhn¬ 
lichen Belastungen sollen die Ehegatten eine ge¬ 
meinsame Erklärung abgeben. 

§ 57a 

Steuererklärungspflicht 

im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegatten 
nach § 26 b des Gesetzes 

Sind Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen 
des § 26 Abs. 1 des Gesetzes vorliegen, nach § 56 
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, so 
haben die Ehegatten eine gemeinsame Steuererklä¬ 
rung abzugeben, wenn keiner der Ehegatten die 
getrennte Veranlagung (§ 26 a des Gesetzes) wählt. 

§ 58 

Erklärung bei einheitlicher und gesonderter 
Feststellung der Besteuerungsgrundlagen 

Die zur Geschäftsführung oder Vertretung einer 
Gesellschaft oder Gemeinschaft berechtigten Per¬ 
sonen sind in den Fällen des § 215 Abs. 2 bis 4 der 
Reichsabgabenordnung verpflichtet, eine Erklärung 
zur einheitlichen Feststellung der Einkünfte der 
Beteiligten abzugeben. 

§ 59 

Erklärung bei gesonderter Gewinnfeststellung 

Ist im Fall des § 6 der Verordnung über die Zu¬ 
ständigkeit im Besteuerungsverfahren vom 3. Ja¬ 
nuar 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 11) der Gewinn aus 
dem gewerblichen Betrieb gesondert festzustellen, 
so ist der Unternehmer verpflichtet, eine besondere 
Erklärung über den Gewinn aus dem gewerblichen 
Betrieb an das Betriebsfinanzamt (§ 72 Ziff. 2 der 
Reichsabgabenordnung) abzugeben. 

§ 60 

Form der Erklärung 

(1) Für die Erklärung (§§ 56 bis 59) sind die amt¬ 
lichen Vordrucke zu verwenden. Sie müssen vom 
Steuerpflichtigen, in den Fällen einer gemeinsamen 
Erklärung der Ehegatten (§ 57 Satz 2, § 57 a) von 
den Ehegatten eigenhändig unterschrieben sein. 

(2) Wird der Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 des 
Gesetzes ermittelt, so ist der Erklärung eine Ab¬ 
schrift der Vermögensübersicht (Bilanz), die auf dem 
Zahlenwerk der Buchführung beruht, beizufügen. 
Werden Bücher geführt, die den Grundsätzen der 
doppelten Buchführung entsprechen, ist eine Ver¬ 
lust- und Gewinnrechnung und außerdem auf Ver¬ 
langen des Finanzamts eine Piauptabschlußübersicht 
beizufügen. 

(3) Enthält die Vermögensübersicht (Bilanz) An¬ 
sätze oder Beträge, die den steuerlichen Vorschrif¬ 
ten nicht entsprechen, so sind diese Ansätze oder 
Beträge durch Zusätze oder Anmerkungen den 
steuerlichen Vorschriften anzupassen. Der Steuer- 
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pflichtige kann auch eine den steuerlichen Vorschrif¬ 
ten en f s pro ch ende V e nn ög en sübe rs i di 1 (Steue r- 
Bilanz) beiiiigen 

(4) Liegen Jahresberichte (Geschäftsberichte) oder 
Prüfungsberichte vor, so sind sie der Erklärung bei¬ 
zulügen. 

(5) Hat. eine natürliche Person, eine Personen- 
gosollschaft oder eine juristische Person, die ge¬ 
schäftsmäßig Hille in Sfouci Sachen leistet, bei der 
Anfertigung der Erklärung oder der Anlagen (Ab¬ 
sätze 2 bis 4) mitgewirkt, so sind ihr Name und ihre 
Anschrift in der Erklärung anzugeben. 

Zu §§ 26a und 26b des Gesetze: 

§ 61 

Antrag auf anderweitige Verteilung der Sonder¬ 
ausgaben und der außergewöhnlichen Belastungen 
im Fall des § 26 a des Gesetzes 

Der Antrag auf anderweitige Verteilung der Son¬ 
derausgaben und der als außergewöhnliche Be¬ 
lastungen vom Einkommen abzuziehenden Beträge 
(§ 26 a Abs. 2 und 3 des Gesetzes) kann nur von 
beiden Ehegatten gemeinsam gestellt werden. Kann 
der Antrag nicht gemeinsam gestellt werden, weil 
einer der Ehegatten dazu aus zwingenden Gründen 
nicht in der Lago ist, so kann das Finanzamt den 
Antrag des anderen Ehegatten als genügend an- 
sehen. 

§§62 bis 62 b 
(gestrichen) 

§ 62 c 

Anwendung der §§ 7 a, 7e und 10 a des Gesetzes 
bei der Veranlagung von Ehegatten 

(1) Im f 7 all der getrennten Veranlagung von Ehe¬ 
gatten (§ 26 a des Gesetzes) ist Voraussetzung für 
die Anwendung der §§ 7 a, 7 e und 10 a des Gesetzes, 
daß derjenige Ehegatte, der diese Steuerbegünsti¬ 
gungen in Anspruch nimmt, zu dem durch diese 
Vorschriften begünstigten Personenkreis gehört.. Die 
Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Ge¬ 
winns kann in diesem Fall jeder der Ehegatten, der 
die in § 10 a des Gesetzes bezeichnten Voraus¬ 
setzungen erfüllt, bis zum Höchstbetrag von 20 000 
Deutsche Mark geltend machen, übersteigen bei 
dem getrennt veranlagten Ehegatten oder seinem 
Gesamtrechts nach folg er die Entnahmen die Summe 
der bei der Veranlagung zu berücksichtigenden Ge¬ 
winne, so ist bei ihm nach § 10 a Abs. 2 des Ge¬ 
setzes eine Nach Versteuerung durchzuführen. Die 
Nachversteuerung kommt innerhalb des in § 10a 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes bezeichneten Zeitraums 
so lange und insoweit in Betracht, als ein nach § 45 
Abs. 3 und § 46 Abs. 1 besonders festgestellter Be¬ 
trag vorhanden ist. Hierbei ist auch der besonders 
festgestellte Betrag für Veranlagungszeiträume, in 
denen die Ehegatten zusammen veranlagt worden 
sind, zu berücksichtigen, soweit er auf nicht ent¬ 
nommene Gewinne aus einem dem getrennt ver¬ 
anlagten Ehegatten gehörenden Betrieb entfällt. 

(2) Im Fall der Zusammenveranlagung von Ehe¬ 
gatten (§ 26 b des Gesetzes) genügt es für die An¬ 
wendung der §§ 7 a, 7 c und 10 a des Gesetzes, wenn 
einer der beiden Ehegatten zu dem durch die be¬ 


zeichneten Vorschriften begünstigten Personenkreis 
gehört. Die Steuerbegünstigung des nicht entnom¬ 
menen Gewinns kann in diesem Fall nur unter den 
Voraussetzungen des § 45 Abs. 2 und nur bis zum 
Höchstbetrag von insgesamt 20 000 Deutsche Mark 
in Anspruch genommen werden. Die Nach Versteue¬ 
rung von Mehrentnahmen nach § 10 a Abs. 2 des 
Gesetzes ist in diesem Fall auch insoweit durchzu- 
führen, als bei einem Ehegatten ein nach § 45 Abs. 3 
und § 46 Abs. 1 besonders festgestellter Betrag für 
Veranlagungszeiträume, in denen die Ehegatten 
getrennt veranlagt worden sind, vorhanden ist. 

§ 62 d 

Anwendung des § löd des Gesetzes 
bei der Veranlagung von Ehegatten 

(1) Im Fall der getrennten Veranlagung von Ehe¬ 
gatten (§ 26a des Gesetzes) kann der Steuerpflich¬ 
tige den Verlustabzug nach § 10 d des Gesetzes 
auch für Verluste derjenigen Veranlagungszeit- 
räume geltend .machen, in denen die Ehegatten zu¬ 
sammen veranlagt worden sind. Der Verlustabzug 
kann in diesem Fall nur für Verluste geltend ge¬ 
macht werden, die in einem dem getrennt veranlag¬ 
ten Ehegatten gehörenden Betrieb entstanden sind. 

(2) Im Fall der Zusammenveranlagung von Ehe¬ 
gatten (§ 26b des Gesetzes) kann der Steuerpflich¬ 
tige den Verlustabzug nach § 10 d des Gesetzes auch 
für Verluste derjenigen Veranlagungszeiträume gel¬ 
tend machen, in denen die Ehegatten getrennt ver¬ 
anlagt worden sind. 

Zu § 32 des Gesetzes 

§63 

Abzug von Kinderfreibeträgen bei getrennter 
Veranlagung der Ehegatten nach § 26 a des Gesetzes 

Werden Ehegatten nach § 26a des Gesetzes ge¬ 
trennt veranlagt, so sind die Kinder! reibeträge (§ 32 
Abs. 2 des Gesetzes) insgesamt in der Höhe abzu¬ 
ziehen, in der sie bei einer Zusammenveranlagung 
der Ehegatten zu berücksichtigen wären. Das gilt 
auch, wenn der Kinderfreibetrag für ein Kind nur 
einem Ehegatten zusteht oder zu gewähren ist; in 
diesem Fall ist der Kinderfreibetrag anzusetzen, der 
sich für dieses Kind nach der Gcburtenfolge aller 
Kinder der Ehegatten, für die die Voraussetzungen 
für den Abzug von Kinderfreibeträgen vorliegen, 
ergibt. Die Summe der den Ehegatten gemeinsam 
zustehenden oder zu gewährenden Kinderfrei¬ 
beträge ist bei der Veranlagung jedes Ehegatten 
zur Hälfte abzuziehen. 

Zu § 32 a des Gesetzes 

§ 63a 

Verwitwete Personen 

§ 32 a Abs, 3 des Gesetzes ist nicht auf solche Per¬ 
sonen anzuwenden, die 

1. für den Veranlagungszeitraum nach § 26 Abs. 1 
des Gesetzes zwischen getrennter Veranlagung 
und Zusammen Veranlagung wählen können 
oder 
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2. nach dem Tode ihres Ehegatten mindestens 
vier Monate im Veranlagungszeiträum ent¬ 
weder wiederverheiratet oder nach der Wie¬ 
der v ex h ei rat ung ge sch j eden waren. 

§ 63 b 

Es nk ommensl euer ta belle 
zu § 32 a Abs. 2 und 3 des Gesetzes 

In den Fällen des § 32 a Abs. 2 und 3 des Gesetzes 
ergibt sich die zu veranlagende Einkommensteuer, 
vorbehaltlich der §§ 34, 34b und 34 c des Gesetzes, 
aus eher als Anhang beigofügten Einkommensteuer¬ 
tabelle 5 ). 

Zu § 33 des Gesetzes 

§ 64 

Au ßerg ewflhnli eh e B ei a s tu ngen 

Die zumutbare Eigenbelastung beträgt bei 
S t e u c r p fl i. ch t i g e n 


wenn sie 


.m i l c. i n oj n Ei nk om* 

k o non K 1 u do rfreibe 1 


l Kinderfrei- 

men, das um die 

i ag 

. . 


narb. § 32 Abs. 3 
ZilT. 2 des Gesetzes 


erhallen 


uc trage 
erhallen für 

und um die nach 




.. i 


§ 33 o des Gesetzes 

t und 

und zu den 


ein Kind 

drei 

in der Fassung vom 

j ui«hl v.n 

i 1. Hbcuj.eleu 

irn 

oder 

oder 

15. Seid, cm her 1955 

de n in 

Su'iu dos v 

? 2li 

zwei 1 

rne.br 

(limuiescjoseLzbl. I 
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s Ge 
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S, 1.355) zu ([< wäb 
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sei/es odr 
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nuten 
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vormindei i. ist., von 
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ren. 
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n \!hl 

dvatj 
Abs. 3 





ZlIM Pauli 

stabe. <i 





des Geisel.: 
li.i'len 

«ps er- j 



DM 


cjelieron, 

I 



. I 

_ ± _j 

2 

3 


4 i 

5 

höchstens 3000 
mehr als 3000 

6 

7 

! 7 
1 6 


CO 

2 


vorn Hundert dieses Betrags. Im Fall der getrennten 
Veranlagung von Ehegatten nach § 26 a des Ge¬ 
setzes ist von der Summe der Einkommen beider 
Eh egattan auszu gehen. 

Zu § 33 a. ries Gesetzes 

§ 65 

Pauschbeträge für Körperbehinderte 

(1) Körperbehinderte, bei denen die Voraus¬ 
setzungen des Absatzes 2 vorliegen, erhalten auf 
Antrag wegen der außergewöhnlichen Belastungen, 
die ihnen unmittelbar infolge ihrer Körperbehinde¬ 
rung erwachsen, einen Pauschbetrag, wenn sie nicht 
höhere Aufwendungen nach weisen oder glaubhaft 
machen. Die Flöhe des Pauschbetrags richtet sich 
nach der dauernden (nicht nur vorübergehenden) 
Minderung der Erwerbsfähigkeit des Körperbehin¬ 
derten, soweit diese nicht überwiegend auf Alters¬ 
erscheinungen beruht. Als Pauschbeträge werden 
gewährt: 

6) Hier nicht ab gedruckt (s. Biindesqcselzbl. 1059 J S. 98 ff.). 


Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

Stufe um 

vom Hundert vom Hundert DM 


1 

25 

bis 

ausschließlich 

85 

360 

2 

35 

bis 

ausschließlich 

45 

480 

3 

45 

bis 

ausschließlich 

55 

636 

4 

55 

bis 

ausschließlich 

65 

780 

5 

65 

bis 

ausschließlich 

75 

960 

6 

75 

bis 

ausschließlich 

85 

1 140 

7 

85 

bis 

einschließlich 

90 

1 300 

8 

91 

bis 

einschließlich 

100 

(Erwerbs-1 500 

Unfähig¬ 

keit) 


Blinde sowie Körperbehinderte, die infolge der Kör¬ 
perbehinderung ständig so hilflos sind, daß sie nicht 
ohne fremde Wartung und Pflege bestehen können, 
erhalten an Stelle der in der Übersicht aufge¬ 
führten Pauschbeträge einen Pauschbetrag von 
3900 Deutsche Mark. 

(2) Die Pauschbeträge des Absatzes 1 erhalten: 

1. Körperbehinderte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit auf mindestens 50 vorn 
Hundert festgestellt ist; 

2. Körperbehinderte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit auf weniger als 50 vom 
Hundert, aber mindestens 25 vom Hundert 
festgestellt ist, 

a) wenn dem Körperbehinderten wegen 
seiner Behinderung nach gesetzlichen 
Vorschriften Renten oder andere lau¬ 
fende Bezüge zustehen, und zwar auch 
dann, wenn das Recht auf die Bezüge 
ruht oder der Anspruch auf die Bezüge 
durch Zahlung eines Kapitals abgefun¬ 
den worden ist, oder 

b) wenn die Körperbehinderung zu einer 
äußerlich erkennbaren dauernden Ein¬ 
buße der körperlichen Beweglichkeit ge¬ 
führt hat oder auf einer typischen Be¬ 
rufskrankheit beruht. 

(3) Die Körperbehinderung und das Ausmaß der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit sind wie folgt 
na chzu weisen: 

1. Körperbehinderte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit auf mindestens 50 vom 
Hundert festgestellt ist, haben den amt¬ 
lichen Ausweis für Schwerkriegsbeschädigte, 
Schwerbeschädigte oder Sch wer erwerbsbe¬ 
schränkte oder, wenn ihnen wegen ihrer 
Behinderung nach den gesetzlichen Vor¬ 
schriften Renten oder andere laufende Be¬ 
züge zustehen, den Rentenbescheid oder 
den entsprechenden Bescheid vorzulegen. 
Kann das Ausmaß der Körperbehinderung 
in dieser Weise nicht nachgewiesen werden, 
so ist der Nachweis durch eine Bescheini¬ 
gung der zuständigen Behörde zu erbringen. 
Die Behörde hat bei der Bemessung der Min¬ 
derung der Erwerbsfähigkeit die Anhalts¬ 
punkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit 
im Versorgungswesen zugrunde zu legen 
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und dabei von dem Umfang der verblei¬ 
benden Arboilsmöglidikcit im allgemeinen 
Erwerbsleben auszugehen. Bei Körperbe¬ 
hinderten, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, bemißt sich die Minderung 
der Erwerbsiahigkeit nach der Arbeitsmög- 
lidikeit, die verbleiben würde, wenn sie 
das 14. Lebensjahr bereits vollendet hätten. 
Der Nachweis, daß den Körperbehinderte 
ständig so hilflos ist, daß er nicht ohne 
fremde Wartung und Pflege bestehen kann, 
kann auch durch Vorlage eines Rcntenbe- 
schoids, der die entsprechenden Angaben 
enthält, ge führt werden; 

2. Körper beihinderte, deren Minderung der 
Erwerbsiahigkeit auf weniger als 50 vom 
Hundert, aber mindestens 25 vom Hundert 
festgestellt ist, haben 

a) —wenn ihnen wegen ihrer Behinderung 
nach den gesetzlichen Vorschriften Ren¬ 
ten oder andere laufende Bezüge zu- 
stohen — den Rentenbescheid oder den 
enlspreehendcn Besc:hcid vorzulegen, 

b) in allen anderen Fällen eine Bescheini¬ 
gung der zuständigen Behörde vorzu¬ 
legen. Ziffer 1 Sätze 3 und 4 sind anzu¬ 
wenden. Die Bescheinigung der Behörde 
hat auch eine Äußerung darüber zu ent¬ 
halten, ob die Körperbehindemng zu 
einer äußerlich erkennbaren dauernden 
Einbuße der körperlichen Beweglichkeit 
geführt hat oder auf einer typischen Be¬ 
rn fsk rankh ei t he r 11 h t. 

(4) Personen, denen laufende Hinterhlicbcncn- 
hezüge bewilligt worden sind, erhalten auf Antrag 
einen Pauschbetrag von 600 Deutsche Mark, wenn 
di e I' -Iint e r b lieb cm o n b e z ü g e g e! e i st e t werden 

1. nach dem Bundosversorgungsgcsctz oder 
einem anderen Gesetz, das die Vorschrif¬ 
ten des Bundes Versorgungsgesetzes über 
lüulerb! icibenenbezüge für entsprechend 
anw end b a rer kl ä r t, o de r 

2. nach den Vorschriften über die gesetzliche 
Un 1 a i! v ersi ch e ri mg o der 

3. nach den beamtenrochtlidien Vorschriften 
an Hinterbliebene eines an den Folgen 
eines Dienstunfalls verstorbenen Beamten 
oder 

4. nach den Vorschriften des Bundesentschä- 
digimgsgosot.zes über die Entschädigung 
für Schaden an Leben, Körper oder Ge¬ 
sundheit. 

Der Pauschbetrag wird auch dann gewahrt, wenn das 
Recht auf die Bezüge ruht oder der Anspruch auf 
die Bezüge durch Zahlung eines Kapitals abgefun¬ 
den worden ist. Liegen bei Steuerpflichtigen die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Gesetzes oder 
die Voraussetzungen für eine Zusammenveranla¬ 
gung nach § 27 Abs. 1 des Gesetzes vor, so ist der 
Pauschbetrag bei der Veranlagung diesen Steuer¬ 
pflichtigen nur einmal zu gewähren. 

(5) Steht der Pauschbetrag für Körperbehinderte 
(Absatz 1) oder der Pauschbetrag für Hinterbliebene 


(Absatz 4) einem Kind zu, für das dem Steuerpflich¬ 
tigen nach § 32 Abs. 2 Ziff. 2 des Gesetzes auf An¬ 
trag ein Kinderfreibetrag gewährt wird, so wird der 
Pauschbetrag auf Antrag insoweit auf den Steuer¬ 
pflichtigen übertragen, als das Kind den Pausch¬ 
betrag nicht in Anspruch genommen hat. Die Über¬ 
tragung des Pauschbetrags für Hinterbliebene ist je¬ 
doch nicht zulässig, wenn der Steuerpflichtige oder 
eine der übrigen in Absatz 4 letzter Satz bezcichne- 
ten Personen bei der Veranlagung den Pausch¬ 
betrag bereits nach Absatz 4 erhält. 

Zu § 34 a des Gesetzes 

§66 

Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge 
zum Arbeitslohn 

Bei der Feststellung, ob der Arbeitslohn 15 000 
Deutsche Mark nicht übersteigt, sind die steuerfreien 
Bezüge und die gesetzlichen oder tariflichen Zu¬ 
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
nicht zu berücksichtigen. 

Zu § 34 b des Gesetzes 

§67 

Ermittlung der Einkünfte aus den einzelnen 
Holznutzungsarten bei au&setzenden 
forsiwirisüia!fliehen Betrieben 

(1) Bei aussetzenden forstwirtschaftlichen Betrie¬ 
ben, die nicht zur Buchführung verpflichtet sind, 
kann zur Abgeltung der Betriebsausgaben aul An¬ 
trag ein Pansch salz von 40 vom Hundert der Ein¬ 
nahmen aus den einzelnen Holznutzungsarlen abge¬ 
zogen werden. Voraussetzung für den Abzug des 
Pauschsatzes ist, daß 

1. die forstwirtschaftlich genutzte Fläche 
100 Hektar nicht übersteigt, 

2. eine ordnungsmäßige Buchführung nicht 
vorhanden ist und 

3. ein Bestsndsverglelch für das stehende 
Holz nicht vorgenommen wird. 

(2) Der Pauschsatz zur Abgeltung der Betriebs¬ 
ausgaben beträgt 20 vom Hundert, soweit das Holz 
auf dem Stamm verkauft wird. 

§68 

Betriebsgutaditen, Betriebswerk, Nutzungssatz 

(1) Das amtlich anerkannte Betriebsgutachten 
oder das Betriebswerk, das der erstmaligen Fest¬ 
setzung des Nutzungssatzes zugrunde zu legen ist, 
muß vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 spätestens 
auf den Anfang des drittletzten Wirtschaftsjahrs 
auf gestellt worden sein, das dem Wirtschaftsjahr 
vorangegangen ist, in dem die nach §34b des Ge¬ 
setzes zu begünstigenden Holznutzungen angelallen 
sind. Der Zeitraum von zehn Wirtschaftsjahren, für 
den der Nutzungssatz maßgebend ist, beginnt mit 
dem Wirtschaftsjahr, auf dessen Anfang das Be¬ 
triebsgutachten oder Betriebswerk auf gestellt wor¬ 
den ist. 
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(2) Lieg', der Zeitpunkt, auf den das Betriebsgut¬ 
achten oder Betriebswerk nach Absatz 1 Satz 1 auf- 
zustelien ist, vor dem l. Januar 1955, so genügt es f 
wenn das Belriebsgutaditen oder Betriebswerk auf 
den 1. Januar 1955 auf gestellt worden ist. 

(3) Liegt, ein Bot.riebsguI.ad.il.cn. oder Betriebswerk 
vor, das am 1. Januar 1955 nicht älter als zehn Jahre 
ist, so kann dieses Bod.riebsgul.aditen. oder Betriebs¬ 
werk der Feslselznng des Nulzungssatzes zugrunde 
gelegt werden Der hiernach festgesetzte Nutzungs¬ 
satz ist letztmals für das zehnte Wirtschaftsjahr 
maßgebend, das nach dem Zeitpunkt der Aufstel¬ 
lung des Be! riobsgülachums oder Betriebswerks 
endet. 

(4) Bei aussoi/enden Ioj stvyjiJschaBlichen Betrie¬ 
ben genügt es, wenn das Betriebsgutachten oder 
Betriebswerk auf den Anfang des Wirtschaftsjahrs 
einiges!eilt wird, in dem die nach § 34b des Ge¬ 
setzes zu begünstigenden Holznutzungen angefal¬ 
len sind. Der Zeitraum von zehn Jahren, für den der 
Nutzungssatz maßgebend ist, beginnt mit dem Wirt¬ 
schaftsjahr, auf dessen Anfang das Betriebsgut¬ 
achten oder Betriebswerk aufgestellt worden ist. 
Absatz 2 gilt entsprechend. 

(5) Ein Betriebsgutachten im Sinn des §34b 
Abs. 4 Zifb 1 des Gesetzes ist amtlich anerkannt, 
wenn die Anerkennung von einer Behörde oder 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts des Lan¬ 
des, in dem der forstwirtschaftliche Betrieb belegen 
ist, ausgesprochen wird. Die Länder bestimmen, 
welche Behörden oder Körperschaften des öffent¬ 
lichen Rechts diese Anerkennung auszusprechen 
haben. 

7.u § 34 c des Gesetzes 

§ 68 a 

Ausländische Einkommensteuer 

Eine ausländische Einkommensteuer kann nur an¬ 
gerechnet werden, wenn sie in einem ausländischen 
Staat nach VoiSchriften erhoben wird, die für das 
ganze Staatsgebiet gelten. Eine ausländische Steuer 
entspricht nichl der deutschen Einkommensteuer, 
wenn sie 

1. nach den Gesetzen einer Provinz, eines Landes 
oder einer anderen Gebietskörperschaft des 
aus 1 ä nd i sch en Sta n t es oder 

2. durch eine Gemeinde oder einen Gemeinde¬ 
verband dieses Staates 

erhoben wird. 

§ 68 b 

Auslän dische Ei n Jkünfte 

Ausländische Einkünfte im Sinn des § 34c des 
Gesetzes sind 

1. Einkünfte aus einer in einem ausländischen 
Staat betriebenen Land- und Forstwirtschaft 
(§§ 13 und 14 des Gesetzes) und Einkünfte der 
in den Ziffern 4, 6 und 7 genannten Art, soweit 
sie zu den Einkünften aus Land- und Forst¬ 
wirtschaft gehören; 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§§ 15 und 16 
des Gesetzes), die durch eine in einem aus¬ 
ländischen Staat belegene Betriebstätte oder 


durch einen in einem ausländischen Staat täti¬ 
gen ständigen Vertreter erzielt werden, und 
Einkünfte der in den Ziffern 4, 6 und 7 genann¬ 
ten Art, soweit sie zu den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb gehören, sowie Einkünfte aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internatio¬ 
nalen Verkehr, soweit die Einkünfte auf Beför¬ 
derungen zwischen, ausländischen Häfen oder 
vom Ausland in das Inland entfallen; 

3. Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§18 des 
Gesetzes), die in einem ausländischen Staat 
ausgeübt oder verwertet wird oder worden ist, 
und Einkünfte der in den Ziffern 4, 6 und 7 
genannten Art, soweit sie zu den Einkünften 
aus selbständiger Arbeit gehören; 

4. Einkünfte aus der Veräußerung von 

a) Wirtschaftsgütern, die zum Anlagevermö¬ 
gen eines Betriebs gehören, wenn die Wirt¬ 
schaftsgüter in einem ausländischen Staat 
belegen sind, 

b) Anteilen an Kapitalgesellschaften, wenn die 
Gesellschaft Geschäftsleitung oder Sitz in 
einem ausländischen Staat hat; 

5. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 
des Gesetzes), die in einem ausländischen Staat 
ausgeübt oder verwertet wird oder worden ist, 
und Einkünfte, die von ausländischen öffent¬ 
lichen Kassen mit Rücksicht auf ein gegen¬ 
wärtiges oder früheres Dienstverhältnis ge¬ 
währt werden. Einkünfte, die von inländischen 
öffentlichen Kassen einschließlich der Kassen 
der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundesbank mit Rücksicht auf ein gegenwärti¬ 
ges oder früheres Dienstverhältnis gewährt 
werden, gelten auch dann als inländische Ein¬ 
künfte, wenn die Tätigkeit in einem ausländi¬ 
schen Staat ausgeübt wird oder worden ist; 

6 Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 des Geset¬ 
zes), wenn der Schuldner Wohnsitz, Geschäfts¬ 
leitung oder Sitz in einem ausländischen Staat 
hat oder das Kapitalvermögen durch auslän¬ 
dischen Grundbesitz gesichert ist; 

7. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(§21 des Gesetzes), soweit das unbewegliche 
Vermögen oder die Sachinbegriffe in einem 
ausländischen Staat belegen oder die Rechte 
zur Nutzung in einem ausländischen Staat über¬ 
lassen worden sind; 

8. sonstige Einkünfte im Sinn des § 22 des Geset¬ 
zes, wenn 

a) der zur Leistung der wiederkehrenden Be¬ 
züge Verpflichtete Wohnsitz, Geschäftslei- 
tung oder Sitz in einem ausländischen Staat 
hat, 

b) bei Spekulationsgeschäften die veräußerten 
Wirtschaftsgüter in einem ausländischen 
Staat belegen sind, 

c) bei Einkünften aus Leistungen der zur Ver¬ 
gütung der Leistung Verpflichtete Wohnsitz, 
Geschäftsleitung oder Sitz in einem auslän¬ 
dischen Staat hat. 
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§ 68 c 

Einkünfte ans mehreren ausländischen Staaten 

Die für die Einkünfte aus einem ausländischen 
Slu.il Uisigcse tz i.e u n d go/ahI te aus 1 an di sehe Steuer 
ist nur bis zur Höhe der deutschon Steuer anzu~ 
ro ebnen, die auf die Einkünfte aus diesem ausländi¬ 
schen Staat ouLJ'äilL S!am.men die Einkünfte aus 
m dir er en ausländischen Staaten, so sind die Hochs t- 
b e 1. rä g o d o r a u reich e n b< i rcin a u s 1 änd i s eben Steuern 
{i i r j cd en e i.nzeIne n au s 1 ä n d i sc:hen S1 a at: gesondert 
zu berechnen. 

§ 68 d 

Nachweis über die Höhe der ausländischen 
Einkünfte und Steuern 

Der Steuerpflichtige hat den Nachweis über die 
Höhe der ausländischen Einkünfte und über die 
Festsetzung und Zahlung der ausländischen Steu¬ 
ern durch Vorlage entsprechender Urkunden (z, B. 
Steuerbescheid,- Quittung über die Zahlung) zu füh¬ 
ren. Sind diese Urkunden in einer fremden Sprache 
abgefaßt, so kann eine beglaubigte Übersetzung in 
die deutsche Sprache verlangt werden. 

§ 68 e 

Nachträgliche Festsetzung oder Änderung 
au st änd i sdi er Ster* ern 

(1) Der für einen Veranlagungszeit raum erteilte 
Steilerbescheid ist zi 1 ändorn (Berichtigungsvcranla~ 
gung), wenn eine ausländische Steuer, die auf die 
in dies cm Vc ra n I. a g u n.g s z c* i t rau m bezogenen au s 1 än- 
disehen Einkünfte entfällt, nach Erteilung dieses 
Steuerbescheids, aber vor Ablauf der Verjährungs¬ 
frist erstmalig lest gesetzt, nachträglich, erhöht oder 
erstattet wird und sich dadurch eine höhere oder 
niedrigem Ve r a n hig \\ ng re ch I:fertigt. 

(2) Wird eine ausländische Steuer, die nach § 34c 
des Gesetzes auf die Einkommensteuer für einen 
Veranlagungszeitraum anzurechnen ist, nach der 
Abgabe der Steuererklärung für diesen Veranla¬ 
gung sz ei träum, aber vor Ablauf der Verjährungs¬ 
frist erstattet, so hat der Steuerpflichtige dies dem 
zuständigen Finanzamt unverzüglich mitzutcilen. 

(3) Rechtsmittel gegen Steuerbescheide, die nach 
Absatz 1 geändert worden sind, können nur darauf 
gestützt werden, daß die ausländische Steuer nicht 
oder nicht zutreffend an gerechnet worden sei. 

§ 68 f 

Abzug ausländischer Steuern vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte 

Unbeschränkt Steuerpflichtige, die mit ihren aus- 
1 ändi sche n. Ei n k ü n \ i en in e i nem au si ä ndi sch en Sta. a t 
zu einer Steuer vom Einkommen he ran gezogen 
werden, die nicht der deutschen Einkommensteuer 
entspricht, können diese ausländische St cm er in 
Höhe des nachweislich gezahlten Betrags vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte ab ziehen, soweit diese 
Steuer auf Einkünfte entfällt, die der deutschen 
Ei nk omme ns Le u e r 11 nte 1 1 iegen. 


§ 68g 

Berücksichtigung ausländischer Steuern 
bei Doppelbesteuerungsabkommen 

(1) Soweit in einem Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung eine Anrechnung ausländi¬ 
scher Steuern auf die Einkommensteuer vorgesehen 
ist, sind § 34 c Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Gesetzes 
und §§ 68 c bis 68 e entsprechend anzuwenden. 

(2) Wird bei Einkünften aus einem ausländischen 
Staat, mit dem ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung besteht, nach den Vorschriften 
dieses Abkommens die Doppelbesteuerung nicht be¬ 
seitigt, so sind die auf diese Einkünfte entfallenden 
ausländischen Steuern vom Einkommen nach den 
Vorschriften des § 34 c Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Ge¬ 
setzes und der §§ 68 b bis 68 e anzurechnen. Es 
können nur die festgesetzten und gezahlten auslän¬ 
dischen Steuern vom Einkommen angerechnet wer¬ 
den, auf die sich das Abkommen mit diesem Staat 
bezieht. 

(3) § 68 t ist entsprechend anzuwenden auf aus¬ 
ländische Steuern vom Einkommen, die in einem 
Staat erhoben werden, miL dem ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung besteht, wenn 
sich das Abkommen auf diese ausländischen Steuern 
nicht bezieht. 

Zu § 35 des Gesetzes 

§ 69 

Abweichend e Vorauszahlungstermine 

Die Oberfinanzdirektionen 0 ) können für Steuer¬ 
pflichtige, die überwiegend Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft haben, die Vorauszahlungstermine 
abweichend von § 35 Abs. 1 des Gesetzes bestim¬ 
men. Das gleiche gilt für Steuerpflichtige, die über¬ 
wiegend Einkünfte aus nichtsclbständiger Arbeit 
beziehen, wenn der Steuerabzug vom Arbeitslohn 
nicht vorgenommen wird und der Arbeitgeber zur 
Vornahme des Steuerabzugs nicht verpflichtet ist. 

Zu § 46 des Gesetzes 

§ 69 a 

Veranlagung im Fall des § 46 Afos. 2 Ziff. 2 
des Gesetzes 

Einkünfte aus mehr als einem Dienstverhältnis 
sind im Einkommen enthalten, wenn 

1. im Fall des § 46 Abs. 2 Ziff. 2 Buchstabe a 
oder b des Gesetzes der Arbeitnehmer gleich¬ 
zeitig aus mehreren Dienstverhältnissen oder 

2. im Fall des § 46 Abs. 2 Ziff. 2 Buchstabe a des 
Gesetzes jeder Ehegatte 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit bezogen hat. 

§ 70 

Ausgleich von Härten in bestimmten Fällen 

Betragen in den Fällen des § 46 Abs. 2 Ziff. 1 bis 4 
des Gesetzes die Einkünfte, von denen der Steuer¬ 
abzug vom Arbeitslohn nicht vorgenommen worden 
ist, insgesamt mehr als 800 Deutsche Mark, aber 
nicht mehr als 1600 Deutsche Mark, so ist vom Ein- 


6) Im Land Berlin: Das Landesfinanzaml Berlin. 
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kommen der Betrag abzuziehen, um den die bezeich- 
nelen Einkünfte insgesamt niedriger als 1600 Deut¬ 
sche Mark sind. 

§ 71 

Veranlagung auf Antrag nach § 46 Abs. 2 

7AS:\ 4 uoü 5 des Gesetzes 

(1) Sind EhoynÜon, bei denen im Veranlagungs- 
Zeitraum die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des 
Gesetzes vorgGoyou haben, nach § 56 Abs. 1 Ziff. 1 
Buchstabe b oder Abs. 5 nicht zur Abgabe einer 
Steuerork lärme verpflichtet, so kann der Antrag 
auf getrennte Veranlagung nach § 46 Abs. 2 Ziff. 4 
des Gesetzes nur bis zürn Ablauf der Steuer- 
erklänuigslrist gestellt werden. 

(2) in den Felten des § 46 Abs. 2 Ziff. 5 des 
Gesetzes kann cGr Antrag auf Veranlagung nur 
bis zürn Ablauf der Steiiererfifürungsfrist gestellt 
werden. 

Zu § 46a des Ges>5 zes 

§ 72 

Voraidugann auf An!rag rach § 46a Satz 2 
des Gesetzes 

(1) Der Antrag auf Veranlagung zur Einbezie¬ 
hung von Einkünften im Sinn des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 
bis 5 des Gesetzes kann nur bis zum Ablauf der 
Stoucrerk 1 ürungsfr ist gesteJ 1 f werden, 

(2) Sind im Fall des Absatzes 1 in dom Einkom¬ 
men Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, von 
denen ein Steuerabzug vorgenommen worden ist, 
enthalten und betragen die Einkünfte, von denen, 
der Steuerabzug vorn Arbeitslohn nicht vorgenom¬ 
men worden ist, insgesamt mehr als 800 Deutsche 
Mark, aber nicht mehr als 1600 Deutsche Mark, so 
ist § 70 entsprechend an/u wenden. Das gilt nicht, 
wenn das Einkommen 24 000 Deutsche Mark über¬ 
steigt. 

Zu § 50 des Gesetzes 

§73 

Sonder Vorschriften für beschränkt StouespfBcMige 

(1) Bei beschränkt Steuerpflichtigen ist ein wirt¬ 
schaftlicher Zusammenhang mit inländischen Ein¬ 
künften im Sinn des § 50 Abs. 1 Satz 1 dos Gesetzes 
auch dann gegeben, wenn Darlehen zur Förderung 
des inländischon Wohnungsbaues im Sinn des § 7c 
des Gesetzes gegeben werden. 

(2) Beschrankt Steuerpflichtige, die zu dem in 
§ 10 a Abs. 1 Ziff. 2 des Geset zes bezeichneten Per- 
sonenkreis gehören und ihre frühere Erwcrbsgrund- 
lage verloren haben, können § 10 a des Gesetzes 
anwenden, wenn ein wirtschaftlicher Zusammen¬ 
hang zwischen den in dieser Vorschrift bezcichneten 
Sonderausgaben und inländischen Einkünften be¬ 
steht und der Gewinn auf Grund im Inland ord¬ 
nungsmäßig geführter Bücher nach § 4 Abs. 1 oder 
nach § 5 des Gesetzes ermittelt wird. 

(3) Die Bücher werden im Inland im Sinn des § 50 
Abs. 1 des Gesetzes geführt, wenn sie im Geltungs¬ 
bereich des Gesetzes geführt werden. 


Zu § 50 a des Gesetzes 

§ 73 a 

Begriffsbestimmungen 

(1) Inländisch im Sinn des §50a Abs. 1 des Ge¬ 
setzes sind solche Unternehmen, die ihre Geschäfts¬ 
leitung oder ihren Sitz im Geltungsbereich des Ge¬ 
setzes haben. 

(2) Urheberrechte im Sinn des § 50 a Abs. 4 Buch¬ 
stabe b des Gesetzes sind Rechte, die nach Maßgabe 
des Gesetzes, betreffend das Urheberrecht an Wer¬ 
ken der Literatur und der Tonkunst, vom 19. Juni 
1901 (Reichsgesetzbl. S. 227) und des Gesetzes, be¬ 
treffend das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste und der Photographie, vom 9. Januar 1907 
(Reichsgesetzbl. S. 7) — beide Gesetze in der der¬ 
zeit geltenden Fassung — geschützt sind. 

(3) Gewerbliche Schutzrechte im Sinn des §50a 
Abs. 4 Buchstabe b des Gesetzes sind Rechte, die 
nach Maßgabe des Geschmacksmust er ge setz es vom 
11. Januar 1876 (ReichsgesetzbhS.il), des Patent¬ 
gesetzes in der Fassung vom 18. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 615, 623), des Gebrauchsmustergesetzes 
in der Fassung vom 18. Juli 1953 (Bundesgesctzbl. I 
S. 615, 637) und des Warenzeidiongesetzes in der 
Fassung vom 18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 615, 
643) geschützt sind. 

§ 73b 

Bemessungsgrundlage für den Steuerabzug im Sinn 
des § 50 a Abs. 4 des Gesetzes 

Dem Steuerabzug unterliegt der volle Betrag der 
Einnahmen. Abzüge (z. B. für Betriebsausgaben, 
Werbungskosten, Sonderausgaben und Steuern) 
sind nicht zulässig. 

§ 73 c 

Zeitpunkt des Zufiießens kn Sinn des § 50 a Abs. 5 
Satz 1 des Gesetzes 

Die Aufsichtsratsvergütungen oder die Vergütun¬ 
gen im Sinn des §50a Abs. 4 des Gesetzes fließen 
dem Gläubiger zu 

1. im Fall der Zahlung, Verrechnung oder Gut- 
schrift; 

bei Zahlung, Verrechnung oder Gutschrift; 

2. im Fall der Hinausschiebung der Zahlung we¬ 
gen vorübergehender Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners: 

bei Zahlung, Verrechnung oder Gutschrift; 

3. im Fall der Gewährung von Vorschüssen: - 
bei Zahlung, Verrechnung oder Gutschrift der 
Vorschüsse. 

§ 73 d 

Aufzeichnungen, Steueraufsicht 

(i) Der Schuldner der Auf sich tsrats Vergütungen 
oder der Vergütungen im Sinn des § 50 a Abs. 4 des 
Gesetzes (Schuldner) hat besondere Aufzeichnungen 
zu führen. Aus den Aufzeichnungen müssen ersicht¬ 
lich sein 

1. Name und Wohnung des beschränkt steuer¬ 
pflichtigen Gläubigers (Steuerschuldners), 

2. Höhe der Aufsichtsratsvergütungen oder 
der Vergütungen in Deutscher Mark, 
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3. Tag, an dem die Aufsidilsratsvergütungen 
oder die Vergütungen dem Steuerschuldner 
zugeflössen sind, 

4. Höhe und Zeitpunkt der Abführung der 
ein belud tunen Steuer. 

(2) Bei der Veranlagung des Schuldners zur Ein- 
kommensteuer (Köiporschal'Lstftflor) und bei ört¬ 
lichen Prüfungen (Belriebsprüfimgen usw.), die bei 
dem Schuldner vorgenommen worden, ist auch zu 
prüfen, ob die Steuern ordnungsmäßig einbehalten 
und ahgerührt worden sind. 

§ 73 e 

Abführung und Anmeldung der Aufsiditsratsteuer 
und der Steuer von Vergütungen 
im Sinn des § 50 a Abs. 4 des Gesetzes 
{§ 50 a Abs. 5 des Gesetzes) 

Der Schuldner hat die innerhalb eines Kalender¬ 
vierteljahrs einbchaltcne Aufsichtsratsteuer oder 
die Steuer von Vergütungen im Sinn des § 50 a. 
Abs. 4 des Gesetzes unter der Bezeichnung „Steuer¬ 
abzug von Auf sich tsrats Vergütungen" oder „Steuer¬ 
abzug von Vergütungen im Sinn des § 50 a Abs. 4 
des Einkommensteuergesetzes" jeweils bis zum 10. 
des dem Kalendervierteljahr folgenden Monats an 
das für seine Besteuerung nach dem Einkommen zu¬ 
ständige Finanzamt (Finanzkasse) abzuführen; ist 
der Schuldner keine Körperschaft und stimmen 
Betriebs- und Wohnsitzfinanzamt nicht überein, so 
ist die ein behaltene Steuer an das Betriebsfinanz- 
smt abzuführen. Bis zum gleichen Zeitpunkt hat der 
Schuldner dem nach Satz 1 zuständigen Finanzamt 
eine Anmeldung über die Höhe der Aufsichtsrats¬ 
vergütungen oder der Vergütungen im Sinn des 
§ 50 a Abs. 4 des Gesetzes und die Höhe des Steuer¬ 
abzugs zu übersenden. Die Anmeldung muß vom 
Schuldner oder von einem zu seiner Vertretung 
Berechtig len unterschrieben sein. 

§ 73 f 

Steuerabzug in den Fällen des § 50 a Abs. 6 
des Gesetzes 

Der Schuldner der Vergütungen für die Nutzung 
oder das Recht auf Nutzung von Urheberrechten iib 
Sinn des § 50 a Abs. 4 Buchstabe b des Gesetzes 
braucht den Steuerabzug nicht vorzunehmen, wenn 
er diese Vergütungen auf Grund eines Überein¬ 
kommens nicht an den beschränkt steuerpflichtigen 
Gläubiger (Steuerschuldner), sondern an die Gesell¬ 
schaft für musikalische Aufführungs- und mechani¬ 
sche Vervielfältigung^rechte (Genna) oder an einen 
anderen Rechtsträger abführt und die obersten 
Fina .r izb ehe rdcm de r I,ä n d;r m i t: Zu sti mmun g des 
Bundesminis ters der Finanzen einwilligen, daß 
dieser andere 'Rech Ls träger an die Stelle des Schuld¬ 
ners tritt. In diesem Fall hat die Gema oder der 
andere Rech Is träger den S let ierabzug vorzunehmen; 
§ 50 a Abs. 5 des Gesetzes sowie §§ 73 d und 73 e 
ge 1 ten en tsprech e n d. 

§ 73g 

Haftungsbesd&eid 

(1) Ist die Steuer nicht ordnungsmäßig einbehal¬ 
ten oder abgeführt, so hat das Finanzamt von dem 
Schuldner, in den Fällen des § 73f von dem dort 


bezeichnetcn Rechtsträger, oder von dem Steuer¬ 
schuldner die Steuer durch Haftungsbescheid anzu¬ 
fordern. 

(2) Der Zustellung des Haftungsbescheids an den 
Schuldner bedarf es nicht, wenn der Schuldner die 
einbehaltene Steuer dem Finanzamt ordnungsmäßig 
an ge meldet hat (§ 73 e) oder wenn er vor dem 
Finanzamt oder einem Prüfungsbeamten des Finanz¬ 
amts seine Verpflichtung zur Zahlung der Steuer 
schriftlich anerkannt hat. 

§ 73h 

Besonderheiten 

im Fall von Doppelbesteuerungsabkomraen 

Ergibt sich aus einem Abkommen zur Vermei¬ 
dung der Doppelbesteuerung, daß unter bestimmten 
Voraussetzungen Aufsichtsratsvergütungen oder 
Vergütungen im Sinn des § 50 a Abs. 4 des Gesetzes 
nicht oder nur nach einem vom Gesetz abweichen¬ 
den niedrigeren Steuersatz besteuert werden kön¬ 
nen, so darf der Schuldner den Steuerabzug nur 
unterlassen oder nach dem niedrigeren Steuersatz 
vornehmen, wenn das nach § 73 c zuständige Finanz¬ 
amt bescheinigt, daß die Voraussetzungen für die 
Nichterhebung der Abzugsteuer oder die Erhebung 
der Abzugsteuer nach dem niedrigeren Steuersatz 
vorliegen. Die Bescheinigung des Finanzamts ist als 
Beleg zu den Aufzeichnungen im Sinn des § 73 d 
aufzubewahren. 

§ 73 i 

Abgeltung nach § 50 Abs. 4 des Gesetzes 

Die Einkommensteuer (Körperschaf tsteuer) für die 
in § 50 a Abs. 1 und 4 des Gesetzes bezeichneten 
Einkünfte gilt durch den Steuerabzug als abgegolten, 
wenn die Einkünfte nicht Betriebseinnahmen eines 
inländischen Betriebs sind. 

Zu § 51 des Gesetzes 

§ 74 

Rücklage für Preissteigerung 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 5 des Ge¬ 
setzes ermitteln, können für die Roh-, Hilfs- und 
Betriebstoffe, halbfertigen Erzeugnisse, fertigen 
Erzeugnisse und Waren, die vertretbare Wirt- 
sdiäftsgüter sind und deren Börsen- oder Marktpreis 
(Wiederbeschaffungspreis) am Schluß des Wirt¬ 
schaftsjahrs gegenüber dem Börsen- oder Marktpreis 
(Wiederbeschaffungspreis) am Schluß des voran¬ 
gegangenen Wirtschaftsjahrs um mehr als 10 vom 
Hundert gestiegen ist, im Wirtschaftsjahr der Preis¬ 
steigerung eine den steuerlichen Gewinn mindernde 
Rücklage für Preissteigerung nach Maßgabe der Ab¬ 
sätze 2 bis 4 bilden. 

(2) Zur Errechnung der Rücklage für Preissteige¬ 
rung ist der Vomhundertsatz zu ermitteln, um den 
der Börsen- oder Marktpreis (Wiederbeschaffungs¬ 
preis) der Wirtschaftsgütcr im Sinn des Absatzes 1 
am Schluß des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs 
zuzüglich 10 vom Hundert dieses Preises niedriger 
ist als der Börsen- oder Marktpreis (Wiederbe¬ 
schaffungspreis) dieser Wirtschaftsgüter am Schluß 
des Wirtschaftsjahrs. 
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(3) Die Rücklage darf den steuerlichen Gewinn 
nur bis zur Höhe des Betrags mindern, der sich bei 
Anwendung des nach Absatz 2 berechneten Vom¬ 
hundertsatzes auf die am Schluß des Wirtschafts¬ 
jahrs in der SUniorbikinz angewiesenen und nach 
§ 6 Abs. 1 Zifl 2 Satz 1 des Gesetzes mit den 
Anscha[Jungs- oder Hersf.ellungsbosten bewerteten 
Wirischaftsgüler iro. Sinn des Absatzes 1 ergibt. Ist 
el.n. Wirischa.fl;zjul im Sinn des Absatzes 1 am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs in der Steuerhilanz 
niedriger als mit den An.schaffungs- oder Herstel¬ 
lungskosten bewertet worden, so darf die Rücklage 
den steuerlichen Gewinn bis zur Höhe des Betrags 
mindern, der sich bei Anwendung des nach Absatz 2 
berechnetem. Vomhundertsatzes auf den in der 
Steuorbilanz ausgewiesenen niedrigeren Wert er- 
gibt. Liegt dieser Wert unter dem Börsen- oder 
Marktpreis (Wiederbeschaf fungsprois) am Schluß 
des Wirtschaftsjahrs, so kann eine Rücklage nicht 
gebildet werden. 

(4) Für WirI. schaf f.sg ü fer, die sich am Schluß des 
Wirtschaftsjahrs im Zustand der Be- oder Ver¬ 
arbeitung befinden und für die ein Börsen- oder 
Marktpreis (Wiederbeschaifungspreis) nicht vorhan¬ 
den ist, sind die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die Preissteigerung nach dem 
Börsen- oder Marktprois (Wiederhescliaffungspreis) 
des nächsten Wirtschaflsguts zu berechnen ist, in 
das das im Zustand der Be- oder Verarbeitung be¬ 
findliche Wirtschaftsgut eingeht und für das ein 
Börsen- oder Marktpreis {Wioderboschaffungspreis) 
vor liegt:. 

(5) Die Rücklage für Preissteigerung ist spätestens 
bis zum Ende des auf die? Bildung folgenden sechsten 
W irf s di af t: s j ul i r s g c wi n n e rhö h en d a ufzu lös e n. Bei 
Eintritt wesentlicher Preissenkungen, die auf die 
Preissteigerungen im Sinn des Absatzes 1 folgen, 
kann eine Auflösung zu einem früheren Zeitpunkt 
bes Li mint we rd e n. 

§ 75 

Bewegungsfreiheit für abautzbare Wirtsdiaflsgüter 
des Anlagevermögens privater Krankenanstalten 

(1) Steuerpflichtige, die eine im besonderen Maße 
der minderbemittelten Bevölkerung dienende pri¬ 
vate Krankenanstalt betreiben und die den Gewinn 
aus dem Betrieb dieser Anstalt auf Grund ordnungs¬ 
mäßiger Buchführung ermitteln, können von den 
Aufwendungen für abnutzbare Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung und in dem folgenden Jahr neben den 
nach § 7 des Gesetzes von den An schaff ungs- oder 
Herstellungskosten zu bernessenden Absetzungen 
für Abnutzung Abschreibungen vornehmen, und 
zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaflsgütcrn des An¬ 
lagevermögens 

bis zur Höhe von insgesamt 50 vom Hun¬ 
dert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaflsgütern des 
Anlage Vermögens 

bis zur Höhe von insgesamt 30 vom Hun¬ 
dert 

der Ansdiaffungs- oder Herstellungskosten, höch¬ 
stens jedoch für alle in Betracht kommenden 


Wirtschaftsgüter bis zu 100 000 Deutsche Mark 
jährlich. In den folgenden Jahren bemessen sich die 
Absetzungen für Abnutzung nach dem Rest wert und 
der Restnutzungsdauer. 

(2) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können für 
die Wirtschaftsgüter in Anspruch genommen wer¬ 
den, die in der Zeit vom 1. Januar 1955 bis zum 
31. Dezember 1961 angeschafft oder hergestcllt wer¬ 
den. Bei Wirtschaftsgülern, für die Abschreibun¬ 
gen nach Absatz 1 vorgenommen werden, sind die 
Absetzungen für Abnutzung nach § 7 des Gesetzes 
in gleichen Jahresbeträgen vorzunchmen. 

(3) Eine Krankenanstalt dient in besonderem 
Maße der minderbemittelten Bevölkerung, wenn 
die Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 oder 3 der 
Verordnung zur Durchführung der §§ 17 bis 19 
des Steueranpassungsgesetzes (Gemeinnützigkeits¬ 
verordnung) vom 24. Dezember 1953 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1592) erfüllt sind. 

(4) Hat der Steuerpflichtige keine Konzession 
zum Betrieb der Krankenanstalt, so ist Absatz 1 
nicht anzuwenden, es sei denn, daß die Kranken¬ 
anstalt in einem Gebiet betrieben wird, in dem die 
Konzession nicht erforderlich ist. 

(5) § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 

§ 76 

Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 
bestimmter Wirtschaftsgüter und der Vornahme 
bestimmter Baumaßnahmen durch Land- und Forst¬ 
wirte, die den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln 

(1) Land- und Forstwirte, die den Gewinn auf 
Grund ordnungsmäßiger Buchführung ermitteln, 
können von den Aufwendungen für die in den An¬ 
lagen 1 und 2 zu dieser Verordnung hezeichneten 
beweglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgüter 
und Um- und Ausbauten an unbeweglichen Wirt¬ 
schaftsgütern im Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
oder Herstellung und in dem folgenden Wirtschafts¬ 
jahr neben den nach § 7 des Gesetzes von den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten zu bemessen- 
den Absetzungen für Abnutzung Abschreibungen 
vornehmen, und zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern 

bis zur Höhe von insgesamt 50 vom Hun¬ 
dert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern und 
bei Um- und Ausbauten an unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern 

bis zur Höhe von insgesamt 30 vom Hun¬ 
dert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. In den 
folgenden Jahren bemessen sich die Absetzungen 
für Abnutzung nach dem Rest wert und der Rest¬ 
nutzungsdauer. 

(2) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können für 
die Wirtschaftsgüter und für die Um- und Ausbauten 
an unbeweglichen Wirtschaftsgütern vorgenommen 
werden, die in derZeit vom Beginn des Wirtschafts¬ 
jahrs 1954/55 bis zum Ende des Wirtschaftsjahrs 
1963/64 angeschafft oder hergestellt werden. Bei 
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Wirtschaftsgütern und bei Um- und Ausbauten, für 
die Abschreibungen nach Absatz 1 vorgenommen 
werden, sind die Absetzungen für Abnutzung nach 
§ 7 des Gesetzes in gleichen Jahresbeträgen vorzu¬ 
nehmen. Dabei ist für die unbeweglichen Wirt¬ 
schaftsgüter und für die Um- und Ausbauten an 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern von einer höch¬ 
stens 30jährigen Nutzungsdauer auszugehen. 

(3) Die Abschreibungen nach Absatz 1 dürfen ins¬ 
gesamt 50 vom Hundert des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nicht übersteigen, der sich vor Be¬ 
rücksichtigung der Abschreibungen ergibt. 

(4) Die beweglichen und unbeweglichen Wirt¬ 
schaftsgüter und die Um- und Ausbauten an 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern, für die Abschrei¬ 
bungen nach Absatz 1 vor genommen werden, sind 
in ein besonderes, laufend zu führendes Verzeichnis 
aufzunehmen, das den Tag der Anschaffung oder 
Herstellung, die Anschaffungs- oder Herstellungs¬ 
kosten, die Absetzungen für Abnutzung und die 
Abschreibungen zu enthalten hat. 

(5) Die Abschreibungen nach Absatz 1 sind bei 
der Berechnung der in § 161 Abs. 1 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe e der Reichsabgabenordnung bezeicbnet.cn 
Grenze nicht zu berücksichtigen. 

(6) § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 

§ 77 

Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 

bestimmter Wirtschaftsgüter und der Vornahme 
bestimmter Raumaßnahrnen durch Land- und Forst¬ 
wirte, die den Gewinn nicht auf Grund ordnungs¬ 
mäßiger Buchführung ermitteln 

(1) Land- und Forstwirte, die nicht zur Buchfüh¬ 
rung verpflichtet sind und Bücher nicht oder nicht 
ordnungsmäßig führen und deren Gewinn nicht nach 
der Verordnung über die Aufstellung von Durch¬ 
schnittsätzen für die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juni 1949 *— VOL 
— (WiGBl. S. 95 ) 7 ) ermittelt wird, können bei An¬ 
schaffung oder Herstellung der in den Anlagen 1 
und 2 zu dieser Verordnung bezeichneten beweg¬ 
lichen und unbeweglichen Wirtschaftsgüter und 
Um- und Ausbauten an unbeweglichen Wirtschafts¬ 
gütern im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 
Herstellung 

1. bei 1)eweg 11 ch en W i rtsdiaftsg ütern 

bis zur Höhe von insgesamt 25 vom 
Hundert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern und 
bei Um- und Ausbauten an unbeweglichen 
Wi r I. s ch a f t s g ü t o r n 

bis zur Höhe von insgesamt 15 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten vom 
Gewinn ab ziehen. 

(2) Der Abzug nach Absatz 1 kann für die beweg¬ 
lichen und unbeweglichen Wirtsdiaftsgüter und für 
die Um- und Ausbauten an unbeweglichen Wirt- 


schaftsgütern vorgenommen werden, die in der Zeit 
vom Beginn des Wirtschaftsjahrs 1954/55 bis zum 
Ende des Wirtschaftsjahrs 1963/64 angeschafft oder 
hergestellt werden. 

(3) Der nach Absatz 1 abzuziehende Betrag darf 
50 vom Hundert des Gewinns aus Land- und Forst¬ 
wirtschaft nicht übersteigen, der sich vor Abzug 
dieses Betrags ergibt. 

(4) § 14 Abs. 1 und § 76 Abs. 5 gelten ent¬ 
sprechend. 

§ 78 

Begünstigung der Anschaffung oder Herstellung 
bestimmter Wirtschaftsgüter und der Vornahme 
bestimmter Baumaßnahmen durch Land- und Forst¬ 
wirte, deren Gewinn nach Durchschnitts ätzen zu 
ermitteln ist 

(1) Land- und Forstwirte, deren Gewinn nach der 
Verordnung über die Aufstellung von Durchschnitt¬ 
sätzen für die Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft vom 2. Juni 1949 — VOL — 
(WiGBl. S. 95) 7 ) zu ermitteln ist, können vorbehalt¬ 
lich des Absatzes 2 bei Anschaffung oder Herstel¬ 
lung der in den Anlagen 1 und 2 zu dieser 
Verordnung bezeichneten beweglichen und unbe¬ 
weglichen Wirtschaftsgüter und Um- und Ausbauten 
an unbeweglichen Wirtschaftsgütern im Wirtschafts¬ 
jahr der Anschaffung oder Herstellung 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern 
25 vom Hundert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern und 
bei Um- und Ausbauten an unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern 

15 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten von dem 
nach der bezeichneten Verordnung ermittelten 
Gewinn abziehen. Der Abzug nach Satz 1 darf ins¬ 
gesamt 1000 Deutsche Mark nicht übersteigen und 
nicht zu einem Verlust aus Land- und Forstwirt¬ 
schaft führen. 

(2) Bei Land- und Forstwirten, deren Einkommen¬ 
steuer nach § 10 der in Absatz 1 bezeichneten Ver¬ 
ordnung für mehrere Jahre festgesetzt wird, sind 
die Aufwendungen für die Anschaffung oder Her¬ 
stellung der in den Anlagen 1 und 2 zu dieser Ver¬ 
ordnung bezeichneten beweglichen und unbeweg¬ 
lichen Wirtschaftsgüter und Um- und Ausbauten an 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern in der Weise zu 
berücksichtigen, daß die Einkommensteuer für das 
Kalenderjahr, in dem das Wirtschaftsjahr der An¬ 
schaffung oder Herstellung endet, um 10 vom Hun¬ 
dert dieser Aufwendungen, höchstens um 200 
Deutsche Mark ermäßigt wird. 

(3) Der Abzug nach Absatz 1 oder die Ermäßigung 
nach Absatz 2 kann für die Wirtschaftsgüter vorge¬ 
nommen werden, die in der Zeit vom Beginn des 
Wirtschaftsjahrs 1954/55 bis zum Ende des Wirt¬ 
schaftsjahrs 1963/64 angeschafft oder hergestellt 
werden. 

(4) § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. Im Fall des Ab¬ 
satzes 1 gilt auch § 76 Abs. 5 entsprechend. 


7) Im Land Berlin: Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 1952 
S. 1131. 
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§ 79 

Bewertungsfreiheit für Anlagen zur Verhinderung, 
Beseitigung oder Verringerung von Schädigungen 
durch Abwässer 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder 
§ 5 des Gesetzes ermitteln, können bei abnutzbaren 
WirtschaftsgüLern des Anlagevermögens, bei denen 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, im 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
und in dem folgenden Wirtschaftsjahr neben den 
nach § 7 des Gesetzes zu benies senden Absetzun¬ 
gen für Abnutzung Abschreibungen vornehmen, und 
zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern des An¬ 
lagevermögens 

bis zur Höhe von insgesamt 50 vom Hun¬ 
dert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens 

bis zur Höhe von insgesamt 30 vom Hun¬ 
dert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. In den 
folgenden Wirtschaftsjahren b ein essen sich die Ab¬ 
setzungen für Abnutzung nach dem Rest wert und 
der Restnutzungsdauer. § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Ab¬ 
satzes 1 ist, daß 

1. die Wirischaftsgütor unmittelbar und aus- 
sch 1 ioßIich d azu dienen, Schädigungen durch 
Abwässer zu verhindern, zu beseitigen oder 
zu verringern, 

2. die Anschaffung oder Herstellung der 
Wirtsä)aftsgütor im öffentlichen Interesse 
erforderlich ist und 

3. die für die Wasserwirtschaft zuständige 
oberste Laridesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stolle das Vor liegen der Vor¬ 
aussetzungen der Ziffern 1 und 2 be¬ 
scheinigt. 

(3) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 4 Ahs. 1 oder 
§ 5 des Gesetzes ermitteln, können bei Hingabe 
eines Zuschusses zur Finanzierung der Anschaffung 
oder Herstellung von ab nutzbaren Wirtschafts¬ 
gütern d es A n 1 ü g ove rmög ons i rn Sinn des Abs a tzes 2 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 bei dem 
durch den Zuschuß erworbenen Wirtschaftsgut im 
Wirtschaftsjahr der Hingabe und in dem folgenden 
Wirtschaftsjahr neben den nach § 7 des Gesetzes 
zu bemessen den Absetzungen für Abnutzung Ab¬ 
schreibungen bis zur Höhe von insgesamt 50 vom 
Hundert des Zuschusses vornehmen. Absatz 1 Satz 2 
ist anzuwenden. 

(4) Voraussetzung für die Anwendung des Ab¬ 
satzes 3 ist, daß 

1. der Steuerpflichtige den Zuschuß zum Zweck 
der Mitbenutzung der in Absatz 2 bezeich- 
neten Wirtschaftsgüter gibt und 

2. der Empfänger den Zuschuß unverzüglich 
und unmittelbar zur Anschaffung oder Her¬ 
stellung dieser Wirtschaftsgüter verwendet 


und diese Verwendung und das Vorliegen 
einer Bescheinigung im Sinn des Absatzes 2 
Ziff. 3 dem Steuerpflichtigen bestätigt. 

(5) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können 
bei Wirtschaftsgütern in Anspruch genommen wer¬ 
den, die in der Zeit vom 1. Januar 1955 bis zum 31. 
Dezember 1965 angeschafft oder hergestellt werden. 
Die Abschreibungen nach Absatz 3 können bei Zu¬ 
schüssen in Anspruch genommen werden, die in der 
Zeit vom 1. Januar 1955 bis zum 31. Dezember 1965 
gegeben werden. Bei Wirtschaftsgütern, für die 
Abschreibungen nach Absatz 1 oder Absatz 3 vor¬ 
genommen werden, sind die Absetzungen für Ab¬ 
nutzung nach § 7 des Gesetzes in gleichen Jahres¬ 
beträgen vorzunehmen. 

(6) Bei Wirtschaftsgütern, die mit Zuschüssen im 
Sinn des Absatzes 3 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, sind die Anschaffungs- oder Herstel¬ 
lungskosten vermindert um den Betrag dieser Zu¬ 
schüsse anzusetzen. 

(7) Die Abschreibungen nach Absatz 1 und nach 
Absatz 3 können nicht in Anspruch genommen 
werden für Wirtschaftsgüter, die im Rahmen der 
Neuerrichtung von Betrieben oder Betriebstätten 
angeschafft oder hergestellt werden. 

§ 80 

BewertimgsabscMag für bestimmte Wirtsdiaftsgüter 

des Umlaufsvermögens ausländischer Herkunft 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 5 des Ge¬ 
setzes ermitteln, können die in der Anlage 3 oder in 
der Anlage 4 zu dieser Verordnung bezeichneten 
Wirtschaftsgüter des Umlaufsvermögens statt mit 
dem sich nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 des Gesetzes 
ergebenden Wert mit einem niedrigeren Wert an¬ 
setzen, und zwar 

1. die in der Anlage 3 bezeichneten Wirt¬ 
schaftsgüter mit einem Wert, der bis zu 20 
vom Hundert, 

2. die in der Anlage 4 bezeichneten Wirt¬ 
schaftsgüter mit einem Wert, der bei dem 
Mehrbestand an diesen Wirtschaftsgütern 
bis zu 30 vom Hundert und bei dem übri¬ 
gen Bestand bis zu 20 vom Hundert 

unter den Anschaffungskosten oder dem niedrige¬ 
ren Börsen- oder Marktpreis (Wiederbeschaffungs¬ 
preis) des Bilanzstichtags liegt. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Ab¬ 
satzes 1 ist, daß 

1. das Wirtschaf tsgut im Ausland erzeugt oder 
hergestcllt worden ist, 

2. das Wirtschaftsgut nach der Anschaffung 
nicht bearbeitet oder verarbeitet worden 
ist, 

3. das Land Berlin für das Wirtschaftsgut nicht 
vertraglich das mit der Einlagerung ver¬ 
bundene Preisrisiko übernommen hat und 

4. das Wirtschaftsgut sich am Bilanzstichtag 
im Geltungsbereich des Gesetzes befunden 
hat; im Fall der Inanspruchnahme des Be¬ 
wertungsabschlags nach Absatz 1 Ziff. 1 
genügt es auch, wenn sich das Wirtschafts¬ 
gut zwar am Bilanzstichtag noch nicht in 
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dein bezeichneten Gebiet befunden hat, 
jedoch na di weis; ich zur Einfuhr in dieses 
Gebiet bestimm* gewesen ist Der Nach¬ 
weis gilt als erbrecht, wenn sich das Wirt- 
sgki 1 isgm. spüI*.:stens neun Monate nach 
dem ihlanzsLiditug im Geltungsbereich des 
Gesolzes befinde!. 

Ob eine Bearbeitung oder Verarbeitung im Sinn der 
Ziffer 2 vor liegt, bestimmt sich nach § 12 der Durch- 
führungsbesümmungen zum Umsalzsteuergesetz, Die 
nach § 22 oder nach § 29 Abs. 1 Ziff. 4 in Verbindung 
mit § 30 der Durchführungsbestimmungen zum Um¬ 
satzsteuergesetz besonders zugelassenen Bearbei¬ 
tungen und Verarbeitungen schließen die Anwen¬ 
dung des Absatzes 1 nicht aus, es sei denn, daß 
durch die Bearbeitung oder die Verarbeitung ein 
Wirtschaftsgut entsteht, das nicht in der Anlage 3 
oder in der Anlage 4 aufgeführt ist. 

(3) Mehrbestand im Sinn des Absatzes 1 Ziff, 2 ist 
die mengenmäßige Erhöhung der Bestände an den 
in der Anlage 4 bezeichneten Wirtschaftsgütern am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs (Bilanzstichtag) gegen¬ 
über den Beständen an den in der Anlage 4 bezeich¬ 
neten Wirtschaftsgütern am Schluß des ersten nach 
dem 30. September 1955 endenden Wirtschaftsjahrs 
(Vergleichsstichtag), die nach Abzug etwaiger bei 
diesen Wirtschaftsgütern eingetretener mengen¬ 
mäßiger Bestandsminderungen verbleibt. Die men¬ 
genmäßigen Bestandsänderungen am Bilanzstichtag 
gegenüber dem Vergleichsstichtag sind dabei für 
Wirtschaftsgüter nicht gleicher Art und Güte ge¬ 
trennt zu ermitteln. Der Abzug der Bestandsminde¬ 
rungen ist in der Weise durchzuführen, daß bei den 
Bestandserhöhungen die Mengen abzusetzen sind, 
die dem Wert der Bestandsminderungen entspre¬ 
chen; dabei sind die Wirtschafte guter mit dem 
Börsen- oder Marktpreis (Wiederbeschaffungspreis) 
am Bilanzstichtag zu bewerten. Bei dei Ermittlung 
des MehrbesLands im Sinn des Satzes 1 sind nur 
Wirtschaftsgüter zu berücksichtigen, die sich im 
Geltungsbereich des Gesetzes befunden haben. 

(4) Der Wertansatz nach Absatz 1 Ziff. 2 ist nur 
in Wirtschaftsjahren zulässig, die vor dem 1. Januar 
1962 enden. 

§ 81 

Bewertimgsf reihert für bestimmte Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens im Kohlen- und Erzbergbau 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 5 des Gesetzes 
ermitteln, können bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens, bei denen die in den Absät¬ 
zen 2 bis 4 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen, 
im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
und den vier folgenden Wirtschaftsjahren neben 
den nach § 7 des Gesetzes zu bemessenden Abset¬ 
zungen für Abnutzung Abschreibungen vornehmen, 
und zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütem des An¬ 
lagevermögens 

bis zur Höhe von insgesamt 50 vom Hun¬ 
dert, 

2. bei unbeweglichem Wirtschaftsgütem des 
Anlage verm ögens 

bis zur Höhe von insgesamt 30 vom Hun¬ 
dert 


der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. In den 
folgenden Wirtschaftsjahren bemessen sich die Ab¬ 
setzungen für Abnutzung nach dem Restwert und 
der Restnutzungsdauer. § 14 Abs. 1 gilt entspre¬ 
chend. Bei Wirtschaftsgütem, für die Abschreibungen 
nach Satz 1 in Anspruch genommen werden, sind 
die Absetzungen für Abnutzung nach § 7 des Geset¬ 
zes in gleichen Jahresbeträgen vorzunehmen. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Ab¬ 
satzes 1 ist, 

1. daß die Wirtschaftsgüter 

a) im Tiefbaubetrieb des Steinkohlen-, 
Pechkohlen-, Braunkohlen- und Erzberg¬ 
baues 

aa) für die Errichtung von neuen För¬ 
derschachtanlagen, auch in der Form 
von Anschlußschachtanlagen, 

bb) für die Errichtung von neuen För¬ 
derschächten in Verbindung mit 
Aufschlußarbeiten unter Tage und 
für die Errichtung von Seilfahrt- 
oder Wetterschächten sowie für die 
Umstellung der Förder- und Seil¬ 
fahrteinrichtungen der Tages¬ 
schächte, und zwar von Flur- auf 
Turmförderung, von Dampf- auf 
elektrischen Antrieb, von Gestell- 
auf Gefäßförderung und von Hand- 
auf halb- oder vollautomatische 
Steuerung, und für die damit in 
unmittelbarem Zusammenhang ste¬ 
henden Änderungen des Schachtes 
oder des Schachtausbaues, 

cc) für die Zusammenfassung von meh¬ 
reren Förderschachtanlagen zu einer 
einheitlichen Fördeischachtanlage 
oder 

dd) für den Wiedera ui Schluß stilliegen- 
der Grubenfelder und Feldesteile, 

b) im Tagebaubetrieb des Braunkohlen- und 
Erzbergbaues für die Erschließung neuer 
Tagebaue und beim Übergang zum Tief¬ 
tagebau für die Freilegung und Gewin¬ 
nung der Lagerstätte 

angeschafft oder hergestellt werden, 

2. daß mit der Durchführung der in Ziffer 1 
Buchstabe a bezeichneten Vorhaben vor 
dem 1. Januar 1964 und der in Ziffer 1 
Buchstabe b bezeichneten Vorhaben vor 
dem 1. Januar 1961 begonnen und 

3. daß die Förderungswürdigkeit dieser Vor¬ 
haben von der obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle im Ein¬ 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft bescheinigt worden ist. 

(3) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können 
nur in Anspruch genommen werden 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe a 

bei Wirtschaftsgütern des Anlagevermö¬ 
gens unter Tage und bei den in der An- 
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läge 5 zu dieser Verordnung bezeichneten 
Wi r {. s d i a fi. s g i i I e r n des An 1 ag evermögen s 
über Tage, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe b 

bei den in der Anlage 6 zu dieser Verord¬ 
nung bezeichneten Wirtschaftsgütern des 
b e w e gl ich en An 1 a ge v e rin ö gen s, 

die n a ch dem 31. Dczember 1955 g an z ode r zum Teil 
an geschält t oder bergest eilt werden. Sie können nur 
für den Teil der An schaff ungs- oder Herstellungs¬ 
kosten in Anspruch genommen werden, der nach 
dem 31. Dezember 1951 entstanden ist. Bei Wirt- 
schaftsgütern, für die von der Abschreibungsfreiheit 
nach § 36 des Gesetzes über die Investitionshilfe 
der ge werblichcn WirLsdi a ft. Gtjb ra u ch gernacht. wor¬ 
den ist, sind Abschreibungen nach Absatz 1 nur 
insoweit zulässig, als sic zusammen mit den Ab¬ 
schreibungen nach § 36 des Gesetzes über die IInve¬ 
stition slnlfe der gewerblichen Wirtschaft die in Ab¬ 
satz 1 Ziff. 1 und 2 bezeidincd.cn Vomhundertsätze 
nicht, übersteigen. 

(4) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können 
n i cht m.eb r in Ansp ruch g en omm o n w ercl en für Wi rt- 
schaftsgüter, die 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe a Doppel buch staben au und dd für 
die Errichtung von neuen Förderschacht¬ 
anlagen, jedoch nicht in der Form von An- 
schlußsdiadila n I agon, nadi dem 31. Dezem¬ 
ber 1970 und 

2. in de n ü b r i g e n F ä 11 en n a ch d em 31. Dez em - 
her 1965 

an geschafft oder bergest eilt werden. An die Stelle 
des 31. Dezember 1965 tritt bei begünstigten Vor¬ 
haben, mit deren Durdifühmng nach dem 31. De¬ 
zember 1960 begonnen worden ist, der 31. De¬ 
zember 1963. Bei Wirtschafl.syülern, die nach den 
in den Sätzen 1 und 2 bezeichneten Stichtagen, un¬ 
geschaut oder her gestellt werden, können die Ab¬ 
schreibungen von den vor diesen Stichtagen auf- 
g e wende t en Anz ahl u ng e n a uf An s c 1 1 a ff ungs kos ten 
oder Teilherstellungskost cm. vor genommen werden. 

(5) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können für 
Anzahlungen auf Anschaffungskos len oder für Teil- 
h erst e 11 u n g s k o s ten im W i r 1. sch a ft s j a h r der An Zah¬ 
lung oder TeilherstelJung und den vier folgenden 
Wi rt s cb a f ts j ah r en i n An sp r u ch ge n om men werden. 
Die Summe der Abschreibungen auf ein Wirtschafts¬ 
gut darf jedoch in diesem Fall nicht höher sein als 
die Summe der Abschreibungen, die nach Absatz 1 
im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstel¬ 
lung und den vier folgenden Wirtschaftsjahren zu¬ 
lässig gewesen wären. 

(6) Bei den in Absatz 2 Ziff. 1 Buchstabe b be¬ 
zeichneten Vorhaben können die nach dem 31. De¬ 
zember 1955 und vor dem 1. Januar 1966 aufge¬ 
wendeten Kosten für den Vorabraum bis zu 50 vom 
Hu n de r t als s of o r t a hz ugs f ä h i ge B e. tr i ebs aus gab en 
behandelt werden. 


§ 82 

Bewertungsfreiheit für Anlagen zur Verhinderung, 
Beseitigung oder Verringerung der Verunreinigung 
der 'Luft 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder 
§ 5 des Gesetzes ermitteln, können bei abnutzbaren 
beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermö¬ 
gens, bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 2 
vorliegen, im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 
Herstellung und dem folgenden Wirtschaftsjahr 
neben den nach § 7 des Gesetzes zu bemessenden 
Absetzungen für Abnutzung bis zu insgesamt 50 
vom Hundert der An schaff ungs- oder Herstellungs¬ 
kosten abschreiben. In den folgenden Wirtschafts¬ 
jahren bemessen sich die Absetzungen für Ab¬ 
nutzung nach dem Rest wert und der Restnutzungs¬ 
dauer. § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Ab¬ 
satzes 1 ist, daß 

1. die Wirtschaftsgüter unmittelbar und aus¬ 
schließlich dazu dienen, die Verunreini¬ 
gung der Luft zu verhindern, zu beseitigen 
oder zu verringern, 

2. die Anschaffung oder Herstellung der Wirt¬ 
schaftsgüter im öffentlichen Interesse er¬ 
forderlich ist und 

3. die oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle das Vorliegen der 
Voraussetzungen der Ziffern 1 und 2 be¬ 
scheinigt. 

(3) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können bei 
Wirtschaftsgütern in Anspruch genommen werden, 
die in der Zeit vom 1. Januar 1957 bis zum 31. De¬ 
zember 1965 an geschafft oder her gestellt werden. 
Bei Wirtschaftsgütern, für die Abschreibungen nach 
Absatz 1 vorgenommen werden, sind die Absetzun¬ 
gen für Abnutzung nach § 7 des Gesetzes in gl eidien 
Jahresbeträgen vorzunehmen. 

(4) Die Abschreibungen nach Absatz 1 können 
nicht in Anspruch genommen werden für Wirt- 
sebaftsgüter, die im Rahmen der Neuerrichtung von 
Betrieben oder Betriebstätten angeschafft oder her¬ 
gestellt werden. 

§ 82a 

Erhöhte Absetzungen von Herstellungskosten 
für Anlagen und Einrichtungen bei Wohngebäuden 

(1) Der Steuerpflichtige kann neben den Ab¬ 
setzungen für Abnutzung für das Gebäude von den 
Herstellungskosten, die für den Einbau der in der 
Anlage 7 zu dieser Verordnung bezeichneten An¬ 
lagen und Einrichtungen bei einem nicht zu einem 
Betriebsvermögen gehörenden Gebäude auf ge wen¬ 
det worden sind, an Stelle der nach § 7 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 des Gesetzes zu bemessenden Ab¬ 
setzungen für Abnutzung im Jahr der Herstellung 
und in den folgenden neun Jahren jeweils bis zu 
10 vom Hundert absetzen. Nach Ablauf dieser zehn 
Jahre bemessen sich die Absetzungen für Abnutzung 
für den dann noch vorhandenen Restwert nach der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes. Voraussetzung 
für die Inanspruchnahme der erhöhten Absetzungen 
ist, daß 
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1. das Gebäude vor dem 21. Juni 1948 Ber¬ 
ges le lll worden ist und 

2. die Grundfläche der Wohnzwecken dienen¬ 
den Räume des Gebäudes mehr als die 
Hälfte der gesamten Nutzfläche beträgt. 

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 bei der 
Bemessung des NutzungsWerts der Wohnung im 
eigenen Einfamilienhaus gilt § 15 entsprechend. 

(3) Steht das Gebäude im Eigentum mehrerer Per¬ 
sonen, so sind die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Herstellungskosten von allen Eigentümern mit 
einem einheitlichen Vomhundertsatz abzusetzen. 

(4) Die Absätze} 1 bis 3 sind auf Herstellungs¬ 
kosten für den Einbau von Anlagen und Einrichtun¬ 
gen anzuwomlen, die nach dem 31. Dezember 1957 
und vor dem 1. Januar 1963 fertig gestellt werden. 

(5) § 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 

§ 82b 

Behandlung größerem ErhalUmgsaufwands 
bei Wohngebäuden 

(1) Der Steuerpflichtige kann größere Aufwen¬ 
dungen für die Erhaltung von Gebäuden, die im 
Zeitpunkt der Leistung des Erhaltungsaufwands 
nicht zu einem Betriebsvermögen gehören und über¬ 
wiegend Wohnzwecken dienen, abweichend von 
§ 11 Abs. 2 des Gesetzes auf zwei bis fünf Jahre 
gleichmäßig verteilen. Ein Gebäude dient über¬ 
wiegend Wohnzwecken, wenn die Grundfläche der 
Wohnzwecken dienenden Räume des Gebäudes 
mehr als die Hälfte der gesamten Nutzfläche be¬ 
trägt. Für die Zurechnung der Garagen zu den 
Wohnzwecken dienenden Räumen gilt § 7b Abs. 6 
des Gesetzes entsprechend. 

(2) Wird ein Gebäude während des Verteilungs- 
zeitraums veräußert oder in ein Betriebsvermögen 
eingeb rächt, so ist der noch nicht berücksichtigte 
Teil des Erhaltungsaufwands im Jahr der Veräuße¬ 
rung oder der Überführung in das Betriebsvermö¬ 
gen als Werhungskostcn abzusetzen. 

(3) Steht das Gebäude im Eigentum mehrerer Per¬ 
sonen, so ist der in Absatz 1 bezoiebnete Erhaltungs¬ 
aufwand von allen Eigentümern auf den gleichen 
Zeitraum zu Verteilern. 

Zu § 52 des Gesetzes 

§ 83 

Weitergeltung des § 33 a des Gesetzes 
in der Fassung vom 15. September 1953 

(1) Die Voraussetzungen für die Gewährung eines 
Freibetrags nach § 33 a Abs. 1 des Gesetzes in der 
Fassung vom 15. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1355) sind bei einem Steuerpflichtigen in dem 
Kalenderjahr eingetreten, in dem er als unbe¬ 
schränkt Steuerpflichtiger erstmals zu den in dieser 
Vorschrift bezeichneten Personengruppen gehört 
hat. 


(2) In den Fällen, in denen § 33 a Abs. 1 und 2 
und § 41 Abs. 1 Ziff. 5 des Einkommensteuergesetzes 
in der Fassung vom 15. September 1953 auch weiter¬ 
hin gelten, ist § 51a der Einkommensteuer-Durch¬ 
führungsverordnung vom 31, März 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 67) weiter anzuwenden. 

Schlußvorschriften 

§ 84 

Geltungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieser Verordnung 
ist vorbehaltlich der Regelung in den Absätzen 2 
bis 7 erstmals für den Veranlagungszeitraum I960, 
im Saarland erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1959/60 anzuwenclen. 

(2) Die Vorschrift des § 9 ist erstmals für Wirt¬ 
schaftsjahre anzuwenden, die nach dem 15. Dezem¬ 
ber 1960 enden. 

(3) Die Vorschrift des § 15 ist erstmals auf Ge¬ 
bäude anzuwenden, bei denen der Antrag auf Bau¬ 
genehmigung nach dem 8. März 1960 gesteht worden 
ist. 

(4) Die Vorschrift des § 79 Abs. 7 ist erstmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. De¬ 
zember 1960 beginnen. 

(5) Die Vorschrift des § 81 Abs. 2 Ziff. 1 Buch¬ 
stabe a Doppelbuchstabe bh ist erstmals für Wirt¬ 
schaf tsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezem¬ 
ber 1959 beginnen. 

(6) Die Vorschrift des § 82b ist erstmals auf Er¬ 
haltungsaufwand anzuwenden, der nach dem 31. De¬ 
zember 1960 geleistet wird. 

(7) Anlage 1 Ziff. 18 und Anlage 2 Abschnitt B 
Ziff. 1 und 6, Abschnitt D Ziff. 4 sind erstmals auf 
Wirtschaftsgütcr und Um- und Ausbauten an Wirt- 
schaftsgütern anzuwenden, die in einem nach dem 
31. Dezember 1959 beginnenden Wirtschaftsjahr an¬ 
geschafft oder hergesteilt worden sind. Anlage 2 
Abschnitt A Ziff. 3 der Einkommensteuer-Durcbfüh- 
rungsverordnung in der Fassung vorn 13. März 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 120) ist letztmals auf Wirt¬ 
schaftsgüter anzuwenden, die in einem vor dem 
1. Januar 1960 beginnenden Wirtschaftsjahr herge¬ 
stellt worden sind. 

§ 85 

Anwendung im Land Berlin 

Die vorstehende Fassung dieser Verordnung gilt 
nach § 14 des Dritten überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung 
mit Artikel 9 des Steueränderungsgesetzes 1960 
vom 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) auch im 
Land Berlin. 
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Anlage 1 

(zu §§ 76 bis 78) 


Verzeichnis 

der Wirtschaftsgüter des beweglichen Anlagevermögens 
Im Sinn des § 76 Abs. 1 Ziff. 1, des § 77 Abs. 1 Ziff. 1 und des § 78 Abs. 1 und 2 


1. Ackerschlepper (auch G oral einig er) und Einachs¬ 
schlepper, Einbau- und Anhiingemaschinen und An¬ 
hängegeräte 

2. Mit AuJ'baurnyloren versehene Maschinen und Geräte 
zu r Bo (I e n 1 > e n r (> c • i I u n g und Pi i a. nz ei ip fl e g e 

3. Schlepper und Motor seilwinden und die zugehörigen 
Arlxdlsma sch inen und -gerate für Obst-, Garten- und 
Weinbau und Forstwirtschaft, Motorseilwinden auch 
für 'Landwirtschaft 

4 . Mähdrescher (einsdil. Zusatzgeräte), Zusatzgeräte zu 
D rescii rn a selb non f ü r den Ern tehofdrasch, Fel dhäcks- 
ler, So mm Ölpressen und Vielfachgeräte zur Heu- 
werl.ju.ng 

5. Maschinen, Geräte und Vorrichtungen zur Bekämp¬ 
fung von Schädlingen und Frostschaden 

6. Pflanz- und Le gern aschinen 

7. Vorrats- und Sammclernlei nasch inen für Hackfrüchte, 
'Hopfen und Gemüse 

8. Maschinen zur Verteilung von Stall- und Handels¬ 
dünger 

9. Gummi bereifte Wagen und Triebachsanhänger 

10.. Maschinen zur Sortierung und Aufbereitung 

11. Maschinen und Gerate zur Erdaulbereitung einschließ¬ 
lich Dämpfer und Erdtopfpressen 

12. Keltern, Pressen und Filtrier gerate 

13. Maschinen und Vorricht urigen zur Flaschenabfüllung 
im Obst- und Weinbau 

14. Gär- und Lagertanks 

15. Transportable Motorsägen mit Vergasermotor 


16. Kulturzüune in der Forstwirtschaft 

17. Fördereinrichtungen (mechanische und pneumatische) 
einschließlich der erforderlichen baulichen Anlagen 

18. Siloanlagen für Futter; Kühlanlagen zum Einfrieren 
von Fischfuttcr in der Fore 11 enteichWirtschaft 

19. Trocknungsan lagen, und -einriebtungen für landwirt¬ 
schaftliche Erzeugnisse 

20. Melkmaschinen, - Weidemelk- und Melk stand an lagen 

21. Kühlanlagen zur Erhaltung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen 

22. Be- und Entwässerungsanlagen, Graben zieh- und 
Räummaschinen und bewegliche Pumpen 

23. Maschinelle Einrichtungen zu Gülle- und Jauche¬ 
anlagen 

24. Entrappungsmaschinen 

25. Gewächshäuser und Frühbeetanlagen 
einschließlich Heizungs- und Belich¬ 
tungsein rieht u n gen 

26. Getreidesilos im Zusammenhang mit 
der Haltung von Mähdreschern 

27. Gärfutterbehälter 

28. Dungstättcn, Jaudiegruben, Gülleanla¬ 
gen und Mistsilos 

29. Schattenhallen, Uberwinterungsräume 
und Vorkeimräume 

30. Wasscrversorgungsanlagen (Pumpen, Rohrleitungen 
und ähnliche Anlagen) 

31. Elektrische Anlagen und Geräte, die ihrer Art nach 
ausschließlich land- und forstwirtschaftlichen Zwecken 
dienen können 


8) Vgl. auch Anlage 2 Abschnitt C Budistaben a bis c und Abschnitt X> 

Ziff. 1 Buehstabon a und b. 


wenn sie 
Betriebs- 
Vorrichtun¬ 
gen sind 8 ) 
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Anlage 2 
(zu §§ 76 bis 78) 


Verzeichnis 

der Wirtschaftsgebäude und Um- und Ausbauten an Wirtschaftsgebäuden 
im Sinn des § 76 Abs, ! Ziff. 2 r des § 77 Abs. 1 Ziff. 2 und des § 78 Abs. I und 2 


A. B a uimdhiali m en 

im Rühmen der Tici Seuchenbekämpfung 

1. Trennung der Re eigen len von den Nichtrcagenteri bei 
der Tuberkulose- und Bnicollosebekämpfuug 

a) Hinbau von Trennwänden in Rindviehställen 

b) Umbau von Emraurnsläikm zu Mehrraumslällen 

c) Einbau von Jungvichlaufslällen in vorliandene Ge¬ 
bäude (z. B. in Scheunen) 

2. Verbesserung der Stallgcbäudc 

a) Einbau größerer EensLer 

b) Einbau von üblichen Lüftungsvomchtimgen 

c) Verbesserung des Wärmesdhutzes der Wände, 
Decken und Fußböden 

B. ßaumaßjaahmen im Rahmen der Technisierung 
und Rationalisierung der Innenwirtschaft 

1. Uni- und Ausbau von Wirtschaftsgebäuden zu Lager¬ 
zwecken 

2. Neubau, Anbau und Einbau von Melkständen und 
Mi 1 dikamm er an 1 a g en 

3. Einbau von Trocknungs-, Kühl- und Gefrieranlagen 

4. Neubau, Umbau und Einbau von Maschinen schuppen, 
Sch 1 epperga r ag en und Tr eil)slof f la gern 

5. Errichtung oder Umbau von Wirtschaftsküchen 

6. Neubau von Ställen und Bau maß nahmen zur Moderni¬ 
sierung von Ställen 


C. Baumaßnahmen zur Verminderung 
der Lagerungsverluste landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

Errichtung von 

a) Getreidesilos oder Schüttböden im Zu¬ 
sammenhang mit der Haltung von 
Mähdreschern 

b) Gärfutterbehältern 

c) Dungstätten, Jauchegruben, Gülle¬ 
anlagen und Mistsilos 

d) Düngerschuppen 

e) Baulichkeiten zur Lagerung von Gemüse, Obst und 
Kartoffeln einschließlich Sortier- und Verpackungs- 
räu men 

D. Sonstige Baumaßnahmen 

1. Errichtung von 

a) Schattenhaften, Überwinterungs¬ 
räumen und Vorkeimräumen 

b) Gewächshäusern einschließlich Hei- 
zungs- und Belichtungseinrichtungen 

c) Waldarbeiter- und Geräteschutzhütten 

d) Weinberghütten 

2. Ausbau von Räumen zur Aufnahme einer sterilen Ab¬ 
füllanlage im Obst- und Weinbau 

3. Neubau, Umbau und Ausbau von Kelterschuppen 

4. Neubau, Umbau und Ausbau von Bruthäusern, Sortier- 
halien und Futterküchen in der Teichwirtschaft 


wenn sic 
nicht Be- 
> triebsvor 
richtungen 
sind ß ) 


\ wenn sie 
nicht Be- 
/ triebsvor- 
richtungen 
sind 0 ) 


») Vgl. auch Anlage f Ziff. 25 bis 29. 
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Anlage 3 
(zu § 80 Abs. 1 Ziff. 1) 

Verzeichnis 

clor Wi risch all sgiiier im Sinn des § 80 Afos. 1 Ziff. 1 


1. Eiprodukle 

2. .1klare, BorsI c:ri r Därme, Bo 11P ■ < U ‘ r n uud Daunon; 
Mot; r sch wümme 

3. 1 1 üfs:!niiiichi.o, Re;:. 

4. Trockeuh: üdiU:, ,ijk.Jnrüchte, Gewürze, konservierte 
S iit.1 r r ii H 1 . I.o und S. t u ■ 0 1 .j s 8 ü t !' nhhlen 

5. Ro.!i k i» IJ oe, Ro! 1 !\ 1 • !, > u i, T(v, Maie 

(i. Tinii;;c:!.:o und rnho |>Iinübe öle und Polle sowie 
(...)1s<ei! c n und t d ■ Viic■!»Io, X ?!kuäion, ö!. kudi.en.rn ehle 
u n d Li x. I. ri 1 k l. i o n 1 ; *; d m > f f:; j ; e 1.1 s ä 1 . 1 . n; n, R.o Iuj I yze r i n 

7. Rofelrocjen, ä! bensche Ule 

8. 'Wüchse, Para Ii ine 

9. Rohlabak 

10. Asbest 

11. P fl u r i z I i ch e G e r I > s f. off o 

12. Harze, Gummen, Terpen!inöle und sonstige Lackroh- 
stolle; Kasein 

13. K n u 1; sch uk, 33 u. i 0 In u 11 d G 11 11 a perciia 

14. Hüiilc und Felle Rauh für Pelz werk) 

15. lioh- und Sduiili.ho.lz, Natur kork, Zellstoff, Unters 
(nicht spinn har) 

16. Must:heJsc:h;*!en, SI ei n 111 jsso, Na 1 . u.rliom 

17. Wolle (auch gewaschene Wolle und Kammzüge), 
andere Ti er haare, La um. wolle und Abfälle dieser 
Wirlsihiif tsgütor 


18. Flachs, Ramie, Hanf, Jute, Sisal, Kokosgarne, Manila., 
Hartfasern und sonstige pflanzliche Spinnstoffe (ein- 
schließl.ieh Kokosfasern), Werg und verspinnbare Ab¬ 
fälle dieser Wi.rtschafts g üt er 

19. Pol steilasern (Kapok, Palmfa.s er [Cr in d'Afrique], 
Polsterhede, Polsterwerg und Abfälle dieser Wi.rt- 
sch n l : . tscj ü 1.er), pfl ;1 nzliche Bürstenrohs toffc und Flccb. t- 
rohstoffe (auch Stuhl rohr) 

20. Seiden gar ne, Sei denk ammzüge 

21. Hadern und Lumpen 

22. Unedle NE-Metalle, roh und deren Vormaterial ein¬ 
schließlich Alkali- und Erdalkalimetalle, Metalle der 
seltenen Erden, Quecksilber, metallhaltige Vorstoffe 
und Erze zur Herstellung von Ferrolegierungen, 
feuerfesten Erzeugnissen und chemischen Verbindun¬ 
gen; Silicium, Selen und seine Vorstoffe; Silber, Pla¬ 
tin und deren Vorstoffe 

23. Eisen- und Stahlschrott (einschließlich Schiffe zum 
Zerschlagen) 

24. Bergkristalle sowie Edelsteine und Schmucksteine, 
roh oder einfach gesägt, gespalten oder an geschliffen, 
Pulver von Edelsteinen und Schmucks leinen, Perlen 

25. Feldfuttersaaten, Gemüse- und Blumensaaten ein- 
scb 1 i cß 1 j ch Saa 1 gut von Gernüsehü 1 sen früch len 

26. Fleischextrakle 

27. Fis chm eh 1, Fi e 1 s cb mehl, Blutmehl, X apl o k a - (C a s s a v a -, 
Mani oka-) mehl 

23. Sintermagnesü 


Anlage 4 
(zu § 80 Abs. 1 Ziff. 2) 

Verzeichnis 

der Wh'isdsaftsgüter im Sinn des § 80 Abs. 1 Ziff. 2 


1. H ii 1 s e n 1 r ii cht c, R e j s 

2. Tierische und rohe pflanzliche Öle und Fette sowie 
Ol saaten und Ölfrüchte, Ölkuchen und Extrnktions- 
sch ro1 0 ; Fe 11 sä u. ron, R o h g! v 7 . 0 rin 

3. Asbest, Glimmer, Tnf1 11 r;I r? t 'diamanto 11 

4. Herze, Gummen, Terpentinöle und sonstige natürliche 
Lackrohs tolle 

5. Na I. u rk a 11 ts ch u k 

6. Häute und Polle (nicht für Pelz werk) 

7. Roh- und Schnittholz, Zellstoff 

8. Textile Rohstoffe (Wolle fauch gewaschene Wolle 
und K.am.m / ü? »c] a ndere Tiorhaare, 13aurawolle, Ju Le, 
Hanf, Flachs, Sisal und Manila) 


9. Unedle NE-Metalle, roh und deren Vormaterial; 
Platin 

10. Eisenerze, Ahbrande; metallhaltige Vor Stoffe und 
Erze zur Herstellung von Ferrolegierungen, feuer¬ 
festen Erzeugnissen und chemischen Verbindungen; 
Ferronickel; Eisen- und Stahlschrott 

11. Hartgrieß weizen (durum) und Quaiitätsweizen, Indu- 
striegerste, Industriehafer und Industriemais 

12. Kaolin 

13. Schwe feiki es 

14. Bormineral 

15. Rohphosphat 

16. Zeitung s dru ckpapi er 
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Anlage 5 

(zu § Öl Abs. 3 7S ff. 1) 

Verzeichnis 

der WirtscisafLsgüter des Anlagevermögens über Tage im Sinn des § 81 Abs, 3 Ziff. i 


Die 3)ewerLu ji tjsrreibeit dos § Öl kann im Tiefbaubelrieb 
dos Steinkohlen-, Pochkolden-, Braunkohlen- und Erz¬ 
bergbaues für die Wir! schul Lsgüter des Anlagevermögens 
über Tage in Anspruch genommen werden, die zu den 
folgenden, mit dem Grubenbetrieb unter Tage in unmit¬ 
telbarem Zusammenhang stehenden, der Förderung, Seil¬ 
fahrt und Wetterführung sowie der Aufbereitung des 
Minerals dienenden Anlagen und Einrichtungen gehören: 

1. Förderanlagen und -ein rieh Lungen einschließlich 
Schachthalle, Hängebank, Wagonumlauf und Vcr- 


ladeeinrichtungen sowie Anlagen der Berge- und 
Grubcnholzwirtschaft 

2. Anlagen und Einrichtungen der -Wetterwirtschaft 

3. Waschkauen sowie Einrichtungen der Grubenlam¬ 
pen Wirtschaft, des Grubenrettungswesens und der 
Ersten Hilfe 

4. Sieberei, Wäsche und sonstige Aufbereitungsanla¬ 
gen; im Erzbergbau alle der Aufbereitung dienen¬ 
den Anlagen sowie die Anlagen zum Rösten von 
Eisenerzen, wenn die Anlagen nicht za einem Hüt¬ 
tenbetrieb gehören 


Anlage 6 

(zu § 81 Abs. 3 Ziff. 2) 

V erzeichnis 

der Wirlschciftsgüter des beweglichen Anlagevermögens im Sizrn des § 81 Abs. 3 Ziff. 2 


Die BcwerUingsf reih eit des § 81 kann im Tagebau- 
betrieb des Braunkohlen- und Erzbergbaues für die fol¬ 
genden Wirtschafisgüter des beweglichen Anlagevermö¬ 
gens in Anspruch genommen werden; 

1. G rubenau I sd 1 1 u ß 

2. Wirtsdiaitsgüler, die der Entwässerung der Lager¬ 
stätte dienen 

3. Großgeräte, di« der Lösung, Bewegung und Ver¬ 
kippung der Abruummassen sowie der Förderung 


und Bewegung des Minerals dienen, soweit, sie we¬ 
gen ihrer besonderen, die Ablagcrungs- und Größen- 
vcrhältnisse des Tagebaubetriebs berücksichtigenden 
Konstruktion nur für diesen Tsgebaubetriob oder 
anschließend für andere begünstigte Tagebaubetriebe 
verwendet wer den 

4. Wirtschaftsgüter, die zu den Aufbereitungsanlagen 
im Erzbergbau gehören, wenn die Aufbereitungs¬ 
anlagen nicht zu einem I-Iüttenbetricb gehören 


Anlage 7 
(zu § 82 a) 

Verzeichnis 

der Anlagen und Einrichtungen im Sinn des § 82 a Abs. 1 

1. Wohnung sab schluß mit oder ohne Vorraum in der 
Wohnung 

2. Kochraum mit Entlüflungsmöglidikeiten, Wasserzapf¬ 
stelle und Spülbecken, Anschlußmöglichkeit für Kohle-, 
Gas- oder Elektroherd; entlüftbare Speisekammer oder 
«nt 1 üftbarer Speisesehrank 

3. neuzeitliche sanitäre Anlagen 

4. ein eingerichtetes Bad oder eine eingerichtete Dusche 
je Wohnung sowie Waschbecken 

5. Ansch! \y ßmöglic:hkeit für Ofen oder gleichwertiges 
Heizgerät 

6. elektrische Brennsteilenanschlüsse und Steckdosen 
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Verordnung 

über die Jagd- und Schonzeiten 
Vom 7. April 1961 

Auf Grund des § 22 des Bundesjagdgesetzes vom 29. November 1952 
(BundesgeseUbl. I S. 780), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
BumJosjagdgeset/es vom 16. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 221), wird 
mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 


(1) Die Jagd darf ausgeübt werden auf 


Männ 1 i dies Rot wild 

vom 

1. August 

bis 

31. Januar 

Männliches Dam- und Sikawild 

vom 

1. September 

bis 

31. Januar 

Weibliches Rotwild 
(außer Schmaliieren), Dam- und 
Sikawild sowie Kälber beiderlei 
Geschlechts 

vom 

1. August 

bis 

31. Januar 

Weibliches Rotwild 
(Schin alLiere) 

vom 

1. Juli 

bis 

31. Januar 

Männlidies Muffel w iId 

vom 

1. August 

bis 

31. Januar 

Weibliches Muffelwild und 
Lämmer 

vom 

1. August 

bis 

31. Januar 

Männlichcs Rehwild 

vom 

16. Mai 

bis 

15. Oktober 

Weibliches Rehwild und Reh¬ 
kitze 

vom 

1. September 

bis 

31. Januar 

Gamswild 

vom 

1. August 

bis 

15. Dezember 

Murmeltier 

vom 

1. September 

bis 

30. September 

Hase 

vom 

16. Oktober 

bis 

15. Januar 

Seehund 

vom 

16. Juli 

bis 

31. Dezember 

Dachs 

vom 

1. Juli 

bis 

15. Januar 

Stein- und Baummarder, Fisch¬ 
otter 

vom 

1. Dezember 

bis 

31. Januar 

Auer-, Rackel- und Birkhahn 

vom 

10. April 

bis 

31. Mai 

Hasel bahn 

vom 

1. September 

bis 

31. Oktober 

Rebhuhn 

vom 

1. September 

bis 

15. Dezember 

Fasan 

vom 

16. Oktober 

bis 

15. Januar 

Ringeltaube 

vorn 

1. Juli 

bis 

30. April 

Waldschnepfe 

vom 

16. Oktober 

bis 

15. April 

Bekassine 

vom 

16. Juli 

bis 

31. Dezember 

Trapphahn 

vom 

1. April 

bis 

30. April 

Wildgänse und Wildenten 
(außer Brand-, Eider- und Kol¬ 
benente) 

vom 

1. August 

bis 

25. Januar 

Großer Brachvogel 

vom 

1. September 

bis 

31. Oktober 

Fischadler 

vom 

1. September 

bis 

30. September 

Mäuse- und Rauhfußbussard, 
Möwen und Rohrweihe 

vom 

1. August 

bis 

31. März 

Wildtruthahn 

vom 

1. April 

bis 

15. Mai 


und 

1. Oktober 

bis 

15.Januar 

Wildtruthenne 

vom 

1. Oktober 

bis 

15. Januar. 


(2) Das ganze Jahr darf die Jagd ausgeübt werden auf Schwarzwild, 
Wildkaninchen, Fuchs, Iltis, Nerz, Wiesel, Bläßhuhn, Haubentaucher, 
Fischreiher, Säger, Habicht und Sperber. 
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(3) Als Setz- und Brutzeiten der in Absatz 2 genannten jagdbaren 
Tiere gelten 

für Haarwild die Zeit vom 1. März bis 15. Juni, 

für Federwild die Zeit vom 1. April bis 15. Juli. 

(4) Die Gelege und Nester des Federwildes sind das ganze Jahr über 
geschützt. Der Jagdausübungsberechtigte darf jedoch die im Freien ge¬ 
legten Eier von Federwild an sich nehmen, um sie ausbrüten zu lassen, 
und die Gelege und Nester der Bläßhühner, Sperber, Habichte, Fisch¬ 
reiher und Haubentaucher zerstören. Möweneier dürfen nur bis zum 
15. Juni gesammelt werden. 

§ 2 

Die zuständige Jagdbehörde kann im Einzelfall genehmigen, daß 
außerhalb der Jagdzeiten sowie innerhalb der Jagdzeiten über den 
Abschußplan hinaus krankes oder kümmerndes Wild erlegt wird. Der 
Genehmigung bedarf es nicht, wenn das sofortige Erlegen unerläßlich 
ist, um dem Wild weitere Qualen zu ersparen oder die Ausbreitung von 
Seuchen zu verhindern; der Jagdausübungsberechtigte hat der zustän¬ 
digen Jagdbehörde unverzüglich nach dem Abschuß Anzeige zu er¬ 
statten. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 45 des 
Bundesjagdgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am 10. April 1961 in Kraft. Mit dem gleichen 
Tage tritt die Verordung über die Jagd- und Schonzeiten vom 20. März 
1953 (Bundesanzeiger Nr. 66 vom 8. April 1953) außer Kraft. 

Bonn, den 7. April 1961 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung des Staatssekretärs 
Dr, Bretschneider 
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